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Prof. Dr. Rolf-Ulrich Kunze 

„Demokratie und politische Kultur: Von der globalen Umwelt- und 

Nachhaltigkeitsdebatte zu den Fridays for future in den Niederlanden 

und in der Bundesrepublik“ 

Allgemeine Angaben 

Veranstaltungstyp Seminar 

Veranstaltungsnummer 218022 

Modul Vertiefungsmodul Politik und Geschichte  

Zulassungsvoraussetzungen Abschluss der Grundlagenmoduls Politik und Wirtschaft 

Semester WS 2019/20 

Termine Donnerstag, 10.00 -12.00 Uhr 

SWS 2 

Raum Robert-Koch-Straße 29, Raum 117 

CP 5 

Dozent Prof. Dr. Rolf-Ulrich Kunze 

Kontaktdaten Rolf-Ulrich.Kunze@kit.edu 

 

Lehr und Kompetenzziele 

1. Die Studierenden erlangen (durch die Vorbereitung der Sitzungen, die Mitarbeit 
in den Sitzungen, die Vorbereitung der Referate und das Verfassen der 
wöchentlichen Kurztexte) ein umfassendes in bestimmten Aspekten detailliertes 
Wissen über aktuelle Themen der deutschen und niederländischen Politik 

2. Die Studierende können (durch die Vorbereitung der Sitzungen, die Mitwirkung 
an den Diskussionen sowie vor allem durch die Vorbereitung der Referate und 
der Rezensionen) mit unterschiedlichen Textsorten und Daten umgehen, die 
einzelnen Informationsquellen können zielführend verwendet und kritisch 
bewertet werden 

3. Die Studierenden können sich (durch die Vorbereitung der Sitzungen, die 
Mitwirkung an den Diskussionen sowie vor allem durch die Vorbereitung der 
Referate und der wöchentlichen schriftlichen Aufgaben) in unterschiedliche 

Themenkomplexe effektiv einarbeiten 
4. Die Studierenden kennen (durch den Umgang mit der relevanten 

Forschungsliteratur, die Diskussionen im Seminar sowie die Vorbereitungen für 
das Referat und die schriftlichen Aufgaben) die relevanten 
Forschungsmethoden und Fachbegriffe und können diese anwenden 

5. Die Studierenden können auf der Grundlage ihres Wissens und ihrer Fertigkeiten 
sowie unter Berücksichtigung des Forschungsstandes komplexe Fragestellungen 
eigenständig (beispielsweise bei der Vorbereitung des Referats oder der 
Rezension) oder in der Gruppe  (beispielsweise im Rahmen der Diskussionen) 
untersuchen 



 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

6. Die im Rahmen der angestellten Untersuchungen erzielten Ergebnisse können 
die Studierenden in überzeugender Weise vor einem Fachpublikum präsentieren 
(Referat und schriftliche Aufgaben) 

7. Die Studierenden sind in der Lage, eigene Standpunkte zu erarbeiten und diese 
kontrovers zu diskutieren (Diskussionen in den Sitzungen). Auf dieser Grundlage 
ist es ihnen möglich, Bewertungen vorzunehmen – hierbei profitieren sie von ihrer 
Fähigkeit, unterschiedliche Fachperspektiven verbinden zu können. 

8. Auf der Grundlage ihres Wissens und ihrer Kompetenzen weisen die 
Studierenden ein vertieftes Verständnis für deutsche und niederländische 

Entwicklungen und Verhältnisse auf, auf dieser Grundlage können sie später als 
Experten für grenzüberschreitende Zusammenarbeit auftreten 

 

 

Prüfungs-/Studienleistungen 

Im Rahmen der Lehrveranstaltung sind folgende Leistungen zu erbringen: 
 Referat im Umfang von 15 Minuten 
 Wöchentliche schriftliche Aufgabe, je Sitzung ca. 2. Seiten 

 

Die Berechnung der Note erfolgt auf der Grundlage folgender Kriterien: 

 

 Durchschnitt der wöchentlichen schriftlichen Aufgaben 

  
 

Bewertungskriterien für Prüfungs-/Studienleistungen 

Bei der Bewertung des Referates finden folgende Kriterien Verwendung: 
1. Aufbau [Ist die Struktur des Referats stringent? Wird der Aufbau den Zuhörern 

plausibel erläutert? Werden die Schwerpunkte auf nachvollziehbare Weise 
gesetzt? Entspricht der Umfang des Referats den Vorgaben?]  

2. Inhalte [Werden die wichtigsten Aspekte zum jeweiligen Thema in 
verständlicher Weise erläutert? Weisen die Erläuterungen ein angemessenes 
inhaltliches Niveau auf? Werden geeignete Grundlagen für Diskussionen 
geschaffen? Werden Nachfragen adäquat beantwortet?]  

3. Sprache [Ist das sprachliche Niveau angemessen? Wird das relevante 
Fachvokabular verwendet?]  

4. Literatur [Ist die Zusammenstellung der Literaturbasis gelungen? Werden 
genügend relevante Titel verwendet? In welcher Weise fließen die 
Forschungsergebnisse in die Ausführungen ein?]  

5. Thesenpapier und Präsentation [Entsprechen die Unterlagen den formalen 
Standards (u.a. in Bezug auf die Literaturverweise)? Unterstützen die Unterlagen 
den Vortrag in sinnvoller Weise?]  

 
Bei der Bewertung der schriftlichen Aufgaben: 
 
1. Aufbau, Schwerpunkt und Umfang des Papiers: (Ist der Aufbau des Textes 

stringent? Ist die Schwerpunktsetzung gelungen? Entspricht der Umfang des 
Textes den Anforderungen?) 



 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2. Inhalte (Werden die Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen den 
politischen Kulturen beider Länder differenziert und adäquat dargestellt?   

3. Sprache/Formales (Ist das sprachliche Niveau angemessen? Werden die 
relevanten Fachbegriffe verwendet? Entspricht das formale Niveau, unter 
anderem in Bezug auf die Zitierweise, den Anforderungen?) 

 

Workload 

Die Lehrveranstaltung hat einen zeitlichen Umfang von 150 Stunden (5 CP), die 
sich wie folgt verteilen: 

 Anwesenheit: 30 Stunden 
 Vor- und Nachbereitung (inkl. der schriftlichen Aufgaben): 90 Stunden 
 Vorbereitung des Referats: 30 Stunden 

 

Literatur 

Zu Beginn des Semesters wird ein Reader mit den relevanten Texten zu jeder 
Sitzung zur Verfügung gestellt. Für die Referate suchen die TeilnehmerInnen 
selbständig nach weiterer Literatur.  

 

Anwesenheit 

Die Studierenden dürfen maximal zwei Mal entschuldigt fehlen. 

 

Anlagen 

Seminarplan und Literaturliste 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  



 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Seminar: „Von der globalen Umwelt- und Nachhaltigkeitsdebatte zu den Fridays 

for future in den Niederlanden und in der Bundesrepublik“ 

 

Dozent: Prof. Dr. Rolf-Ulrich Kunze (Vertretung für Prof. Dr. Friso Wielenga) 

Wintersemester 2019/2020 

Donnerstag, 10.00 – 12.00 Uhr 

Ort: Robert-Koch-Str. 29, Raum 117 

 

Seminarplan 

1) Donnerstag, 10.10.2019 

Einleitung in das Thema, Referatvergabe 

 

2) Donnerstag, 17.10.2019 

Der Club of Rome-Bericht von 1972: Eine vergangene Zukunftsprognose zu „grenzen aan de 

groei“. 

Referat: Der Meadows-Bericht für den Club of Rome und seine Bedeutung für die Entstehung 

globaler Umweltpolitik. 

Reader: 

 Donella und Dennis L. Meadows, Die Grenzen des Wachstums. Bericht des Club of 

Rome zur Lage der Menschheit, Stuttgart 1972, S. 11-35; ndl. Übs. des am. Originals: 

dies., Rapport van de Club van Rome: de grenzen aan de groei, Utrecht/Antwerpen 

1972 

 Thomas Saretzki, Umweltpolitik, in: Dieter Nohlen, Florian Grotz (Hg.), Kleines 

Lexikon der Politik, Bonn 
6
2015, S.674-677 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Entwickeln Sie 4 bis 5 Fragen zum Gesichtspunkt „Grenzen des Wachstums“ unter 

Berücksichtigung der Definition von Umweltpolitik bei Saretzki. 

 

3) Donnerstag, 24.10.2019 

Nachindustrielle Gesellschaft. Ein Schlüsselbegriff der 1970er Jahre und seine Wirkung. 

Referat: Die Kernthesen von Daniel Bell, Die nachindustrielle Gesellschaft. 

Reader: 



 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Daniel Bell, Die nachindustrielle Gesellschaft, Frankfurt am Main/New York 1975, S. 

29-49 

 Rolf-Ulrich Kunze, Krise des Fortschrittsoptimismus, in: Handbuch Technikethik, hg. 

v. Armin Grunwald, Stuttgart 2013, S. 67-72 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Definieren Sie ,nachindustrielle Gesellschaft‘ unter Berücksichtigung der 

Wahrnehmungsveränderung gegenüber dem Fortschrittsparadigma im Globalen 

Westen „Industrie = Wachstum = Fortschritt“ seit den 1970er Jahren: 1-2 Seiten. 

 

4) Donnerstag, 31.10.2019  

Die Umweltbewegung in der Bundesrepublik und die GRÜNEN seit 1979. 

Referat: „Grün schlägt Rot?“ Die Veränderung der politischen Agenda durch die GRÜNEN. 

Reader: 

 Andrei S. Markovits, Philip S. Gorski, Grün schlägt Rot. Die deutsche Linke nach 

1945, Hamburg 1997, S. 39-53 

 Ferdinand Müller-Rommel, Grüne Parteien, in: Dieter Nohlen, Florian Grotz (Hg.), 

Kleines Lexikon der Politik, Bonn 
6
2015, S. 257-260 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Gewichten Sie die fünf Gründe, die Markovits und Gorski für den politischen Erfolg 

der Grünen innerhalb der deutschen Linken nennen, unter Berücksichtigung des 

Artikels ,Grüne Parteien‘ von Müller-Rommel: 1-2 Seiten. 

 

5) Donnerstag, 7.11.2019 

Klimaschutz in den Niederlanden seit den 1980er Jahren. 

Referat: Von der Problemwahrnehmung zur politischen Agenda und Regierungspolitik. 

Reader: 

 Wijnand Duyvendak, Het groene optimisme. Het drama van 25 jaar klimaatpolitiek, 

Amsterdam 2011, S. 17-32  

 Cramer, Jacqueline, De groene golf. Geschiedenis en toekomst van de 

milieubeweging, Utrecht 1989, S. 63-118 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Nennen Sie die Gründe für den Durchbruch, den Duyvendak in der niederländischem 

Klimapolitik Mitte der 1980er Jahre erkennt: 1-2 Seiten.  

 



 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

6) Donnerstag, 14.11.2019 

Neue Begriffe und Themen in der globalen Umweltdebatte und ihre Wahrnehmung 

Referat: Einführung in die Bedeutungen des Begriffs Anthropozän und seine Verwendung. 

Reader: 

 Melanie Arndt, Umweltgeschichte, Version: 3.0, in: Docupedia-Zeitgeschichte, 

10.11.2015, http://docupedia.de/zg/Arndt_umweltgeschichte_v3_de_2015 

[01.06.2019] 

 Philipp Blom, Zeiten des Klimawandels: Ein historischer Brückenschlag von der 

kleinen Eiszeit bis heute – Essay (2018), https://www.bpb.de/apuz/269296/zeiten-des-

klimawandels-ein-historischer-brueckenschlag [01.06.2019] 

 Gabriele Dürrenbeck, Das Anthropozän erzählen: Fünf Narrative (2018), 

https://www.bpb.de/apuz/269298/das-anthropozaen-erzaehlen-fuenf-narrative 

[01.06.2019] 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Beschreiben Sie die wesentlichen Etappen der Etablierung des Begriffs 

,Anthropozän‘: 1-2 Seiten. 

 

 

7) Donnerstag, 21.11.2019 

Die Klimawandeldebatte in den Niederlanden: Einklagbarer Klimaschutz? 

Referat: Das Haager Zivilgerichtsurteil von 2018. 

Reader: 

 https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/gerichtsurteil-niederlande-werden-zu-

klimaschutz-gezwungen-15829057.html [01.06.2019] 

 https://www.volkskrant.nl/nieuws-achtergrond/staat-moet-meer-doen-tegen-co2-

uitstoot-urgenda-wint-ook-hoger-

beroep~b51a0a55/?referer=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F [01.06.2019] 

 Johannes Sauer, Kai Purnhagen, Klimawandel vor Gericht – der Rechtsstreit der NGO 

,Urgenda‘ gegen die Niederlande und seine Bedeutung für Deutschland, in: Zeitschrift 

für Umweltrecht 27 (2016), S. 16-23 

Arbeitsauftrag für alle: 

- Fassen die Hauptpunkte der Rezeption des Haager Gerichtsurteils von 2018 zum 

Klimawandel in Volkskrant und FAZ zusammen: 1 Seite. 

 

 

http://docupedia.de/zg/Arndt_umweltgeschichte_v3_de_2015
https://www.bpb.de/apuz/269296/zeiten-des-klimawandels-ein-historischer-brueckenschlag
https://www.bpb.de/apuz/269296/zeiten-des-klimawandels-ein-historischer-brueckenschlag
https://www.bpb.de/apuz/269298/das-anthropozaen-erzaehlen-fuenf-narrative
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/gerichtsurteil-niederlande-werden-zu-klimaschutz-gezwungen-15829057.html
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/gerichtsurteil-niederlande-werden-zu-klimaschutz-gezwungen-15829057.html
https://www.volkskrant.nl/nieuws-achtergrond/staat-moet-meer-doen-tegen-co2-uitstoot-urgenda-wint-ook-hoger-beroep~b51a0a55/?referer=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F
https://www.volkskrant.nl/nieuws-achtergrond/staat-moet-meer-doen-tegen-co2-uitstoot-urgenda-wint-ook-hoger-beroep~b51a0a55/?referer=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F
https://www.volkskrant.nl/nieuws-achtergrond/staat-moet-meer-doen-tegen-co2-uitstoot-urgenda-wint-ook-hoger-beroep~b51a0a55/?referer=https%3A%2F%2Fwww.google.com%2F


 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

8) Donnerstag, 28.11.2019 

Klimawandelfolgen in den Niederlanden. 

Referat: Küstenschutz, Küstenbau und Klimawandel in den Niederlanden. 

Reader: 

 Andreas Gebbink, Klimaschutzpolitik in den Niederlanden (2010), https://www.uni-

muenster.de/NiederlandeNet/nl-

wissen/umwelt/vertiefung/klimaschutzpolitik/auswirkungen_nl.html [01.06.2019] 

 Rolf-Ulrich Kunze, Die Modernisierung der niederländischen Gesellschaft, die 

Infrastrukturgeschichte des Zuiderzeeprojekts und seine Beziehungen zur Fridericiana, 

in: Fridericiana. Zeitschrift der Universität Karlsruhe (TH) 61 (2003), S. 31-39 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Definieren Sie Klimaschutzpolitik im Verhältnis zum Klimawandel und Küstenschutz 

unter Berücksichtigung der niederländischen Wasserbautradition: 1-2 Seiten. 

 

9) Donnerstag, 5.12.2019 

Klima- als Modernisierungspolitik der Bundesrepublik: global, postnational. 

Referat: Der Klimaschutzplan 2050 des Bundesministeriums für Umwelt (2018). 

Reader: 

 Basil Bornemann, Klimapolitik, in: Dieter Nohlen, Florian Grotz (Hg.), Kleines 

Lexikon der Politik, Bonn 
6
2015, S. 312-315. 

 Gary S. Schaal, Modernisierung/Postmodernisierung, in: ebd., S. 397-399. 

 https://www.bmu.de/themen/klima-energie/klimaschutz/nationale-

klimapolitik/klimaschutzplan-2050/#c8420 [01.06.2019] 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Beschreiben Sie den argumentativen Zusammenhang von Klima- und 

Modernisierungspolitik des BMU-Klimaschutzplans unter Berücksichtigung des 

Verständnisses von Modernisierung: 1-2 Seiten. 

 

10) Donnerstag, 12.12.2019 

Globale Politik in Reaktion auf den Klimawandel 

Referat: Internationale Konferenzen zur Klimazielimplementation. 

Reader: 

https://www.uni-muenster.de/NiederlandeNet/nl-wissen/umwelt/vertiefung/klimaschutzpolitik/auswirkungen_nl.html
https://www.uni-muenster.de/NiederlandeNet/nl-wissen/umwelt/vertiefung/klimaschutzpolitik/auswirkungen_nl.html
https://www.uni-muenster.de/NiederlandeNet/nl-wissen/umwelt/vertiefung/klimaschutzpolitik/auswirkungen_nl.html
https://www.bmu.de/themen/klima-energie/klimaschutz/nationale-klimapolitik/klimaschutzplan-2050/#c8420
https://www.bmu.de/themen/klima-energie/klimaschutz/nationale-klimapolitik/klimaschutzplan-2050/#c8420


 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Steffen Bauer, Internationale Klimapolitik 2018. Von Paris über Bonn nach Katowice 

(2018), https://www.bpb.de/apuz/269300/internationale-klimapolitik-2018-von-paris-

ueber-bonn-nach-katowice [01.06.2019] 

 https://www.bpb.de/gesellschaft/umwelt/klimawandel/200832/zeitleiste-die-

internationalen-klimaverhandlungen-eine-chronik [01.06.2019] 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Definieren Sie ,Klimaziele‘: 1-2 Seiten. 

 

11) Donnerstag, 19.12.2019 

Niederländische Landwirtschaft zwischen Agrarindustrie und Nachhaltigkeit. 

Referat: Was ist ein niederländischer Bauer seit dem Jahr 2000? 

Reader:  

 Sietse van der Hoek, Het platteland. Over de laatste Nederlandse boeren, 

Amsterdam/Antwerpen 2002, kaderteksten. 

 Annegreet van Bergen, Gouden jaren. Hoe ons dagelijks leven in een halve eeuw 

onvoorstelbaar is veranderd, Amsterdam/Antwerpen 2014, S. 285-299. 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Welches Bild der Entwicklung des niederländischen Bauern entwirft van der Hoek in 

seinen kaderteksten im Vergleich zu der Narratio bei van Bergen? 1-2 Seiten. 

 

12) Donnerstag, 9.1.2020 

Staatsinterventionistische und Nachhaltigkeitsaspekte der deutschen Landwirtschaft im 

Wandel. 

Referat: Agrarpolitik in der Bundesrepublik seit 2000 im EU-Kontext. 

Reader: 

 https://www.bpb.de/gesellschaft/umwelt/dossier-umwelt/61263/bio-landbau?p=all 

[01.06.2019] 

 Elmar Rieger, Agrarpolitik, in: Dieter Nohlen, Florian Grotz (Hg.), Kleines Lexikon 

der Politik, Bonn 
6
2015, S. 3-8. 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Beschreiben Sie die Entwicklung von der nationalstaatlichen Staatsintervention zur 

europäisch integrierten Koordination der Agrarpolitik: 1-2 Seiten. 

 

 

https://www.bpb.de/apuz/269300/internationale-klimapolitik-2018-von-paris-ueber-bonn-nach-katowice
https://www.bpb.de/apuz/269300/internationale-klimapolitik-2018-von-paris-ueber-bonn-nach-katowice
https://www.bpb.de/apuz/269300/internationale-klimapolitik-2018-von-paris-ueber-bonn-nach-katowice
https://www.bpb.de/gesellschaft/umwelt/klimawandel/200832/zeitleiste-die-internationalen-klimaverhandlungen-eine-chronik
https://www.bpb.de/gesellschaft/umwelt/klimawandel/200832/zeitleiste-die-internationalen-klimaverhandlungen-eine-chronik
https://www.bpb.de/gesellschaft/umwelt/dossier-umwelt/61263/bio-landbau?p=all


 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

13) Donnerstag, 16.1.2020  

Typisch niederländisch? Diskurskultur und Nachhaltigkeitspraxis. 

Referat: Kategorien und Umsetzung eines niederländischen Nachhaltigkeitsbegriffs. 

Reader:  

 Gerbert Romijn, Circulaire economie: economie en ecologie in balans, CPB Policy 

Brief 2018/10, https://www.cpb.nl/sites/default/files/omnidownload/CPB-Policy-

Brief-2018-10-Circulaire-economie-economie-en-ecologie-in-balans.pdf, S. 4-11 

 Frank van Empel, Allemaal winnen: Regionale duurzame ontwikkeling (Ecolutie), 

Rotterdam 2012, S. 49-84  

Arbeitsauftrag für alle:  

- Fassen Sie die Erfahrungen der Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie auf 

Provinzebene (van Empel, S. 193-206) unter Berücksichtigung des CPB-Dossiers 

zusammen: 1-2 Seiten.  

 

14) Donnerstag, 23.1.2020  

Typisch deutsch? Technikethik und Nachhaltigkeitstheorie. 

Referat: Kategorien einer deutschen Definition von Nachhaltigkeit. 

Reader: 

 Felix Ekardt, Nachhaltigkeit, in: Handbuch Techniethik, hg. v. Armin Grunwald, 

Stuttgart 2013, S. 187-192 

 Manfred Linz, Umweltethik, in: Evangelisches Soziallexikon, hg. v.  Jörg Hübner u. 

a., Stuttgart 
9
2016, Sp. 1586-1592 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Vergleichen Sie die Schwerpunktsetzung in den Handbuchbeiträgen von Ekardt und 

Linz unter dem Gesichtspunkt der Konstruktion von Nachhaltigkeit: 1 Seite. 

 

15) Donnerstag, 30.1.2020 

Kommunikationsstrategien und Agenda setting bei Fridays for future NL 

Referat:  

 Exemplarische Medienanalyse der Darstellung von fünf Aktionen von Fridays for 

future NL und DE auf Facebook: Themen, Selbstdarstellung, Sprache und 

Bildsprache. 

Reader:  

https://www.cpb.nl/sites/default/files/omnidownload/CPB-Policy-Brief-2018-10-Circulaire-economie-economie-en-ecologie-in-balans.pdf
https://www.cpb.nl/sites/default/files/omnidownload/CPB-Policy-Brief-2018-10-Circulaire-economie-economie-en-ecologie-in-balans.pdf


 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 https://www.facebook.com/FridaysForFutureNL/ [01.06.2019] 

 https://www.facebook.com/fridaysforfuture.de/ [01.06.2019] 

 https://www.deutschlandfunk.de/fridays-for-future-zehntausende-demonstrieren-fuer-

mehr.1783.de.html?dram:article_id=449706 [01.06.2019] 

 https://www.tu-chemnitz.de/tu/pressestelle/2019/05.29-13.48.html [01.06.2019] 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Fassen Sie die wesentlichen Erkenntnisse des Seminars zur Entwicklung von der 

Umweltbewegung der 1970er Jahre in den Niederlanden und in der Bundesrepublik 

über die Anthropozän-Debatte bis zu Fridays for future thesenförmig zusammen. 

https://www.facebook.com/FridaysForFutureNL/
https://www.facebook.com/fridaysforfuture.de/
https://www.deutschlandfunk.de/fridays-for-future-zehntausende-demonstrieren-fuer-mehr.1783.de.html?dram:article_id=449706
https://www.deutschlandfunk.de/fridays-for-future-zehntausende-demonstrieren-fuer-mehr.1783.de.html?dram:article_id=449706
https://www.tu-chemnitz.de/tu/pressestelle/2019/05.29-13.48.html


2) Donnerstag, 17.10.2019 

Der Club of Rome-Bericht von 1972: Eine vergangene Zukunftsprognose zu „grenzen aan de 
groei“. 

Referat: Der Meadows-Bericht für den Club of Rome und seine Bedeutung für die Entstehung 
globaler Umweltpolitik. 

Reader: 

• Donella und Dennis L. Meadows, Die Grenzen des Wachstums. Bericht des Club of 
Rome zur Lage der Menschheit, Stuttgart 1972, S. 11-35; ndl. Übs. des am. Originals: 
dies., Rapport van de Club van Rome: de grenzen aan de groei, Utrecht/Antwerpen 
1972 

• Thomas Saretzki, Umweltpolitik, in: Dieter Nohlen, Florian Grotz (Hg.), Kleines 
Lexikon der Politik, Bonn 62015, S.674-677 

 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Entwickeln Sie 4 bis 5 Fragen zum Gesichtspunkt „Grenzen des Wachstums“ unter 
Berücksichtigung der Definition von Umweltpolitik bei Saretzki. 

 































3) Donnerstag, 24.10.2019 

Nachindustrielle Gesellschaft. Ein Schlüsselbegriff der 1970er Jahre und seine Wirkung. 

Referat: Die Kernthesen von Daniel Bell, Die nachindustrielle Gesellschaft. 

Reader: 

• Daniel Bell, Die nachindustrielle Gesellschaft, Frankfurt am Main/New York 1975, S. 
29-49 

• Rolf-Ulrich Kunze, Krise des Fortschrittsoptimismus, in: Handbuch Technikethik, hg. 
v. Armin Grunwald, Stuttgart 2013, S. 67-72 

 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Definieren Sie ,nachindustrielle Gesellschaft‘ unter Berücksichtigung der 
Wahrnehmungsveränderung gegenüber dem Fortschrittsparadigma im Globalen 
Westen „Industrie = Wachstum = Fortschritt“ seit den 1970er Jahren: 1-2 Seiten. 

 







































4) Donnerstag, 31.10.2019  

Die Umweltbewegung in der Bundesrepublik und die GRÜNEN seit 1979. 

Referat: „Grün schlägt Rot?“ Die Veränderung der politischen Agenda durch die GRÜNEN. 

Reader: 

• Andrei S. Markovits, Philip S. Gorski, Grün schlägt Rot. Die deutsche Linke nach 
1945, Hamburg 1997, S. 39-53 

• Ferdinand Müller-Rommel, Grüne Parteien, in: Dieter Nohlen, Florian Grotz (Hg.), 
Kleines Lexikon der Politik, Bonn 62015, S. 257-260 

 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Gewichten Sie die fünf Gründe, die Markovits und Gorski für den politischen Erfolg 
der Grünen innerhalb der deutschen Linken nennen, unter Berücksichtigung des 
Artikels ,Grüne Parteien‘ von Müller-Rommel: 1-2 Seiten. 

 

 





























5) Donnerstag, 7.11.2019 

Klimaschutz in den Niederlanden seit den 1980er Jahren. 

Referat: Von der Problemwahrnehmung zur politischen Agenda und Regierungspolitik. 

Reader: 

 Wijnand Duyvendak, Het groene optimisme. Het drama van 25 jaar klimaatpolitiek, 

Amsterdam 2011, S. 17-32  

 Cramer, Jacqueline, De groene golf. Geschiedenis en toekomst van de 

milieubeweging, Utrecht 1989, S. 63-118 

 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Nennen Sie die Gründe für den Durchbruch, den Duyvendak für die niederländische 

Klimapolitik Mitte der 1980er Jahre erkennt. 1-2 Seiten.  

 

 

 















































































6) Donnerstag, 14.11.2019 

Neue Begriffe und Themen in der globalen Umweltdebatte und ihre Wahrnehmung 

Referat: Einführung in die Bedeutungen des Begriffs Anthropozän und seine Verwendung. 

Reader: 

• Melanie Arndt, Umweltgeschichte, Version: 3.0, in: Docupedia-Zeitgeschichte, 
10.11.2015, http://docupedia.de/zg/Arndt_umweltgeschichte_v3_de_2015 
[01.06.2019] 

• Philipp Blom, Zeiten des Klimawandels: Ein historischer Brückenschlag von der 
kleinen Eiszeit bis heute – Essay (2018), https://www.bpb.de/apuz/269296/zeiten-des-
klimawandels-ein-historischer-brueckenschlag [01.06.2019] 

• Gabriele Dürrenbeck, Das Anthropozän erzählen: Fünf Narrative (2018), 
https://www.bpb.de/apuz/269298/das-anthropozaen-erzaehlen-fuenf-narrative 
[01.06.2019] 

 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Beschreiben Sie die wesentlichen Etappen der Etablierung des Begriffs 
,Anthropozän‘: 1-2 Seiten. 

 

 

 

http://docupedia.de/zg/Arndt_umweltgeschichte_v3_de_2015
https://www.bpb.de/apuz/269296/zeiten-des-klimawandels-ein-historischer-brueckenschlag
https://www.bpb.de/apuz/269296/zeiten-des-klimawandels-ein-historischer-brueckenschlag
https://www.bpb.de/apuz/269298/das-anthropozaen-erzaehlen-fuenf-narrative
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von Melanie Arndt

Umweltgeschichte

Geschichte der Wechselbeziehungen zwischen Mensch und Natur

Umweltgeschichte ist die Geschichte der Wechselbeziehungen zwischen Mensch

und Natur – auf diesen kurzen und allgemeinen Nenner lassen sich die

verschiedenen, mehr oder weniger konkreten Definitionsversuche dieses

historischen Teilbereichs bringen.  Dabei wird beiden Seiten dieses

Wechselverhältnisses, sowohl dem Menschen als auch der Natur, ein eigener

Stellenwert eingeräumt, auch wenn sie als unauflöslich verschränkt gedacht

werden. Das Interesse der umwelthistorischen Forschung richtet sich auf die von

Seiten der Menschen beabsichtigten, insbesondere aber auch auf die

unbeabsichtigten und langfristigen Folgewirkungen  ihrer

Beziehungskonstellation mit der Natur. Die „dialektische Spannung”  zwischen

dem Bestreben, die Natur zu beherrschen, und der gleichzeitigen

unabänderlichen Abhängigkeit menschlicher Individuen und Gesellschaften von

der physischen Welt ist die Grundlage der Umwelthistorie. Umwelt und

Geschichte sind ihr zufolge auf sehr komplexe Weise miteinander verbunden, und

jede Umweltgeschichte ist deshalb letztlich zugleich auch eine Geschichte über

Macht und Herrschaft.

Eine Besonderheit der noch relativ jungen historischen Subdisziplin besteht in

ihrer Verbindung von Mikro- und Makroebenen. Ihre Beschäftigung mit

regionalen Fragestellungen oder kurzen Zeitspannen schließt nicht selten auch

Perspektiven der mittleren oder langen Dauer sowie überregionale oder globale

Zusammenhänge mit ein.  Die Umweltgeschichte bietet damit auch beste

Voraussetzungen für transnationale Herangehensweisen. Zugleich birgt die

Untersuchung konkreter Phänomene immer auch die Möglichkeit, „universale”

Aussagen über die konstitutive Beziehungskonstellation der Umweltgeschichte

zu treffen: Die Staubstürme der 1930er-Jahre in den Great Plains  lassen

genauso verallgemeinernde Überlegungen über den wechselseitigen

Zusammenhang zwischen sozialem und ökologischem Wandel zu wie der

Gummi-Boom in Brasilien  oder die Entwicklung des Ruhrgebiets.

So prägnant die Formel von den Wechselwirkungen zwischen Mensch und Natur

zunächst klingen mag, so ungenau ist sie bei näherer Betrachtung jedoch. Es

besteht weder ein Konsens darüber, wie die Grenzen der historischen

Subdisziplin zu ziehen sind, ob es sich überhaupt um eine „Subdisziplin” im

klassischen Sinne handelt,  noch ist klar, was genau unter „Natur” oder

„Umwelt” zu verstehen ist. Selbst „todesmutige” Versuche, eine kohärente

Definition zu formulieren, wie sie Douglas R. Weiner 2005 unternahm,  können

letztlich nur verbuchen, dass die Umweltgeschichte einem „sehr großen Zelt”

ähnele. Andere Vertreter/innen sprechen von der Umweltgeschichte als „product

[1]
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[8]

[9]

[10]

Farm Security Administration, ohne Titel [Houses and factories], ca. 1942, Quelle: The Library of Congress: Farm Security Administration - Office of War Information Collection t 11671-30 (missing since 1981 DLC

93845501), Flickr (Public Domain)
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of collective imagination”  oder einem „unevenly spreading blob” . Zu Recht

konstatieren sie jedoch, dass eben genau in dieser bewussten Offenheit der Reiz

der Umwelthistorie liegt, die in ihrer Struktur damit auch näher an die komplexen

Erklärungszusammenhänge der Geschichte als „Gesamtwissenschaft”

heranreicht. So umfasst die umwelthistorische Forschung ein breites Spektrum

an Themen, angefangen bei sehr naheliegenden Feldern wie

(Verschmutzungs-)Geschichten des Wassers, des Bodens und der Luft, der

Wald- und Forstgeschichte, der Geschichte der Verwendung und Ausbeutung

dieser und anderer Ressourcen, von Umweltgefahren und -katastrophen, dem

Verhältnis von Mensch und Tier bis hin zu Ideengeschichten all dessen, was in

verschiedenen Epochen unter „Natur” und „Umwelt” gefasst wurde, um vorerst

nur einige Bespiele zu nennen. Gleichzeitig kreist die Umweltgeschichte immer

wieder um Grenzen und Begrenztheit, in deren Wahrnehmung sie in vielerlei

Hinsicht ihren Ursprung hat.  Diese Wahrnehmung reicht mindestens bis zu

Adam Smiths Hauptwerk „An Inquiry into the Nature and Causes of the Wealth

of Nations” (1776) zurück, in dem er bereits die Grenzen der Bodennutzung

aufzeigte.

Das Jahrhundert der Umwelt

Das 20. Jahrhundert ist mit einer Reihe von Metaphern belegt worden, in jedem

Fall ist es aber auch die „Ära der Ökologie”.  Aller Voraussicht nach wird auch

das 21. Jahrhundert dieses Signum tragen können. Das vergangene jedenfalls

war ein „verschwenderisches Jahrhundert”,  das gekennzeichnet war von einer

bisher unbekannten Beschleunigung von Entwicklungen in mehreren

umweltrelevanten Bereichen, insbesondere im Verbrauch von fossilen

Energieträgern, im Bevölkerungswachstum, im Einsatz von technologischen

Neuerungen und schließlich auch der Urbanisierung. Gleichzeitig riefen diese

Entwicklungen – ebenfalls zum ersten Mal in diesem Ausmaß – Akteurinnen und

Akteure auf den Plan, die sich für die Umwelt bzw. für deren Wahrnehmung und

Behandlung als schützenswertes Gut engagierten. Auch und vor allem aus

umwelthistorischer Sicht muss deshalb von einem „Zeitalter der Extreme” (Eric

Hobsbawm) gesprochen werden.

Entstehung und Relevanz der umwelthistorischen Forschung sind ohne diesen

hier angesprochenen Zusammenhang nicht denkbar. Verknüpfungen der

akademischen Forschung zu umweltpolitischen Debatten schienen zumindest in

der Entstehungszeit der Subdisziplin unausweichlich und sind für die meisten

Autorinnen und Autoren auch heute noch wünschenswert.

Umwelthistoriker/innen sehen sich als „concerned scientists”,  die den

Anspruch haben, „nicht nur die Vergangenheit besser zu verstehen, sondern

auch die Zukunft zu gestalten”.  In der Umweltgeschichte sind also deutlich

normative und politikbezogene Züge erkennbar – in der eigentlichen

Forschungsarbeit schlagen sie sich aber nicht mehr oder weniger nieder als in

anderen historischen Ansätzen.

Als wichtigste Aufgabe der Umweltgeschichte gilt, der Natur als einem basalen

historischen Faktor neben allen anderen Forschungsinteressen in der

Geschichtswissenschaft Geltung zu verschaffen.  Die Frage danach, ob es

dieses weiteren Komplexitätsniveaus in der Analyse geschichtlicher Phänomene

tatsächlich bedarf, ob also die umweltgeschichtliche Betonung der Natur als

Konstituens aller in der Geschichtswissenschaft untersuchten historischen

Handlungsräume weiterführend und notwendig sei, kann nur bejaht werden.

Vielmehr sollte gefragt werden, wieso die materielle Basis der menschlichen

[11] [12]
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Geschichte so lange eine so marginale Rolle gespielt hat.

Die Umweltgeschichte ist nicht nur ein sehr weites, sondern auch ein

ausgesprochen dynamisches und buntes Forschungsfeld mit wenig Platz für

disziplinäre Monokulturen. Anleihen aus verschiedenen Disziplinen ergeben sich

geradezu zwangsläufig, denn die Herkunft vieler Umwelthistoriker/innen ist

interdisziplinär.  Neben historischen Teildisziplinen gaben und geben vor allem

Verknüpfungen mit der Historischen Geografie, der Geobotanik, der

Forstwirtschaft, der Klimaforschung, der Soziologie, der Kartografie, der

Landschaftsökologie, der (Ökologischen) bzw. (Historischen) Anthropologie und

der Ethnologie wesentliche Impulse. Dabei fällt es mitunter schwer, sich deutlich

gegenüber anderen Disziplinen abzugrenzen, was zumindest in der

Anfangsphase auch Konfliktstoff barg.  Alles in allem ist diese

„Undiszipliniertheit”  jedoch von großem Gewinn für die Umweltgeschichte und

zeichnet sie immer noch gegenüber den meisten anderen historischen

Subdisziplinen aus.

In den letzten Jahren ist eine ganze Reihe sehr lehrreicher

Überblicksdarstellungen zur Umweltgeschichte erschienen,  darunter 2004

auch eine leider viel zu wenig beachtete dreibändige Enzyklopädie, die in über

500 Artikeln von „Acid Rain” über „Nutrition” bis „Zoos” die Bandbreite

umwelthistorischer Themen auffächert.  Einen hervorragenden Überblick über

grundlegende und aktuelle Debatten und Forschungsfelder bietet das von

Andrew C. Isenberg jüngst herausgegebene „Oxford Handbook of Environmental

History”.  Besonderer Verdienst des Handbuchs ist der – oft sehr gelungene –

Versuch, umwelthistorische Ansätze mit allgemein-historischen Fragen (Arbeit,

Eigentum, Recht, Wissen etc.) zu verbinden. Ein wichtiger Schritt, um

Umweltgeschichte für die Gesamtdisziplin und andere Subdisziplinen nicht nur

anschlussfähig zu machen, sondern um diese auch mit Erkenntnissen der

Umweltgeschichte zu bereichern. Im deutschsprachigen Raum besonders

hervorzuheben sind die 2007 von Frank Uekötter in der Reihe „Enzyklopädie

deutscher Geschichte” herausgegebene, hervorragend strukturierte

„Umweltgeschichte im 19. und 20. Jahrhundert”  sowie die im gleichen Jahr

erschienene, lehrbuchartige „Umweltgeschichte” der Umwelthistoriker/innen

Verena Winiwarter und Martin Knoll, die auch naturwissenschaftliche Methoden

der Umweltgeschichte skizzieren.  Beide sind als übersichtliche Einführungen in

die komplexen Fragen der Umweltgeschichte bestens geeignet. Darüber hinaus

bieten der 2003 erschienene Sammelband von Wolfram Siemann  und die im

Titel etwas irreführende Monografie Franz-Josef Brüggemeiers aus dem Jahr

1998  sehr gute Einblicke in die Materie. Nach wie vor aufschlussreich sind der

Sammelband von Brüggemeier und Thomas Rommelspacher,  bereits 1987

erschienen, sowie das von Werner Abelshauser herausgegebene Sonderheft der

Zeitschrift „Geschichte und Gesellschaft”, das auf die noch heute oft

unterbelichteten wirtschaftlichen Aspekte der Umweltgeschichte fokussiert.

Die globalen Zusammenhänge sind besonders umfassend, aufschlussreich,

provokativ und lesenswert von Joachim Radkau  und – mittlerweile auch in

deutscher Übersetzung – von John R. McNeill  zusammengestellt worden. Seit

2009 erschienen gleich drei Bände, die einen sehr guten Einstieg in eine globale

Umweltgeschichte anhand pointierter Aufsätze zu einem breiten Spektrum von

Themen und Räumen ermöglichen: Die Sammelbände der Herausgeberduos John

R. McNeill/Erin Stewart Mauldin, Sverker Sörlin/Paul Warde und Edmund Burke

III/Kenneth Pomeranz  gehen über nordamerikanische und europäische

Perspektiven hinaus, indem sie auch chinesische, lateinamerikanische, asiatische

und teilweise afrikanische (McNeill/Mauldin, Burke/Pomeranz) Perspektiven

miteinbeziehen. Zu den Klassikern (nicht nur) für die Lehre in der (nicht nur)

[20]
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nordamerikanischen Umweltgeschichte gehören William Cronons „Uncommon

Ground” sowie die Studienbücher von Carolyn Merchant und Louis Warren –

beide mit zahlreichen Quellen.

Geschichte der Umweltgeschichte

Die Ursprünge der Umweltgeschichte liegen buchstäblich im wilden Westen der

USA und in Australien und reichen knapp 40 Jahre zurück.  Im Mittelpunkt des

Interesses stand damals das eng mit der Geschichte der USA und Australiens

verknüpfte Konzept der „wilderness” und der „frontier”.  Zwar entstanden

auch schon lange davor Arbeiten, die unter „Umweltgeschichte” subsumiert

werden könnten oder zumindest umwelthistorische Blickwinkel in sich trugen.

Als historische Subdisziplin ist die Umweltgeschichte allerdings erst ab den

1970er-Jahren des letzten Jahrhunderts am Horizont der

Geschichtswissenschaften auszumachen. Dabei entstand sie im engen

Zusammenhang mit der Umweltbewegung, und nicht wenige ihrer

Protagonist/innen gehörten selbst zu deren Akteur/innen.  Fünf Jahre nach

dem ersten Bericht des „Club of Rome”, der zum ersten Mal die „Grenzen des

Wachstums”  anmahnte und noch heute umweltpolitisch wirksam ist, wurde

die American Society for Environmental History (ASEH ) 1976 gegründet.

Die Entwicklung der Umweltgeschichte in Europa und speziell in Deutschland

setzte erst eine Dekade später ein. Zur Gründung eines europäischen

Äquivalents zur ASEH kam es sogar erst 1999 mit der European Society for

Environmental History (ESEH ). Seit 2011 vereint das International

Consortium of Environmental History Organizations (ICEHO) etwa 30 Netzwerke,

darunter ESEH, ASEH, die Latin American and Caribbean Environmental History

Association (Sociedad Latinoamericana y Caribeña de Historia Ambiental,

SOLCHA) und die Association for East Asian Environmental History (AEAEH).

Zu einem Dreh- und Angelpunkt der environmental humanities und

Sozialwissenschaften hat sich seit 2009 das Münchner Rachel Carson Center for

Environment and Society entwickelt.  Es leistet beachtliche Forschungs-,

Vernetzungs-, Ausbildungs- und Publikationsarbeit.

Im Folgenden werden zunächst die umwelthistorischen Grundbegriffe „Natur”,

„Wildnis”, „Kultur” und „Umwelt” thematisiert. Daran schließt sich ein Plädoyer an,

Umweltgeschichte als geschichtswissenschaftliche Grundkategorie ernst zu

nehmen, wie es Wolfram Siemann und Nils Freytag fordern. Zwei grundlegende

Debatten der frühen Umweltgeschichte leiten danach über zu

Periodisierungsvorschlägen. Anschließend werden umwelthistorische Methoden

und Quellen vorgestellt und schließlich weitere Beispiele für thematische

Schwerpunkte gegeben. Bis auf den Exkurs zur Umweltgeschichte Ost-,

Ostmittel- und Südosteuropas ist der Referenzrahmen für die Ausführungen in

der Regel die US-amerikanische und deutschsprachige Umweltgeschichte, auch

wenn hin und wieder (und viel zu selten) auf andere Entwicklungen verwiesen

wird.

Zurück zur Natur? Grundbegriffe der Umweltgeschichte

Während im populären (und teilweise auch im wissenschaftlichen) Öko-Diskurs

Bilder und Semantiken der Zerstörung und des Niedergangs dominieren, geht es

der Umweltgeschichte nicht darum, eine „Verfalls- oder Dekadenzgeschichte”

zu schreiben, die im Menschen allein den „Schänder” einer einst unberührten

Natur sieht. Indes ist es das Ansinnen der umwelthistorischen Forschung, das

[35]
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sich wandelnde Verhältnis zwischen Mensch und Natur, das keinen idealen

Urzustand kennt, zu historisieren. Damit wird der jahrhundertealte Ruf „Zurück

zur Natur!” nicht bloß in Frage gestellt, sondern seine Absurdität enthüllt –

gleichzeitig wird er somit selbst zum Forschungsgegenstand. Die „unberührte

Natur” ist ein menschliches Konstrukt.

Es geht demzufolge nicht nur darum, Umweltbedingungen der Vergangenheit zu

rekonstruieren, sondern auch darum, zu untersuchen, wie sie die Zeitgenossen

perzipierten und interpretierten, wie sich Wahrnehmungen – beispielsweise von

„Natur” oder „Umwelt” – wandelten und anhand verschiedener Interessen

instrumentalisiert wurden. Die Umweltgeschichte räumt auf mit vielerorts und

durchaus auch in der Geschichtswissenschaft verbreiteten Fehlannahmen,

Klischees, mit Unkenntnis oder schlichter Bequemlichkeit. Umweltgeschichte

bewirkt, so Wolfram Siemann und Nils Freytag provozierend, eine „Historisierung

in Wirklichkeitsbereichen, welche dem traditionellen Historiker als zeit- und

wandlungsresistent erschienen”.  Die romantisch anmutende Zielsetzung, in

Landschaften und dem Boden zu lesen, sie – ähnlich eines immer wieder

beschriebenen Palimpsests – als Archivalien zu begreifen, die eigene

„Gedächtnisse” haben,  wird von Umwelthistoriker/innen ernst und damit das

scheinbar Triviale und Unverrückbare unter die Lupe genommen. Nicht-

menschliche Natur wird dabei als „both text and context”  in die historische

Analyse einbezogen.

Das statische Naturideal der Menschen hat in ihrer Umwelt keine reale

Entsprechung; ebenso wenig gibt es der Natur inhärente Werte, vielmehr ist eine

der Grundannahmen der Umweltgeschichte, dass die natürliche Umwelt sich

fortlaufend und auch vom Menschen unabhängig verändert. Die Wahrnehmung

eines Niedergangs beruht allein auf menschlichen Wertvorstellungen.

Die Rolle des Menschen als Teil der Natur wird von einigen Autoren besonders

stark herausgehoben, etwa von William Beinart und Peter Coates, die

Umweltgeschichte als Untersuchung der Wechselbeziehungen zwischen

Menschen „und dem Rest der Natur” in der Vergangenheit definieren.  Joachim

Radkau bricht diesen Gedanken bis auf den „Intimzusammenhang zwischen

äußerer und innerer Natur” des Menschen herunter.  Er beschreibt die

Mensch-Umwelt-Beziehung als ein in seinen Grundzügen sehr intimes Verhältnis,

das eng verbunden ist mit körperlichem (hinzuzufügen wäre: psychischem)

Wohlergehen und der Reproduktion. Radkau bezeichnet diese Relation, die

bisweilen fälschlicherweise als „Biologismus” kritisiert wird, treffend als „primären

Elementarzusammenhang zwischen Mensch und Umwelt”.  Damit wird weder

die Bedeutung von „Gesellschaft” noch von „Kultur” negiert, sondern darauf

hingewiesen, dass diese als Teil eines Zusammenhangs materieller

Lebensgrundlagen und der Fortpflanzung des biologischen Organismus „Mensch”

aufzufassen sind. Sehr verschiedene Entwicklungen sind deshalb in

umwelthistorischer Perspektive als Mensch-Umwelt-relevante

Schlüsselinnovationen erkennbar: sowohl das aus Lateinamerika eingeführte

Grundnahrungsmittel Kartoffel, dessen Anbau gleichzeitig die landwirtschaftliche

Produktion veränderte, als auch Methoden der Empfängnisverhütung oder die

Nutzung der Atomenergie.  Diese elementaren Zusammenhänge zwischen

Mensch und Natur sind vom Menschen immer wahrgenommen worden.

„Umweltbewusstsein” ist laut Radkau im Wesentlichen auch ein

Gesundheitsbewusstsein und damit alles andere als eine Erfindung des 20.

Jahrhunderts.
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„Weissagung der Cree“ / „Cree Indian

Prophecy“

Foto: BK, Original Photo Credit: Ryan

McGuire: Symphony of Love, 17.

November 2014, Quelle: Flickr (CC BY-SA

2.0).

Kult der Wildnis

Im Spannungsfeld der „Wechselbeziehungen zwischen Mensch und Natur” wird

neben den beiden Polen (so man sie denn als unterschiedliche Pole betrachtet)

„Mensch” und „Natur” mit Begriffen wie „Kultur” und „Umwelt” hantiert.

Insbesondere in der nordamerikanischen und australischen Umweltgeschichte

kommt das Konzept der „Wildheit” bzw. „Wildnis” („wilderness”) dazu. Dabei

bleiben die Differenzierungen nicht selten vage. Die Gleichsetzung von Begriffen

wie „Wildnis” und „Natur” hat eine lange Tradition, die besonders stark seit der

Aufklärung zutage trat.  Der Kult der (natürlichen) „Wildnis”, der das „Wilde”

einerseits als das „wahre, natürlich Gute”, andererseits als etwas Bedrohliches,

Barbarisches darstellt, ist tief verankert in der westlichen Ideenwelt. Er ist zu

finden in frühen und schaurig-aufregenden Darstellungen der „wilden, nackten,

grimmigen Menschenfresser-Leute”  über die Glorifizierung des

Indianerhäuptlings Seattle als ökologischen Visionär bis hin zu

Fernsehdokumentationen über die „russische Seele” in den vermeintlich

unberührten Weiten Sibiriens. Umso ernüchternder, im Sinne umwelthistorischer

Erkenntnisinteressen und -perspektiven, aber auch weiterführend und

charakteristisch wirkt dann die Tatsache, dass die vermeintliche Häuptlingsrede

von 1854, deren „Erst wenn der letzte Baum gerodet […]” vor allem in den

1980er-Jahren leitmotivartig an den Wohnküchenwänden alternativer

Gruppierungen prangte und Kultstatus erlangte, tatsächlich aus der Feder eines

Drehbuchautors stammt.

Dass sich das „so sinnlose Konzept”

„Wildnis” beharrlich halten konnte, wurde

von Joachim Radkau mit einem tief

verwurzelten „Kult der Virginität” erklärt,

der auf den menschlichen

Grundbedürfnissen nach Sicherheit und

Geborgenheit beruht.  Es ließe sich aber

auch mit der weit verbreiteten Sehnsucht

nach „Urzuständen” und historischer

Authentizität erklären, die sowohl im 19.

Jahrhundert als auch Ende der

1970er-Jahre an Bedeutung gewann.

Dabei war der Kult der Wildnis nicht nur ein

ideengeschichtliches Phänomen, sondern

hatte durchaus praktische Auswirkungen

auf die Natur. Er war es schließlich, der

Entscheidungen wie der Gründung des ersten Nationalparks in den USA 1872,

des Yellowstone National Park, zugrunde lag.  Dabei zeigte sich die ganze

Widersinnigkeit des Konzepts: Zum einen war das, was als „natürliche”,

schützenswerte Natur galt, tatsächlich unter dem Einfluss indianischer

Brandwirtschaft entstanden. Zum anderen wurden die „Wilden”, Angehörige

indigener Bevölkerung, aus den Parks verdrängt.

Natur versus Kultur

Im Gegensatz zur „Natur” wird traditionell das „Künstliche, Technische, durch

Verabredungen und Vereinbarungen Geordnete, das Gemachte und Erzwungene,

das Gestaltete und Kultivierte” gedacht,  kurzum das, was gemeinhin unter

dem Begriff der Kultur zusammengefasst wird. Dabei lässt sich in der Geschichte

der Kulturdeutung zwischen einem Fortschrittsmodell und einer Entfremdungs-
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und Degenerationsgeschichte unterscheiden. Am Anfang des Fortschrittsmodells

steht der chaotische und entbehrungsvolle Naturzustand, der durch ein

Aufklärungs- und Zähmungsprogramm erst kultiviert wird. Der Zustand der

„höchsten Kultur” ist das Ziel dieses Modells, in dem die Kräfte der Natur

entschlüsselt und zum Wohle des Menschen genutzt werden. Dem

entgegengesetzt ist die Entfremdungs- und Degenerationsgeschichte, die von

der (selbstverschuldeten) Vertreibung des Menschen aus dem (natürlichen)

Paradies erzählt. Dabei handelt es sich um ein paradoxes Problem; schließlich ist

es die menschliche Kultur selbst, welche auf die Natur wirkt (sie also „gefährdet”

etc.), während gleichzeitig von dieser Kultur erwartet wird, die Natur zu

schützen.  Rolf Peter Sieferle schlussfolgert also ganz konsequent, wenn er

schreibt, dass bereits in der Forderung nach Naturschutz sich ein „vollständiger

Sieg der Kultur” ankündigt.

Der dritte Begriff, „Umwelt”, ist – obgleich er für die Umweltgeschichte

namensgebend ist – nicht weniger eine Metonymie als alle anderen

grundlegenden Konzepte. Siemann und Freytag definieren „Umwelt” als jenen

Bereich der Natur, der durch die Existenz und Einwirkung des Menschen zur

Umwelt wird, die ihn umgibt und die ihn wiederum formt.  Bereits der Schöpfer

des Begriffs, Jakob von Uexküll (1864-1944), unterstrich, dass jedes Lebewesen

seine eigene Umwelt hat.  So hängt es auch hier vom Sprechenden ab, womit

dieser Begriff gefüllt wird. Um zu erfassen, wie breit die Spannweite des

Terminus ist – von Umwelt als Natur bis hin zum sozialen Milieu –, reicht ein Blick

in eine Zeitung oder auch eine umwelthistorische Abhandlung.

Umweltgeschichte als geschichtswissenschaftliche Grundkategorie

Wolfram Siemann und Nils Freytag fordern, Umwelt als vierte

geschichtswissenschaftliche Grundkategorie neben Herrschaft, Wirtschaft und

Kultur zu etablieren.  Sie untermauern ihr Ansinnen mit vier Argumenten, die

einen Großteil der umwelthistorischen Grundannahmen aufgreifen. Erstens ist

Umwelt demzufolge mehr als das Ergebnis des Zusammenspiels der drei anderen

Grundkategorien Herrschaft, Wirtschaft und Kultur. Vielmehr sei die Umwelt, so

die Autoren, eine biologische Grundkonstante des Menschen, wenngleich sie

immer wieder neu kulturell konstruiert werde.  Jedes menschliche Handeln ist

demzufolge substanziell von der Umwelt abhängig. Zweitens sind, wie nicht

zuletzt auch Radkau  eindrücklich beschrieb, Herrschaft und Umwelt

untrennbar miteinander verwoben. Ökologische Effekte lassen sich kaum von

historisch-politischen Konstellationen trennen. Natürliche Gegebenheiten setzen

den Rahmen für den Auf- und Abstieg von Herrschaft. Die Verflechtung von

Macht und Natur hat bis heute nichts von ihrer Gültigkeit verloren, selbst in

Zeiten der – zumindest scheinbaren – Verflüchtigung von Nationalstaaten spielen

Zugänge zu Ressourcen, sowohl bezogen auf Transportwege als auch Rohstoffe,

eine entscheidende, konfliktträchtige Rolle. Dass sich dieses Verhältnis in der

Zukunft zuspitzen wird, insbesondere in Bezug auf die knapper werdenden

Ressourcen Wasser, Boden und Wald, gehört mittlerweile zum Allgemeinwissen.

Gleichzeitig führte und führt diese Entwicklung zu einer verschärften

Problemwahrnehmung, die nicht nur „grüne” Bewegungen, Parteien und andere

Organisationen entstehen lässt, sondern auch vor Regierungen nicht Halt macht.

Der Einfluss von ökologischem Expertenwissen auf Politikentscheidungen ist

mittlerweile auf allen Ebenen ebenso identifizierbar wie der Einfluss von

Nichtregierungsorganisationen auf gesellschaftliche Willensbildungsprozesse.

Dabei wird eine trennscharfe Unterscheidung zwischen Zivilgesellschaft und

Staat, noch dazu eine darauf beruhende, klare Rollenzuweisung in
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Die „unberührte Natur” ist ein menschliches

Konstrukt: Lüneburger Heide – Naturschutz als

Kulturlandschaftsschutz. Blick auf den Wilseder

Berg, Foto: Willo, 13. August 2007, Quelle:

Wikimedia Commons (CC BY 2.5)

„Umweltschützer” und „Umweltzerstörer” zunehmend erschwert, wie Radkau

jüngst anhand zahlreicher Beispiele vorführte.

Als dritten Argumentationsstrang führen Siemann und Freytag die engen

Wechselwirkungen mit wirtschaftlichen Prozessen an. Am sichtbarsten ist diese

Verquickung in der Energieversorgung. Während die Umwelt bis in die jüngste

Vergangenheit als „freies Gut” galt, als Ressource, die im Produktionsprozess

keine oder nur geringe Kosten verursacht, müssen nun die enormen Kosten

mitgerechnet werden, die durch die Nutzung dieser Ressourcen entstehen. Wie

eng Wirtschaft und Umwelt zusammenhängen, ist insbesondere von Christian

Pfister am Beispiel der Schweiz hervorgehoben worden.  Wenn auch die

Bezeichnung „1950er Syndrom” – siehe dazu weiter unten – nicht unumstritten

ist, so sind die Grundaussagen, die Pfister unter diesem Titel trifft, sehr

überzeugend.

Die Verbindung von Umwelt und kulturellen Aspekten nennen Siemann und

Freytag als letzten Grund für die Etablierung der Umweltgeschichte als

geschichtswissenschaftliche Grundkategorie. Menschliche Naturwahrnehmung ist

immer kulturell geprägt. Als Paradebeispiel für diesen Zusammenhang zitiert die

deutsche Umweltgeschichte gern die Lüneburger Heide. Erst die

jahrhundertelange Nutzung des Lüneburger Waldes durch Mensch und Tier ließ

die Kulturlandschaft Lüneburger Heide entstehen, die heute ein Naturschutzpark

ist. Sie ist ein eindrückliches Beispiel dafür, dass Naturschutz heute genau

genommen Kulturlandschaftsschutz ist.

Periodisierungen in der
Umweltgeschichte

Selbst wenn Frank Uekötter mit

einigem Recht einwendet, dass eine

Periodisierung aus umwelthistorischer

Sichtweise schwierig sei, weil es

aufgrund der zeitlichen Divergenz

zwischen Entwicklungen der

natürlichen Umwelt (sehr langsam)

und der menschlichen Geschichte (viel

schneller) an markanten Zäsuren

mangele,  können doch einige

immer wiederkehrende Eckpunkte in

der auf die westliche Welt bezogenen

Forschung ausgemacht werden, die

sich als eine Periodisierung lesen lassen. Durchgesetzt hat sich eine grobe

Einteilung in mindestens vier Phasen, wovon zwei zeithistorisch relevant sind, die

wiederum noch einmal unterteilt werden können.  Der groben Struktur von

Franz-Josef Brüggemeier  folgend, die sich in der Zeitgeschichte vor allem auf

die deutsche Geschichte bezieht, sind das „Vor dem Umbruch”, „Der Umbruch im

19. Jahrhundert”, „Weimarer Republik und Nationalsozialismus” und die „Welt

nach 1945”. Damit folgt zumindest ein Teil der Umwelthistoriker/innen noch

immer stark politischen Zäsuren.

Die Zeit „vor dem Umbruch” umfasst die vorindustrielle Agrargesellschaft, die

fast vollständig auf nachwachsenden Rohstoffen beruhte, wobei Holz als

Zentralressource eine entscheidende Rolle spielte.  Im 19. Jahrhundert vollzog

sich die Entwicklung vom umwelthistorischen Ancien Régime zur

Industriemoderne. Das Jahrhundert war gekennzeichnet von einer Vielzahl
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umweltrelevanter Umbrüche. Fossile Energieträger ersetzten zunehmend das

Holz. Mit der Bauernbefreiung, der Auflösung der Allmenden, der Intensivierung

der landwirtschaftlichen Produktion und der Ödlandkultivierung wandelte sich die

Landwirtschaft tiefgreifend. Der Wald wurde zunehmend vermarktet und

kapitalisiert. Die akademische Forstwirtschaftslehre entstand. In den wachsenden

Städten verursachten mangelhafte hygienische Zustände die schnelle

Ausbreitung von Epidemien, allen voran die Cholera. Schädigende Einflüsse des

Menschen auf die Umwelt nahmen zu. Gleichzeitig wurden sie insbesondere durch

Luftverschmutzung und Lärmbelästigung immer wahrnehmbarer, was schließlich

auch dazu führte, dass erste Gegenkräfte aktiv und erste Gegenmaßnahmen

ergriffen wurden, beispielsweise durch den Bau zentraler

Wasserversorgungssysteme in Berlin 1852 oder Magdeburg 1858. Die

widersprüchlichen Erfahrungen und negativen (Umwelt-)Auswirkungen der

Industrialisierung und Verstädterung waren zu Beginn des 20. Jahrhunderts ein

viel diskutiertes Thema. Obwohl der Kreis der Kritiker dieser Entwicklungen

verhältnismäßig klein war und auch für sie nicht immer Natur und Umwelt im

Vordergrund standen, weist Brüggemeier zu Recht darauf hin, dass von einer

„allgemeinen, ungebrochenen Fortschrittsbegeisterung” keine Rede sein kann.

Insgesamt herrschte jedoch ein breiter Konsens darüber, dass das

wirtschaftliche Wachstum und damit auch die Förderung der Industrie vorrangig

seien. Mit der Blütezeit der Sozialhygiene in der Weimarer Republik rückten die

Umweltbedingungen immer mehr ins Blickfeld des medizinischen und

sozialpolitischen Interesses. Gleichzeitig wandten sich immer mehr Menschen der

noch im Kaiserreich entstandenen Heimat- und Naturschutzbewegung zu. Damit

einher ging eine zunehmende Wahrnehmung der „Natur” als schützenswertes

Gut.

Die Nationalsozialisten setzten einen Teil der Naturschutztraditionen der

Weimarer Republik fort und stellten die Natur- und Bodenbindung des Menschen

ideologisch in den Mittelpunkt.  Als „Stachel für die historische Reflexion”

bezeichnete Radkau umwelthistorische Aspekte der Zeit des

Nationalsozialismus.  Insbesondere im Bereich des Naturschutzes schufen die

Nationalsozialisten zumindest auf gesetzlicher Ebene epochale Veränderungen.

Das Reichsnaturschutzgesetz vom 26. Juni 1935 war ein für die damalige Zeit

beispielloses Regelinstrument, das über den Schutz von Naturdenkmälern und

Reservaten hinausging. Es sah vor, Naturschutzaspekte bei sämtlichen

landschaftsverändernden Planungen zu prüfen. Selbst beim NS-Lieblingsobjekt

Autobahnbau favorisierten die Planer „naturgemäße” Kriterien, allen voran die

geschwungene Linienführung, die sich – anders als die geraden

Eisenbahnstrecken – dem Gelände anpassen sollte. In Fragen des

Landschaftsschutzes und von umweltverträglicher Technikgestaltung waren

selbst im Nationalsozialismus kontroverse öffentliche Debatten zugelassen, eine

verbindliche Parteilinie gab es nicht. Gleichzeitig boomten die Verwertung

insbesondere industriellen Abfalls und die Rohstoffrückgewinnung. Insgesamt

lässt sich dennoch keine positive Umweltbilanz der NS-Autarkiepolitik ziehen. Es

mangelte nicht nur an einer breiten Umweltschutzallianz; viele Ansätze kamen

auch über das Regelwerkstadium nicht hinaus. Die Nationalsozialisten verstießen

selbst gegen ihre Umweltgesetze, und ein Großteil der Entwicklungen ist nicht

von deutschen Kriegsvorbereitungen und Rechtfertigungsstrategien für die

Erschließung neuen „Lebensraums” zu trennen.

Nach dem Zweiten Weltkrieg begann ein bis dato beispielloses wirtschaftliches

Wachstum, das aufgrund des einsetzenden Schubs des globalen

Energieverbrauchs als welthistorisch einzigartiges Phänomen angesehen werden

kann. Pfister prägte für diese Zeit den Begriff des „1950er Syndroms”.  Als
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Ursache machte Pfister die billigen Preise für fossile Energieträger, insbesondere

Erdöl, aus. Er plädiert dafür, die beiden Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital

als geschichtsrelevante Erklärungsfaktoren um Energie zu erweitern. Pfister

verknüpft wirtschafts-, sozial- und umwelthistorische Aspekte. Der drastisch

gestiegene Energieverbrauch änderte die Lebensweise der Mehrheit der

westeuropäischen Bevölkerung grundlegend und eröffnete ganz neue

Handlungsspielräume, die auch aus mentalitätsgeschichtlichem Blickwinkel

interessant sind, weil sich Werteprioritäten zu verschieben begannen. Die

1950er-Jahre stellen für Pfister die „Sattelzeit” zwischen der Industriegesellschaft

und der Konsumgesellschaft dar, die eng mit einer zunehmenden

Massenproduktion verbunden war. Gleichzeitig nahm die Umweltbelastung rasant

zu, die nun vermehrt auch durch die Verbraucher/innen selbst verursacht wurde.

In die aktuelle Zeitgeschichtsdiskussion um die Epochenschwelle der

1970er-Jahre reiht sich die Kritik Patrick Kuppers an Pfisters These des „1950er

Syndrom” ein.  Er stellt die „Diagnose”, dass eine umfassende Neudefinition

der Mensch-Umwelt-Beziehungen erst nach 1970 einsetzte – und nicht wie von

Pfister veranschlagt bereits seit den 1950er-Jahren. Statt einer

„Wachstumsbeschleunigung” macht Kupper ein „exponentielles Wachstum” aus.

Der von Pfister verwendete Begriff „Syndrom” verfehle die hohe Stabilität in den

„langen 1950er Jahren”,  die die „Patienten”, das heißt die Zeitgenossinnen

und Zeitgenossen, kaum als „krankhaft” erlebt hätten. Die Interpretation der

Umweltverschmutzung als gesellschaftliches Syndrom begann seiner Meinung

nach erst 20 Jahre später mit dem Aufkommen eines neuartigen

Umweltbewusstseins.  Kuppers Argumentation folgend, schlägt Jens Ivo

Engels vor, von den 1970er-Jahren als „ökologischer Wende” zu sprechen.

Radkau erweiterte diese Periodisierung unlängst um die beiden darauffolgenden

„ökologischen Dekaden”, die er als „neue Ära der Ökologie”, als

„Umweltkonjunktur” und formative Phase der Umweltpolitik, von der der

Umweltschutz bis heute zehre, beschreibt.  Noch viel deutlicher als in den

1970er-Jahren hatten in den 1980er- und 1990er-Jahren Katastrophen, allen

voran Tschernobyl, eine entscheidende Auslöserfunktion für die

Wandlungsprozesse im Verständnis des Mensch-Natur-Verhältnisses. Auf die

Worte der 1970er-Jahre folgten nun die Taten, so Radkau. Darüber hatten

sowohl staatliche als auch nicht-staatliche Akteure immer stärker den globalen

Horizont im Blick. Nirgends offenbarte sich dies so sehr wie in der ökologischen

Kommunikation, die sehr viel nachhaltiger als noch in den 1970er-Jahren global

betrieben wurde.

Umweltgeschichte des Realsozialismus

In den letzten Jahren ist immer häufiger gefragt worden, inwieweit eine solche

Periodisierung auch für „nicht-westliche” Staaten zutreffe. Dabei rückte immer

mehr auch der Osten Europas ins Blickfeld der Umwelthistorikerinnen und

Umwelthistoriker. „Look to the East”, titelte schließlich auch die aktuelle

Präsidentin der ESEH, Dolly Jørgensen, Anfang 2015 in der Zeitschrift

„Environment and History”.  Sie liegt damit voll im Trend: Nach dem „Go West”

der nordamerikanischen Umweltgeschichte entwickelt sich derzeit besonders

dynamisch die „East Side Story”  der globalen Umweltgeschichte. In den

letzten drei Jahren ist ein stark zunehmendes Interesse und Bemühen

wahrzunehmen, diesen umwelthistorisch bisher noch vernachlässigten ost-,

ostmittel- und südosteuropäischen Teil Europas in die Umweltgeschichte zu

integrieren. Das spiegelt sich nicht nur in jüngst abgeschlossenen und noch

laufenden Forschungsvorhaben sowie den daraus hervorgehenden Publikationen
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wider, sondern auch in ersten Institutionalisierungen, kleineren Knotenpunkten

an Universitäten und Forschungseinrichtungen im In- und Ausland sowie

verschiedenen länderübergreifenden Netzwerken.  Langsam wird dadurch auch

die Dominanz von Außendarstellungen durch Arbeiten von Forscherinnen und

Forschern aus den Ländern selbst abgeschwächt. Darüber hinaus beginnt derzeit

ein Generationenwechsel, der nicht nur jüngeren Wissenschaftler/innen aus den

Regionen Platz macht, sondern auch die führende Rolle bisher dominanter

Herkunftsdisziplinen wie die Geografie herausfordert.  Auch holen die

ostmitteleuropäische  und südosteuropäische  Umweltgeschichte auf,

nachdem ihr Zsuzsa Gille vor sechs Jahren noch bescheinigt hatte, dass sie

Lichtjahre hinter der osteuropäischen hinterherhinke.  Das trifft auch auf die

Forschungen zur oft schon als „ausgeforscht” abgestempelten DDR- und

deutsch-deutschen Geschichte zu.

In der Umweltgeschichte Osteuropas und der Sowjetunion überwiegen immer

noch Studien zu Russland.  Hinsichtlich des Einflusses und der schieren Größe

des Imperiums – und damit auch der Bandbreite der Spielarten der Natur – hat

das durchaus eine gewisse Berechtigung, und es besteht zweifellos auch hier

noch ausreichend Forschungsbedarf. Trotzdem wird es höchste Zeit, dass auch

kleinere Staaten und die zentralasiatischen Regionen der ehemaligen

Sowjetunion stärker in den umwelthistorischen Fokus rücken.

Die Diagnosen der ersten post-sowjetischen Analysen zur Umwelt(geschichte)

der Sowjetunion wirken bis heute auch außerhalb umwelthistorischer Kreise nach

und veranlassen Umwelthistoriker/innen, sich immer noch davon abzugrenzen.

Plakative Titel wie „Ökozid” und „Öko-Nationalismus”  garantierten zwar

Anfang der 1990er-Jahre Aufmerksamkeit für die tatsächlich verheerenden

Umweltprobleme des untergegangenen Reichs und die häufige Verzahnung von

Umwelt- und Nationalbewegungen, legen in der Analyse indes nur die Oberfläche

frei – der Komplexität sowjetischer Realitäten werden sie nicht gerecht. Neben

Umweltverschmutzung und Ressourcenvergeudung existierte eben auch

ökologische Sensibilität, die sich niederschlagen konnte im Handeln Einzelner

oder auch in staatlichen Umweltschutzmaßnahmen, wie beispielsweise das Netz

an besonderen Schutzgebieten, den zapovedniki, belegt. Über die gesamte

Dauer der Sowjetunion nutzten Akteurinnen und Akteure in Bevölkerung,

Wissenschaft und Bürokratie Handlungsspielräume, die auf verschiedenen

Ebenen zumindest ein gewisses Maß an Engagement und Einflussnahme

zuließen. Auch können die Umweltproteste der späten 1980er-, frühen

1990er-Jahre nicht allein als Auswüchse national(istisch)er Bestrebungen

beschrieben werden. Ökologische Argumentationen übernahmen nicht nur eine

Stellvertreterfunktion, sondern hatten – insbesondere in Verknüpfung mit

sozialen Fragen – eigenes politisches Gewicht. Eine Verkürzung auf

„Öko-Nationalismus” verkennt die Vielschichtigkeit der ökologischen

Auseinandersetzungen und deren Bedeutung in den Mobilisierungsprozessen.

Selbst wenn Stephan Brain mit seinem Befund eines „Stalinist

environmentalism”  zu weit geht,  müssen die „shades of green” , die

auch im Realsozialismus existierten und sich Ende der 1980er-Jahre zu rasanten

Prozessen der Ökologisierung beschleunigen konnten, ernst genommen werden.

Im besten Fall können sie nicht nur dazu beitragen, „die großen Erzählstränge

zur sowjetischen Geschichte (zu) korrigieren oder ergänzen”,  sondern auch

die der globalen (Umwelt-)Geschichte. Dazu gehört auch, den Anteil der

Ökologisierungsprozesse am Zusammenbruch des Systems zu spezifizieren und

die bald darauf einsetzende weitgehende Entökologisierung der Gesellschaft, die

aber auch mit einer Professionalisierung und Institutionalisierung auf der
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staatlichen und nicht-staatlichen Ebene einherging, zu erklären. Während

„Fukushima” in Westeuropa für Entsetzen und in Deutschland für die

Energiewende sorgte, blieben die Länder, die am meisten unter den Folgen der

Katastrophe von Tschernobyl zu leiden hatten, für viele überraschend scheinbar

unberührt. Obwohl „Tschernobyl” einst zu einem entscheidenden Auslöser von

Mobilisierungsprozessen wurde, hat der Nuklearunfall in den Nachfolgestaaten

der Sowjetunion langfristig nicht zu einer kritischen Auseinandersetzung mit der

Nutzung der Atomenergie geführt. Hat es den „anthropologischen Schock”

(Ulrich Beck) in Osteuropa wirklich gegeben, so war er doch nur kurzlebig.

Bereits die Forschungen zum Nationalsozialismus haben gezeigt: Auch

Diktaturen konnten sich Naturschutz, insbesondere seiner klassischen Form,

problemlos verschreiben. Forschungsbedarf besteht sowohl in Bezug auf das

Umwelt-Gesellschaft-Verhältnis unterschiedlicher Diktaturen  als auch in

Bezug auf systemübergreifende Vergleichsstudien.  Das noch immer

spürbare Bedürfnis von Ostmittel-, Südost- und Osteuropa-Historiker/innen,

sich mit Nationalgeschichten vom vereinnahmenden sowjetisch-großrussischen

Narrativ abzugrenzen, hat nicht nur eine gewisse Berechtigung, sondern schlägt

sich auch im Fokus der Umweltgeschichtsschreibung wieder. Wünschenswert und

mittlerweile an der Zeit ist es aber trotzdem, sich mehr systemübergreifenden

Vergleichs- und Verflechtungsperspektiven zu widmen.  Auch ist der Einfluss

des Kalten Kriegs auf Dynamiken des Umwelt-Gesellschaft-Verständnisses und

auf Umweltdiskurse und -politiken längst nicht ausgeforscht.  Neben derlei

Synthesen fehlt es immer noch an Arbeiten zu den 1980er-Jahren, zur

Perestrojka und den 1990er-Jahren. Gut täte es der „East Side Story” der

Umweltgeschichte auch, sich gegenüber Perspektiven zu öffnen, die längst zum

geschichtswissenschaftlichen Standardrepertoire gehören, allen voran

geschlechterhistorischen Ansätzen. Obgleich Frauen eine entscheidende Rolle –

nicht nur – in Mobilisierungsprozessen spielten, wird die Umweltgeschichte des

Ostens noch viel zu oft als reine Männergeschichte präsentiert. Dominierten in

gewissen Bereichen, etwa in naturwissenschaftlichen Kreisen, tatsächlich Männer,

so sind diese und die Diskrepanz zwischen wissenschaftlicher

Auseinandersetzung und Engagement zumindest erklärungsbedürftig.

Methoden und Quellen der Umweltgeschichte

Die große Attraktivität der Umweltgeschichte und ihr Innovationspotenzial

basieren auf ihrem Methodenpluralismus. Ein Spezifikum der Umwelthistorie ist

dabei die Kombination von historischen Methoden und Befunden der

Naturwissenschaften,  zumindest dann, wenn es nicht nur um eine reine

Perzeptionsgeschichte geht. Naturwissenschaftliche Grundkenntnisse sind in

jedem Falle hilfreich. Dieser Pluralismus und die unterschiedlichen Versuche der

Integration machen die Umweltgeschichte aber auch zu einer „prekären

Disziplin”,  der es zwangsläufig an einem klaren thematischen und

methodischen Profil mangelt. Die Methodenvielfalt – von „klassischen”

historischen bis hin zum Einbezug naturwissenschaftlicher Methoden – offeriert

einen bunten Fundus an mehr oder weniger außergewöhnlichen Quellen. Neben

den klassischen Archivbeständen rücken beispielsweise Forstunterlagen in den

Blickpunkt. Aber auch andere „konventionelle” Quellen, wie Behördenschrifttum

und Reiseberichte, können neu gelesen werden. Neue oder zuvor kaum

beachtete Quellen, die teils nur mit naturwissenschaftlichen Methoden lesbar

werden und klassisch ausgebildeten Historiker/innen zunächst wie eine fremde

Sprache erscheinen mögen (und für Zeithistoriker/innen nur bedingt von

Interesse sind), können für Langzeitstudien gewinnbringend herangezogen
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werden – etwa die Analyse erhaltener Pollen, des Holzes (Dendrochronologie),

von Knochen (biologische Anthropologie), versteinerten Fossilien (Paläontologie),

organischen Überresten (Radiokohlenstoffdatierung) oder im ewigen Eis

eingeschlossener Luft (Paläoklimatologie).

Themen der Umweltzeitgeschichte

Jens Ivo Engels bemängelte 2006 die geringe Bedeutung umwelthistorischer

Fragestellungen in den Leitdebatten der Zeitgeschichte.  Diese Situation hat

sich mittlerweile zumindest leicht gebessert.  Dennoch ist es gerade im

„Umweltzeitalter” und in Anbetracht der bereits geleisteten Arbeit kaum

erklärlich, warum umweltgeschichtliche Perspektiven längst nicht stärker

integriert sind. In einem so dynamischen Feld wie der Umweltgeschichte ist es

schlichtweg unmöglich, einen umfassenden Themen- und Literaturüberblick zu

geben. Im Folgenden können lediglich Tendenzen und wenige Beispiele genannt

werden, ohne auch nur ansatzweise Anspruch auf Vollständigkeit oder

Ausgewogenheit zu erheben. Der Schwerpunkt liegt hier auf der deutschen,

europäischen und (nord-)amerikanischen Umweltgeschichte. Das ist eine kaum

entschuldbare Unzulänglichkeit, weil auch viele aufschlussreiche Studien über

Asien, Afrika, Australien und nicht zuletzt Lateinamerika vorliegen, die hier aber

aus Platzgründen vernachlässigt werden müssen.

Neben den bereits erwähnten Themen hat sich die Umweltzeitgeschichte bisher

am intensivsten mit der Geschichte des Natur- und Umweltschutzes in all seinen

Facetten auseinandergesetzt.  Dabei spielen Umweltpolitik und

Umweltbewegungen eine besondere Rolle.  Erst seit der Jahrtausendwende

und vor dem Hintergrund der allgegenwärtigen Debatte um die globale

Erwärmung ist die Klimageschichte zu einem festen Bestandteil der

Umweltzeitgeschichte geworden.  Sie prägte die Beschreibung des 20.

Jahrhunderts als „Anthropozän”.

Ein aktueller Versuch, die Umwelthistorie um eine innovative Perspektive zu

erweitern und regional neue Schwerpunkte zu setzen, ist der Fokus auf die

sogenannten BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, Indien, China, Südafrika). Der

aus der Wirtschaft stammende Ansatz, diese sogenannten Schwellenländer

miteinander in Beziehung zu setzen, mag streitbar sein. Jeder Impuls, sich über

klassische Vergleichsfelder herauszuarbeiten – zumal, wenn sie bisher noch

wenig erforschte Regionen mit einschließen –, sollte aber höchst willkommen

sein, auch wenn oder gerade weil sich aus diesem Ansatz mehr Fragen als

Antworten ergeben können. Schließlich sind Fragen der Ausgangspunkt für neue

Überlegungen.  Insgesamt wären mehr systemübergreifende Arbeiten

wünschenswert, die sich aufgrund der oft transnationalen Problematiken in der

Umweltgeschichte besonders anbieten.

Das trifft insbesondere auf den Umgang mit Katastrophen zu, die selbst vor dem

Eisernen Vorhang keinen Halt mehr machten und eine immer größere Rolle nicht

nur in der Wahrnehmung der Öffentlichkeit, sondern damit auch für die

Umweltgeschichte selbst spielen. Während in der Gesamtumweltgeschichte

Naturkatastrophen schon zu den Klassikern gehören, widmen sich Studien nun

zumindest teilweise auch zeithistorischen Katastrophenprozessen und

Risikowahrnehmungen.  Nicht zuletzt hat die Reaktorkatastrophe von

Tschernobyl  dazu geführt, die Ausbildung einer („Welt-”)„Risikogesellschaft”

(Ulrich Beck) zu diagnostizieren. Dabei ist neben systemvergleichenden Studien

allerdings auch ein Manko an Arbeiten zu technischen oder sogenannten human

[111]

[112]

[113]

[114]

[115]

[116]

[117]

[118]

[119]

[120]

[121]

14



Naturkatastrophen: Tropische Stürme und

Überschwemmungen. Haiti, 9. September 2008.

„Tropical Storm Hanna Floods Gonaives. People

walk through the flooded streets of Gonaives,

Haiti. 8 days after tropical storm Hanna swept

through the area.” Photo ID 192484.

09/09/2008. Gonaives, Haiti. Quelle: UN Photo

Logan Abassi / Flickr (CC BY-NC-ND 2.0).

made-Katastrophen zu verzeichnen.

Insgesamt lässt sich in den letzten

Jahren allerdings eine sehr fruchtbare

Annäherung von Technikgeschichte

und Umweltgeschichte

feststellen.  Schon vor zwanzig

Jahren hat Richard White in seiner

exzellenten Studie „Organic Machine”

zum Columbia-Fluss gezeigt, wie

leicht sich die Grenzen zwischen

„natürlich”, „kulturell”, „sozial” oder

„technologisch” verwischen

lassen.  Spätestens seit dieser

Veröffentlichung lässt sich auch ein

komplexeres Verständnis vom Platz

und der Rolle der Technik in Mensch-

Umwelt-Beziehungen ausmachen, das

sich zunehmend von einer Geschichte

der Zerstörung auf der einen und einer Fortschrittsgeschichte auf der anderen

Seite verabschiedet. Umweltgeschichtliche Perspektiven sind dabei im besten Falle

nicht nur Teil des Narrativs, sondern tragen dazu bei, technologischen Wandel zu

erklären. Gleichzeitig haben Technikhistoriker/innen begonnen, Technik und

Technologien selbst in ihren Wechselwirkungen mit der Umwelt stärker zu

hinterfragen. Technik wirkt nicht nur auf die Natur, sondern diese wirkt auch auf

sie. Kaum etwas verdeutlicht das stärker als der Kreislauf der Energiegewinnung

und des Energieverbrauchs: ohne Kohle keine Dampfmaschine, ohne Uran kein

Atomkraftwerk. Sara Pritchard sieht dabei einen Wandel der Technik vom „agent

of ecological change” zum „agent of socio-environmental change”. Angesichts

der Katastrophe von Fukushima plädierte sie sehr überzeugend dafür, die strikte

Trennung zwischen Natur- und Technikkatastrophe mit dem Konzept der

„envirotechnical disasters“ aufzulösen.  Schließlich lässt sich feststellen, dass

der Begriff des „ökologischen Wandels” (environmental change) als wertfreiere

Alternative die „Umweltverschmutzung” langsam ablöst. Zentrale Kategorien sind

Wissen/Wissenschaft und Unwissen bzw. Ignoranz. Gefragt wird u.a. danach,

welches Wissen sich warum durchsetzen kann, wie Unwissen bzw. Ignoranz

produziert werden und was sie für die historische Analyse bedeuten.

Ein immer noch relativ junges Interesse der Umwelthistorie richtet sich auf die

sogenannte Umweltgerechtigkeit (equity). Dabei rücken Kategorien wie Gender,

Klasse und race in den Mittelpunkt.  Der Einbezug dieses weiteren

Komplexitätsniveaus in die umwelthistorische Forschung veranlasste jüngst

Andrew Isenberg von einer „new environmental history” zu sprechen, die sich

deutlich von der Gründergeneration unterscheide.  Fünfzig Jahre nach

Erscheinen von Rachel Carsons Umweltgeschichte-Klassiker „Silent Spring” ,

der sich mit den Folgen der DDT-Anwendung auseinandersetzt, lässt sich

insgesamt wieder ein stärkeres Interesse am menschlichen Körper, dessen

Gesundheit und insbesondere an den Bedrohungen seiner Unversehrtheit in

Form von Giften oder „bio-threats” ausmachen.

Neben den reinen Mensch-Natur-Beziehungen hat sich die Umweltzeitgeschichte

jetzt auch den Tier-Mensch-(Natur-)Beziehungen zugewandt.  Im Zuge der

schwindelerregenden turn-Manie der letzten Jahre wurde auch der „Animal

Turn”  ausgerufen. Umstritten bleibt, ob es sich bei der Erforschung der
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Mensch-Tier-Beziehungen um einen Teil der Umweltgeschichte handelt oder ob

sie einen eigenständigen Bereich darstellt.

Zwei Debatten, die die Anfangszeit der Umweltgeschichte im engeren Sinne

prägten – erstens die Kontroverse zwischen den sogenannten

Anthropozentristen und Nicht-Anthropo- oder Biozentristen sowie zweitens die

sogenannte Holznot-Debatte – scheinen mittlerweile größtenteils ausgefochten

zu sein.  Im Mittelpunkt der Auseinandersetzung zwischen den

„Anthropozentristen” und den „Nicht-Anthropozentristen” stand die Festlegung

des umwelthistorischen Forschungsgegenstands: Mensch oder Natur? Die Frage,

ob die (nicht-menschliche) Natur ein Eigenrecht habe, wuchs sich quasi zur

Gretchenfrage der Umweltgeschichte aus, war aber im Grunde genommen

lediglich ein „Schaukampf”.  Heute herrscht weitestgehend Einigkeit darüber,

dass alle Herangehensweisen und Fragestellungen sozusagen „naturgemäß”

anthropozentrisch begründet sind. Eine Geschichte der „Natur als solcher” kann

nicht geschrieben werden. Die enge Verknüpfung aktueller Umweltthemen mit

umwelthistorischen Fragestellungen vor allem in der Frühphase der Disziplin

äußerte sich in all ihrer Brisanz in der sogenannten Holznot-Debatte der 1980er-

Jahre. Das medial angefeuerte „Waldsterben”  und die Diskussion um

Energieressourcen in Deutschland lösten eine Kontroverse um die angebliche

Holznot im 18. Jahrhundert aus. Vor allem Radkau war es, der die in der

Forstgeschichte als unumstritten geltende Holzknappheit des 18. Jahrhunderts

in Frage stellte.  Er wies auf die machtpolitische Instrumentalisierung des

Waldes und des Holznotalarms hin und machte damit erstmals in dieser

Deutlichkeit auf die Verbindung von Natur und Macht aufmerksam.

Ein Konzept, das im Zuge der ursprünglichen „Holznot-Debatte” in der

deutschen Forstwirtschaft entstand und sich ursprünglich nur auf den Wald

bezog, ist das der Nachhaltigkeit. Aus der nordamerikanischen

Umweltgeschichte, wo „sustainability” seit mindestens 20 Jahren einen festen

Platz einnimmt, wurde das Konzept schließlich wieder nach Deutschland

reimportiert.  Spätestens seit der ersten Umweltkonferenz in Rio de Janeiro

1992 ist es in (nahezu) aller Munde. Auch Umweltgeschichte in der Praxis, etwa

in Industriemuseen, spielt in der zeithistorischen Umweltforschung eine Rolle,

wenn auch bisher nur am Rande.  Zunehmend wird auch das Feld der

Unternehmensgeschichte umwelthistorisch ausgeleuchtet.  Während

Verbindungen zu den Literaturwissenschaften vor allem über den Weg des

boomenden „ecocriticism”  verlaufen, ist die Analyse der Medien in der

Umweltzeitgeschichte bisher noch unterentwickelt, stellt aber durchaus ein sehr

lohnenswertes Feld dar.

Besonders attraktiv in der umwelthistorischen Forschung sind die

Überblicksdarstellungen und Synthesen mit zeithistorischen Abschnitten.

Auch in der Umweltgeschichte wird viel und gern von transnationaler und

Transfergeschichte gesprochen; in der Umweltzeitgeschichte schlägt sich das

indes noch nicht besonders stark nieder. Selbst wenn immer wieder der Sinn

nationalstaatlich ausgerichteter Studien in Frage gestellt wird, dominieren sie

noch. Das ist per se kein Manko, weil auch sie vonnöten sind, aber langsam wäre

es an der Zeit, sich verstärkt an Synthesen zu wagen.

Aktuell ist auch die Diskussion über eine europäische Umweltgeschichte.

Während einige anzweifeln, dass eine solche überhaupt sinnvoll ist, weil Europa

nichts anderes als ein soziales Konstrukt sei,  und vielmehr nach

Transferprozessen gefragt werden sollte, die sich nicht auf Europa beschränken

ließen, zeigte Uekötter Perspektiven auf, die zumindest eine übergreifende
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Anmerkungen

↑ Mein Dank gilt a llen Kolleginnen und Kollegen – vie le davon aus dem Umfeld des Rachel Carson

Center for Environment and Society –, die m it ihren e igenen Arbeiten, Hinweisen und

Literaturempfehlungen diesen Beitrag bereichert haben.

1. 

↑ Vgl. Wolfram Siemann/Nils Freytag, Umwelt – e ine geschichtswissenschaftliche Grundkategorie, in:

Wolfram Siemann (Hrsg.), Umweltgeschichte. Themen und Perspektiven, München 2003, S. 7-19, hier

S. 8.

2. 

↑ Frank Uekötter, Umweltgeschichte im  19. und 20. Jahrhundert, München 2007, S. 6. Schon knapp

25 Jahre zuvor hat William Cronon die Beziehung zwischen Umwelt und Kultur als „dia lektisch“

beschrieben. Vgl. den Klassiker: William Cronon, Changes in the Land. Indians, Colonists, and the

Ecology of New England, New York, 3. Aufl. 1984, S. 13.

3. 

↑ Vgl. Siemann/Freytag, Umwelt, S. 11f.4. 

↑ Siehe dazu e inen der Klassiker der Umweltgeschichte, verfasst von e inem ihrer maßgeblichen

Begründer: Donald Worster, Dust Bowl. The Southern Pla ins in the 1930s, New York 1979.

5. 

↑ Vgl. beispie lsweise: Warren Dean, Brazil and the Struggle for Rubber: A Study in Environmental

History, Cambridge 1987; Margaret E. Keck, Socia l Equity and Environmental Politics in Brazil: Lessons

from the Rubber Tappers in Acre, in: Comparative Politics 27 (1995), H. 4, S. 409-424; Barbara

Weinste in, The Amazon Rubber Boom 1850-1920, Stanford 1983.

6. 

Erzählung „natürlicher Umwelten” zulassen, ohne gleich davon ausgehen zu

müssen, dass es eine europäische Umwelt gäbe.

Ausblick

Seit Uekötter 2007 Zweifel anmeldete, ob die Umweltgeschichte überhaupt schon

volljährig sei  und die erste Version dieses Docupedia-Beitrags erschien, hat

die Subdisziplin einige Wachstumsschübe durchlaufen. Der First World Congress

of Environmental History (WCEH) 2009 in Kopenhagen/Malmö war ein wichtiger

Schritt zum Erwachsenwerden. Der Kongress war nicht zuletzt deshalb

zukunftsweisend, weil er tatsächliche Internationalität wagte, während viele

andere Zusammenkünfte sich dies lediglich auf die Fahnen schreiben. Zwar

mussten auch hier die üblichen Hürden internationalen Austauschs –

Sprachkenntnisse und Unterrepräsentanz von Vertreter/innen ärmerer Gegenden

– noch überwunden werden, doch wurden sie in Kopenhagen immerhin offen

problematisiert, was durchaus nicht den Standards der historischen Zunft

entspricht. Ebenfalls richtungsweisend war der Appell, Wissenschaft stärker in

die Gesellschaft zu tragen.  Mittlerweile hat der zweite Weltkongress 2014 in

Guimarães, Portugal, stattgefunden, und das ICEHO vereint mehr als 30

Einzelinstitutionen sowie nationale und internationale Netzwerke. Davon sind

manche „erwachsener” als andere. Insgesamt jedoch scheint die Subdisziplin

durchaus gereift. Die Grabenkämpfe der ersten Generation scheinen

überwunden,  eine neue Generation etabliert, die dritte steht längst in den

Startlöchern. Auch der Anspruch, Erkenntnisse der Umweltgeschichte in die

Gesellschaft hineinzutragen, wird zumindest stellenweise umgesetzt: Das ICEHO

wird die Stadt Guimarães dabei unterstützen, sich um das Label „Green Capital

of Europe Award” für 2020 zu bewerben.

Der von Jens Ivo Engels formulierten Kritik am „bedauerlichen Desinteresse” an

der im Bereich der Umweltgeschichte geleisteten Arbeit und an der bewussten

oder unbewussten Zurückhaltung, die mittlerweile zahlreichen, auf hohem Niveau

argumentierenden umwelthistorischen Studien in den „Kanon” der Zeitgeschichte

aufzunehmen, ist dennoch noch immer entschieden zuzustimmen.  Die

wertvollen Impulse, die von der Umweltgeschichte ausgehen, haben einen viel

größeren Widerhall außerhalb der Grenzen der „Subdisziplin” verdient. Neben

neuen Gegenständen und Sichtweisen, die sie in die Zeitgeschichte einbringen,

können sie nicht zuletzt dazu beitragen, scheinbar ausgeforschte Themen neu

zu bewerten.
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↑ Einschlägig: Franz-Josef Brüggemeier/Thomas Rommelspacher, Blauer Himmel über der Ruhr.

Geschichte der Umwelt im  Ruhrgebiet 1840-1990, Essen 1992.

7. 

↑ Die Mehrheit der deutschen umwelthistorischen Community scheint m ittlerweile nicht mehr den

Anspruch zu erheben, die Umweltgeschichte als se lbstständige historische Subdisziplin zu etablieren,

sondern sieht in der Integration des „Faktors Umwelt“ in die jeweiligen Teildisziplinen größere

Chancen für die Etablierung umwelthistorischer Herangehensweisen. Vgl. den Tagungsbericht: Von der

Konflikt- zur Verflechtungsgeschichte? Wirtschaft und Umwelt in der zweiten Hälfte des 20.

Jahrhunderts, 29.9.2011-30.9.2011, Potsdam, in: H-Soz-u-Kult, 9.12.2011,

http://hsozkult.geschichte.hu-berlin.de/tagungsberichte/id=3944 (13.6.2012); „Ich wollte meine

eigenen Wege gehen“. Ein Gespräch m it Joachim Radkau, in: Zeithistorische Forschungen/Studies in

Contemporary History, Online-Ausgabe, 9 (2012), H. 1, http://www.zeithistorische-forschungen.de

/16126041-Radkau-1-2012.

8. 

↑ Douglas R. Weiner, A Death-Defying Attempt to Articulate a Coherent Definition of Environmental

History, in: Environmental History 10 (2005), H. 3, S. 404-420.

9. 

↑ Weiner, Death-Defying Attempt, S. 415.10. 

↑ J.M. Powell, zit. n. Weiner, Death-Defying Attempt, S. 404. Das Zitat ist aus e inem eher groben (und

in der Community m ittlerweile recht abgegriffenen) Scherz extrahiert, der danach fragt, was die

Gemeinsamkeit zwischen Belgien und Umweltgeschichte se i. Antwort: Beide se ien komplett Produkte

kollektiver Vorste llung.

11. 

↑ Harriet R itvo, zit. n. Weiner, Death-Defying Attempt, S. 404.12. 

↑ Zu Jahresbeginn 2016 erscheint dazu: Donald Worster, Shrink ing the Earth. The Rise and Decline of

American Abundance, New York 2016.

13. 

↑ So auch der Tite l des jüngst übersetzten Standardwerks von Joachim Radkau: The Age of Ecology. A

Global History, New York 2014;dt. Original: Die Ära der Ökologie. Eine Weltgeschichte, München 2011.

14. 

↑ So die Überschrift des Prologs in: John R. McNeill, Blue Planet. Die Geschichte der Umwelt im  20.

Jahrhundert. Aus dem Engl. v. Frank Elstner, Frankfurt a.M. 2003 (engl. Original: Something New

Under the Sun. An Environmental History of the Twentieth-Century World, New York 2000).

15. 

↑ So die österre ichische Umwelthistorikerin Verena Winiwarter während der Eröffnungsveranstaltung

des 1. Weltkongresses der Umweltgeschichte in Kopenhagen, 4. August 2009.

16. 

↑ So die Ozeanologin Valery Forbes während der Eröffnungsveranstaltung des 1. Weltkongresses der

Umweltgeschichte in Kopenhagen, 4. August 2009.

17. 

↑ Fiona Watson/Jens Ivo Engels, Einle itung, in: Franz Bosbach/Jens Ivo Engels/Fiona Watson (Hrsg.),

Environment and History in Brita in and Germany – Umwelt und Geschichte in Großbritannien und

Deutschland, München 2006.

18. 

↑ Vgl. das Plädoyer für e ine wechselse itige Bereicherung von Sozial- und Umweltgeschichte des

Sozialhistorikers Alan Taylor, Unnatural Inequalities: Socia l and Environmental Histories, in:

Environmental History 1 (1996), H. 4, S. 6-19.

19. 

↑ Dabei lassen sich regionale Unterschiede ausmachen: In Deutschland entwickelte sich die

Umwelthistorie vornehmlich aus anderen Teildisziplinen der Geschichtswissenschaft, während

beispie lsweise in Großbritannien die Natur- und Sozia lwissenschaften großen Einfluss hatten. Vgl.

ausführlicher dazu: Verena Winiwarter/Martin Knoll, Umweltgeschichte. Eine Einführung, Köln 2007;

Bosbach/Engels/Watson (Hrsg.), Umwelt und Geschichte.

20. 

↑ Besonders schwierig war das Verhältnis zur Historischen Geografie, auf deren Verdienste die

Umweltgeschichte beispie lsweise beim Konzept der „Kulturlandschaft“ fre imütig zurückgreift. Das

forderte den britischen Umwelthistoriker R ichard Grove zu e iner spitzen Bemerkung heraus: „In

somewhat arrogantly arrogating to themselves a term already being used by at least two other

disciplines, the historians managed to upset the self-esteem of a very particular group of scholars,

the historical geographers.“ R ichard H. Grove, Environmental History, in: Peter Burke (Hrsg.), New

Perspectives on Historical Writing, Second Edition, Oxford 2001, S. 261-282, hier S. 261.

21. 

↑ Uwe Luebken, Undiszipliniert: Ein Forschungsbericht zur Umweltgeschichte, in: H-Soz-u-Kult

14.07.2010, http://www.hsozkult.de/literaturereview/id/forschungsberichte-1111.

22. 

↑ Vgl. für jüngere Forschungsberichte in Aufsatzform auch: Sverker Sörlin, The Contemporaneity of

Environmental History: Negotiating Scholarship, Useful History, and the New Human Condition, in:

Journal of Contemporary History 46 (2011), H. 3, S. 610-630; John R. McNeill, Observations on the

Nature and Culture of Environmental History, in: History and Theory 4 (2003), S. 5-43; Forum. The

Nature of German Environmental History, in: German History 1 (2009), S. 113-130; Reinhold Reith,
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Am 2. Januar 1565 trug die Flut ein unerhörtes Naturschauspiel mitten in den Hafen von
Rotterdam. Ein riesiger Eisberg schob sich, wie Zeitzeugen berichteten, innerhalb einer
Viertelstunde vom Meer immer weiter auf das Land zu und begrub mehrere Gebäude im
Hafen unter sich. Der Maler Cornelis Jacobsz van Culemborch hielt das Ereignis fest und
wurde so zum Mit-Urheber eines künstlerischen Genres – der Winterlandschaft.

Einen Eisberg hatte das damals noch kleine niederländische Städtchen Rotterdam noch
nie gesehen, und doch war es nur eines von immer mehr natürlichen Ereignissen, die in
der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts nicht nur in Europa eine wachsende Anzahl von
Menschen fühlen ließen, die Welt sei ihnen fremd geworden. Die Jahreszeiten verschoben
sich.

Die Winter wurden länger und brachten harten Frost, die Sommer waren häufig kurz,
verregnet und kühl. Geschichten über die bitterkalten Winter kursierten über den gesamten
Kontinent. Vögel fielen erfroren aus der Luft, die Weinrationen von Soldaten wurden von
großen Eisblöcken abgesägt, Gletscher dehnten sich aus und zermalmten Höfe und Dörfer.
Sogar Mittelmeerhäfen wie Marseille, Venedig und Istanbul waren mehrmals für den
Schiffsverkehr unerreichbar, weil sie bis in den Mai hinein zugefroren waren.

Hungersnöte und Brotaufstände

Die sogenannte Kleine Eiszeit, deren Vorbote der Eisberg im Hafen von Rotterdam
gewesen war, hatte weitreichende Konsequenzen. Ein Temperaturabfall von
durchschnittlich zwei Grad Celsius verursachte nicht nur bittere Winterkälte; die
Veränderung von Wettersystemen, Meerestemperaturen und Niederschlagsmustern traf
besonders die Landwirtschaft hart. Für die Europäer, die größtenteils von lokalem
Getreideanbau lebten, war das eine Katastrophe. Zwei Grad Temperaturunterschied
entsprechen fast drei Wochen Vegetationsperiode. Immer häufiger wurde das Getreide
nicht rechtzeitig reif und verrottete noch auf dem Feld. Hungersnöte, Epidemien und
Brotaufstände waren die unausweichlichen Folgen.

Aus heutiger, wissenschaftlicher Perspektive ist die Ursache dieser plötzlichen
klimatischen Veränderung, die sich vom späten 16. bis, je nach Schätzung, ins späte 17.
oder sogar frühe 19. Jahrhundert erstreckte, völlig ungeklärt. Die diskutierten Möglichkeiten
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reichen von einer Veränderung der Sonnenaktivität über Variationen in der Neigung der
Erdachse bis zur Konsequenz der europäischen Invasion in den Amerikas. Besonders
durch eingeschleppte Pathogene kamen dort ganze indigene Bevölkerungen um, wodurch
die unter diesen Kulturen weit verbreitete Methode der Brandrodung landwirtschaftlicher
Gebiete zum Erliegen kam und so weniger CO2 in die Atmosphäre gelangte als zuvor,
was zu einer Abkühlung führte. Keiner dieser Einflüsse wurde bislang aber als ausreichend
schwerwiegend bewiesen, um allein für die Kleine Eiszeit verantwortlich zu sein. Die Suche
nach der Ursache wird weitergehen.

Aus vorwissenschaftlicher Sicht sah die Frage freilich ganz anders aus. Da Gottes
Schöpfung in Unordnung geraten war, schien es nur logisch, dass der Herr seine Geschöpfe
züchtigte, indem er ihnen schlechtes Wetter schickte. Zahllose Bußpredigten und
Gottesdienste, Prozessionen und Kirchenlieder zeugen vom Bemühen ganzer
Gemeinden, den Schöpfer milde zu stimmen. Auch die Hexenverfolgungen standen häufig
in direktem Zusammenhang mit der Abkühlung: Auf fast jeden besonders strengen Winter
folgte besonders in Mitteleuropa eine Welle von Hexenprozessen, bei denen den
Beschuldigten immer wieder vorgeworfen wurde, nicht nur das Vieh krank zu machen und
Unzucht mit dem Teufel zu treiben, sondern die Ernte zu verderben und extreme
Wetterereignisse wie Frühjahrshagel oder schwere Gewitter verursacht zu haben.

Die gesamte soziale Pyramide wurde von diesen Ereignissen schwer getroffen. Für die
arme Landbevölkerung, die von Subsistenzlandwirtschaft lebte, war die Katastrophe
unmittelbar ersichtlich; in den Städten führten hohe Getreidepreise zu inflationären
Preisanstiegen und gelegentlich zu Aufständen; für den Adel bedeutete der Ausfall an
Steuereinnahmen eine Schwächung der eigenen Position und im Falle vieler
Herrscherhäuser eine steigende Verschuldung.

Vom Wettertagebuch zur Wissenschaft

Auf lange Sicht sollte sich diese Krise der Landwirtschaft als ein entscheidender Faktor in
der Entstehung einer neuen europäischen Ordnung erweisen. Zwar war der Klimawandel
nicht ursächlich für die Entwicklung frühmoderner Gesellschaften, aber als dauernder
Druckfaktor kommt ihm doch die Funktion eines Katalysators zu, der Umbrüche
beschleunigte und intensivierte. Vom Landbau zur Wirtschaft, zur politischen und sozialen
Verfasstheit, zur Wissenschaft und sogar zur Philosophie blieb kein Aspekt des Lebens
von diesen Veränderungen ausgenommen.

Am Anfang dieser komplex vernetzten Kettenreaktion stand unter anderem die
Notwendigkeit verschiedener Herrscher, plötzliche Ernteausfälle auszugleichen und so
gewaltsame Unruhen und vielleicht sogar Revolutionen zu vermeiden. Getreide aus dem
Baltikum wurde via Amsterdam bis nach Italien exportiert, Märkte und besonders
internationaler Handel gewannen an Bedeutung.

Gleichzeitig wurde die aus dem Lot geratene Natur selbst zum Objekt intensiver
Beobachtung. Zum ersten Mal im christlichen Europa führten Gelehrte unabhängig
voneinander Wettertagebücher, machten Aufzeichnungen über natürliche Phänomene,
sammelten alles an Daten und Fakten, was sie finden konnten. Oft waren diese
Bemühungen religiös konnotiert – etwa, um das Datum des Jüngsten Gerichts zu
bestimmen – aber immer öfter waren sie vorwiegend oder sogar zur Gänze empirisch.

Handel und wissenschaftliche Beobachtung hatten einen Ort gemeinsam: die Stadt. Eine
professionelle, alphabetisierte Mittelschicht, die ihren Einfluss und ihre steigende
Bedeutung nicht auf Herkunft oder Glauben, sondern auf berufliche Fähigkeit,
wirtschaftliche Dynamik und individuelle Tugenden gründete – die man später als Tugenden
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des Bürgertums beschreiben würde – bildete sich heraus und wurde prägend für die urbane
Gesellschaft. Amsterdam war exemplarisch für diesen neuen wirtschaftlichen und
kulturellen Impuls. Innerhalb von nur einer Generation war aus einer unbedeutenden
Fischerstadt ein internationales Handelszentrum geworden. Das Getreide aus dem
Baltikum hatte den Grundstein für riesige Vermögen gelegt und nach der Gründung der
Börse 1602 entwickelte der Markt eine ganz eigene Dynamik, die ihrerseits begann, die
Gesellschaft zu verändern.

Das Agieren in einem Markt fördert eine pragmatische Toleranz. Wichtig ist die Erfüllung
eines Vertrags, nicht die Herkunft oder die religiösen oder persönlichen Prioritäten des
Vertragspartners. Ein Gesetz muss für alle gelten und transparent und anwendbar sein,
sonst bleiben die Investoren fern. Der Markt funktioniert als neutraler Raum, in dem
Individualismus, persönliche Rechte, die Herrschaft des Gesetzes und das Respektieren
von Verträgen wichtiger sind als kollektivistische Regeln wie "cuius regio eius religio".[1]

Das Entstehen von Marktgesellschaften, die von empirischem Wissen und professionellem
Können getragen wurden, revolutionierte Europa langsam, aber sicher. Der rechte Glaube
(die Kirche) und die ehrbare Familie (der Adel) verloren an Einfluss gegenüber einer Klasse
von Parvenüs, deren wirtschaftliche Macht unbestreitbar war, die aber noch über wenig
politische Macht verfügte.

Ein Teil dieser allmählichen Revolution war konkret und betraf die unmittelbaren Folgen
der Kleinen Eiszeit. Botaniker fanden auf empirischem Weg Methoden, um den Landbau
zu verbessern, unter anderem die Aussaat von Klee auf brachliegenden Feldern, der
sowohl die Böden regenerierte, als auch Winterfutter für mehr Vieh bot, das wiederum
mehr Dünger produzierte. Zugtiere konnten dadurch effektiver für Pflüge eingesetzt
werden, zugleich wurde die Diät der Menschen mit mehr tierischen Eiweißen angereichert.
Auch die Diversifizierung der Produkte durch das Anpflanzen von in Europa neuen und
wetterresistenteren Nahrungspflanzen wie Kartoffeln und Mais spielte hier eine wichtige
Rolle.

Diese neuen Methoden erwiesen sich als höchst erfolgreich. Der Ertrag pro Kornähre stieg
bis zum Ende des 17. Jahrhunderts um fast ein Drittel. Bemerkenswert ist auch, wie sich
diese neuen Methoden verbreiteten: Gedruckte Bücher, Flugblätter und Almanachs trugen
sie in die entferntesten Gegenden des Kontinents. Bessere Druckerpressen und billigeres
Papier waren die technologischen Voraussetzungen für diesen enormen Wissenstransfer.

Macht des Marktes

Die landwirtschaftliche Revolution hatte aber auch politische Konsequenzen. Mit der
steigenden Bedeutung der Märkte entdeckten Landbesitzer – die meisten von ihnen
Adelige – eine neue Einkommensquelle. Anstatt den Überschuss von
Subsistenzlandwirtschaft abzuschöpfen und höchstens noch einen lokalen Markt zu
beliefern, konnten Landgüter direkt und häufig spezialisiert für den Markt produzieren.

Diese Steigerung der Produktivität setzte allerdings voraus, dass die Allmenden (im
Englischen die Commons), das gemeinsam genutzte Land, auf dem auch die landlosen
Armen ihr Vieh grasen lassen und Winterfutter schneiden durften, in wirtschaftlich genutzte
Flächen umgewandelt wurden. Dieser Prozess verlief in vielen Gebieten Europas
gewaltsam. Zehntausende besitzlose Landbewohner wurden vertrieben, um konsolidierte
Produktionsflächen zu schaffen. Ein Lebenszusammenhang, der seit grauer Vorzeit
bestanden hatte, fand ein jähes Ende, und viele der Vertriebenen waren gezwungen, Arbeit
in den Städten zu suchen. Manche Historiker sehen in diesem Prozess auch den Anfang
eines industriellen Proletariats.
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Die landwirtschaftliche Revolution war auch eine Antwort auf die fundamentale Krise der
europäischen Nahrungsversorgung, die durch den Temperatursturz der Kleinen Eiszeit
entstanden war. Sie änderte aber auch das Gesicht der europäischen Gesellschaften,
orientierte sich stärker auf Märkte, auf eine industrielle und professionalisierte Logik, die
auch andere Lebensbereiche wie beispielsweise das Manufaktursystem, das
internationale Handelsnetz oder das Militär und die Kriegführung ergriff.

Besonders wichtig in diesem Kontext war auch die Revolutionierung der wirtschaftlichen
Ordnung. Der Historiker Karl Polanyi bemerkte schon vor fast einem Jahrhundert, dass
das ökonomische Denken des Mittelalters nicht an Wachstum interessiert war. Innerhalb
der statischen Gesellschaftsordnung war die Priorität, eine soziale Rolle ehrenhaft
auszufüllen, nicht aber, sie zu überwinden. Profite wurden in soziales Kapital umgewandelt,
etwa indem ein reicher Kaufmann ein Kirchenfenster spendete, nicht aber in
zinsbringendes Kapital (als wie unehrenhaft es galt, Zinsen zu nehmen, lässt sich auch
daran ablesen, dass dies einer der wenigen Wirtschaftszweige war, die Juden
offenstanden).

Im Zuge der wirtschaftlichen Neuordnung der Feudalstaaten, die ständig in kostspielige
Kriege verwickelt waren, entstand eine neue Schule des marktorientierten Denkens.
Merkantilistische Theoretiker formulierten neue Ideen über die Ökonomie, die darauf
hinausliefen, dass ein erfolgreicher Staat mehr exportiert als importiert, dass Wirtschaft
eine Fortsetzung des Krieges mit anderen Mitteln ist, dass es darum geht, die eigenen
natürlichen und humanen Ressourcen maximal auszuschöpfen, um Überschuss zu
erwirtschaften, seien es Bodenschätze, die Armen in der eigenen Gesellschaft oder die
Bevölkerung der neu eroberten Kolonien. Wirtschaftswachstum, das auf Ausbeutung
beruhte, wurde zur Leitidee jedes erfolgreichen Monarchen und jedes Staates.

Anspruch auf Macht

In all diesen Prozessen waren Menschen, die lesen, schreiben und rechnen konnten und
über theoretische, professionelle Fertigkeiten verfügten, besonders wichtig. Es waren die
Kaufleute, die Steuerbeamten, die Ingenieure und Offiziere, die Mathematiker, Anwälte,
Wissenschaftler und Lehrer, die diese Revolution trugen und voranbrachten. Mit dem
wachsenden wirtschaftlichen und sozialen Einfluss dieser Klasse aber entstand auch ein
wachsendes Verlangen nach politischer Macht, die nach wie vor hauptsächlich in den
Händen von Adel und Kirche lag. Um diesen Anspruch zu argumentieren, bedurfte es einer
starken Rechtfertigung.

Diese lieferte schließlich ein Argument aus der Philosophiegeschichte, das bis dahin immer
marginal geblieben war: der Gedanke nämlich, das jedem Menschen von Natur aus die
gleiche Freiheit, Würde und Rechte gegeben sind. Es ist wenig überraschend, dass
Feudalherrscher wenig Sympathie mit dieser Ansicht gezeigt hatten. Die philosophischen
Ideen, die sich in feudalen Reichen und in Sklavengesellschaften wie dem antiken
Griechenland durchgesetzt und kanonischen Status erreicht hatten, dachten in Dualismen
und identifizierten die Herrschenden mit dem Wahren, Edlen, Guten und mit göttlichem
Wohlgefallen.

Für die neue, an Einfluss und Macht wachsende professionalisierte Mittelschicht, die in
den aufsteigenden Märkten bereits Ideen von Toleranz, Individualismus und Gleichheit vor
dem Gesetz praktizierte, waren die Argumente, die dieses feudale Weltbild untergruben,
der eigentliche Anfang einer ideellen Revolution. Wie sehr diese Ideen sozial hier verankert
sind, zeigt sich auch im persönlichen Hintergrund ihrer ersten Vertreter: René Descartes
war Artillerieoffizier, Baruch Spinoza ein Import-Export-Kaufmann, John Locke ein
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Regierungsbeamter, Thomas Hobbes Hauslehrer, und so weiter.

Die Ideen, die später als Kernideen der Aufklärung bezeichnet wurden, gehörten von
Anfang an der professionalisierten Mittelschicht. Sie waren gleichzeitig auch die
intellektuelle Kulmination eines Prozesses, der mit einer klimabedingten Krise der
Landwirtschaft und der feudalen Ordnung begonnen hatte.

Aus dieser stark komprimierten Darstellung wird vor allem eines deutlich: Die sogenannte
Kleine Eiszeit war ein Klimaereignis, das für die gesamte Natur und damit auch für
menschliche Gesellschaften unmittelbare Konsequenzen hatte. Letztendlich aber waren
es die mittelbaren Konsequenzen, die sie von Grund auf veränderten und aus feudalen
Gesellschaften frühkapitalistische machten: Ein Wissenshorizont, der durch religiöse
Schriften definiert wurde, machte einem neuen, empirischen Wissen Platz; alte
Sozialstrukturen wie die Allmenden wurden aufgelöst und durch marktkonformere
Produktions- und Lebensformen ersetzt; eine neue Klasse ergriff die Initiative, und das
Gewicht innerhalb vieler Gesellschaften verschob sich von der Festung hin zum Markt.

Ein Klimaereignis resultierte in einer kaum einen Aspekt auslassenden Revolutionierung
menschlicher Gesellschaften. Von der ursprünglich betroffenen Landwirtschaft über
ökonomisches Denken, Märkte, Arbeits- und Lebensbedingungen, Ernährung,
Wissenserwerb, den Aufstieg der Mittelschicht und bis hinein in Kultur und Philosophie
änderte sich alles in diesen Gesellschaften, deren direkte Erben wir sind. Der Eisberg, der
1565 gewissermaßen als Vorbote der globalen Abkühlung in den Niederlanden ankam,
erwies sich nur als Spitze einer wesentlich mächtigeren Veränderung unter der Oberfläche
der damaligen Gesellschaften.

Trotz dieser starken Faktenlage mag es ein ungewohnter Gedanke sein, dass Klimawandel
nicht nur Wetter und Landwirtschaft beeinflussen kann, sondern auch die Struktur einer
Gesellschaft bis in ihr Selbstverständnis und ihre Philosophie hinein. Tatsächlich aber liegt
das nur an einer kulturellen Konstruktion, deren Wurzeln älter sind als die Aufklärung: der
Mensch als Krone der Schöpfung, erhaben über alle kreatürlichen Zwänge. Wenn diese
biblische Perspektive relativiert wird, zeigt sich, dass der Homo sapiens ein Teil der Natur
ist. Wie Kellerasseln und Singvögel müssen auch Menschen sich ihren natürlichen
Umständen anpassen. Bei einem Einfluss, der so wirkmächtig und subtil ist wie das Wetter
und die Naturerfahrung selbst, werden veränderte Rahmenbedingungen zwangsläufig
auch wirtschaftliche, soziale und kulturelle Umwälzungen nach sich ziehen – nicht nur im
17. Jahrhundert, sondern auch in naher Zukunft.

Das 21. Jahrhundert und die Amplitude der Unsicherheit

Noch einmal zurück zur niederländischen Küste. Ein Deichbauingenieur der dortigen
Regierung erwähnte kürzlich ein interessantes Dilemma. Seine Kollegen und die
betroffenen Wissenschaftler seien sich einig, dass angesichts des steigenden
Meeresspiegels die Deiche erhöht werden müssten, sagte er, aber die Wissenschaftler
seien sich uneinig, ob um dreißig Zentimeter oder um sechs Meter.

Dies beschreibt eine Amplitude der Unsicherheit über die Konsequenzen der
Erderwärmung, die zu ignorieren nicht nur für Küstenregionen katastrophal sein könnte.
Ähnliche Resultate zeigen beispielsweise die Forschungen der NASA. Der CO2-Gehalt
per Million Partikel in der Atmosphäre ist seit 1950 auf ein Niveau gestiegen, das alles
übersteigt, was in den zurückliegenden 400.000 Jahren auf diesem Planeten der Fall war.
Durch die Industrielle Revolution hat die Menschheit nicht nur technologisch und in Bezug
auf Konsum und Lebensweise Neuland betreten: Auch mit Blick auf Klima und Ökosysteme
sind wir in einer Situation, für die es keinen Präzedenzfall gibt. Das bedeutet auch, dass
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es die Entscheidungen der gegenwärtigen Generation sein werden, die Weichen für das
Leben und Überleben auf diesem Planeten stellen.

Hier stellt sich eine wichtige Frage: Wenn der Klimawandel der Kleinen Eiszeit eine so
radikale und umfassende Veränderung ganzer Gesellschaften bewirkte – was bedeutet
das dann für die Zukunft unserer Gesellschaften in Zeiten der Erderwärmung? Gibt es
irgendeinen Grund anzunehmen, dass die bereits in vollem Gange befindliche
Klimaänderung durch den erhöhten CO2-Ausstoß im Zuge der Industriellen Revolution
weniger gravierende, weniger revolutionäre Umwälzungen mit sich bringen wird, die von
wirtschaftlichen und sozialen Aspekten bis zu politischen Zusammenhängen und
philosophischen Konzepten alles umspannen? Haben wir wirklich Anlass dazu, zu glauben,
dass die gegenwärtige Ordnung von Politik, Ökonomie und Wissen inhärent solider,
unangreifbarer ist als die vor fünfhundert Jahren?

Wer über die Zukunft Europas und der Welt nachdenkt, muss sich diese Frage stellen.
Alle Spekulation über mögliche Zukunftsszenarien verlieren an analytischer Kraft, wenn
sie die dramatische Veränderung der natürlichen Rahmenbedingungen außer Acht lassen.
Jeder Versuch einer Antwort muss dabei so komplex ausfallen, wie die Frage selbst es ist.

Wanderbewegungen

Das Offensichtlichste zuerst: Wie auch in der Kleinen Eiszeit wird der Klimawandel in den
kommenden Jahrzehnten eine massive Krise der Landwirtschaft auslösen, wenn auch
wahrscheinlich weniger im gemäßigten Europa, das nur dann massiv und sozusagen
paradoxal betroffen sein würde, wenn, wie einige Meeresforscher befürchten, der
Golfstrom durch die Veränderung von Temperatur und Salzgehalt der Ozeane
zusammenbräche, was einen massiven Kälteeinbruch in Westeuropa zur Folge hätte.
Wenn dieses Ereignis aber nicht eintritt, ist für die europäische Landwirtschaft mit keiner
katastrophalen Konsequenz zu rechnen, obgleich empfindliche und spezialisierte Produkte
wie beispielsweise Wein schon heute unter dem Temperaturanstieg zu leiden haben.

Andere Gebiete der Welt spüren die Konsequenzen der einsetzenden Erwärmung bereits
sehr viel stärker. Besonders um den Äquator herum verschieben sich landwirtschaftlich
nutzbare Gebiete durch Versteppung und Veränderung von Wettersystemen, und es ist
davon auszugehen, dass diese Bewegung um mehrere Hunderte von Kilometern weg vom
Äquator sich nicht nur fortsetzt, sondern auch beschleunigt. Besonders in Afrika und Asien
wären davon zahllose Subsistenzbauern betroffen, die in der Hoffnung, dem Hungertod
zu entgehen, in die riesigen Metropolen abwandern.

Auch auf Europa wird das entscheidende Auswirkungen haben: Die massiven
Migrationsbewegungen innerhalb der betroffenen Länder werden zu politischer Instabilität
und sehr wahrscheinlich auch zu Verteilungskriegen um Ressourcen wie Wasser und
fruchtbares Land führen. Dies wiederum betrifft direkt die strategischen Interessen
Europas, seine wirtschaftliche Sicherheit sowie seine Versorgung mit Rohstoffen und
Nahrungsmitteln.

Ein Beispiel für diesen erbarmungslosen Mechanismus ist der Syrienkrieg, dem die
verheerendste Dürre voranging, die der sogenannte fruchtbare Halbmond in achthundert
Jahren erlebt hatte. Zehntausende Bauern im Norden des Landes sahen sich gezwungen,
zuerst Schulden zu machen, dann ihr Vieh zu schlachten und ihr Saatgut zu essen, bevor
sie schließlich aufgeben und in die Slums von Damaskus und Aleppo ziehen mussten, von
denen kurz darauf die Unruhen ausgingen. Die Kausalität dieser klimatischen Krise und
des folgenden Massenschlachtens wird gelegentlich angezweifelt, aber es kann kaum ein
Zweifel daran bestehen, dass dies eine Blaupause für zukünftige Konflikte sein wird.



Philipp Blom (Erstellt am: 18.06.2019) 9

bpb.de

Die gewaltige Menge an Flüchtlingen, die 2015 nach Europa kam, war direkt oder indirekt
eine Folge solcher Prozesse. Dieser Migrationsdruck wird in den folgenden Jahrzehnten
wesentlich ansteigen. Das wird auch innerhalb der Gesellschaften Europas Konsequenzen
haben. Schon jetzt ist Migration zum vielleicht wichtigsten politischen Thema in
europäischen Wahlen geworden und hat auch in als liberal geltenden Ländern zu einem
Rechtsruck geführt.

In den vergangenen zwei Jahren haben europäische Politiker die Migrationsproblematik
hauptsächlich dadurch bekämpft, dass sie Routen geschlossen, Zäune gebaut,
Grenzkontrollen eingeführt und Sicherheitskooperationen mit Grenzländern wie der Türkei
und Libyen begonnen haben, die in ihrer Behandlung von Flüchtenden – um es vorsichtig
auszudrücken – wesentlich robuster vorgehen, als es in Europa möglich wäre.

Keine gute Lösung?

Die Schließung der Außengrenzen hat die Situation innerhalb Europas zeitweise
entspannt. Sie kann aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass die Zahl derer, die sich
gezwungen sehen, anderswo ein neues Leben oder Überleben zu finden, durch
Klimawandel und Bevölkerungswachstum immer weiter steigen wird. Europäische Staaten
sehen sich langfristig vor der Wahl zwischen einem Rechtsruck auf dem Weg zu einer
"Festung Europa", die Flüchtlinge an der Grenze erschießt, und einer Zunahme von legaler
Migration, die ihrerseits gravierende Konsequenzen für den sozialen Frieden europäischer
Gesellschaften haben könnte. Für diese Problematik besteht keine saubere Lösung, keine
klare Antwort. Deutlich ist nur, dass der Umgang mit ihr unsere Gesellschaften so oder so
gravierend verändern wird.

Dieser Zusammenhang zwischen Klimawandel und der Entwicklung der liberalen
Demokratie in europäischen Gesellschaften wird zweifellos besonders wichtig werden,
nicht nur im Umgang mit Migration und globalen Konflikten, sondern auch angesichts der
Herausforderung, ausreichend rasch und entschlossen Maßnahmen einzuleiten, die
innerhalb von zwei oder drei Jahrzehnten nicht nur den CO2-Ausstoß der reichen Welt
radikal verringern, sondern auch den Konsum fossiler Brennstoffe und die fortschreitende
Beschädigung der Ökosphäre weitgehend einstellen. Der wissenschaftliche Konsens ist,
dass solche Maßnahmen unabdingbar sind, um einen katastrophalen Anstieg der globalen
Temperaturen um mehr als drei oder sogar vier Grad Celsius zu verhindern und die
Veränderung von Ökosystemen und der in ihnen lebenden Organismen (einschließlich
des Menschen) so weit einzudämmen, dass es nicht unmöglich ist, auf sie zu reagieren.

Es ist eine Ironie der Geschichte, dass das Erfolgsrezept der westlichen Welt, das aus der
Kleinen Eiszeit resultierte – die Idee von Wirtschaftswachstum, das auf Ausbeutung
beruht – heute zur existenziellen Bedrohung geworden ist. Mehr Wachstum ist zumindest
mittelfristig undenkbar ohne einen immer weiter anwachsenden Verbrauch von Rohstoffen,
immer intensiveren Hyperkonsum und eine immer toxischere Veränderung von
Ökosystemen durch CO2 und andere Abfallprodukte.

Auch wenn Klimawissenschaftler einen breiten Konsens in diesen Fragen erzielt haben
(bislang sind die Prognosen zur Klimaentwicklung tatsächlich eingetroffen, allerdings
wesentlich schneller als angenommen), so ist doch nicht ersichtlich, wie innerhalb kurzer
Zeit ein ausreichender demokratischer Konsens geschaffen werden könnte, um einen so
einschneidenden Umschwung des gesamten westlichen Lebensmodells einzuleiten und
tatsächlich zu vollziehen. Pessimisten sind der Ansicht, westliche Länder stünden daher
vor der Wahl, als liberale Demokratien sehenden Auges in die Katastrophe zu gehen oder
sich in das Experiment einer Öko-Diktatur zu stürzen. Keine dieser beiden Möglichkeiten
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scheint besonders verlockend.

Transformative Technologien

Schon diese Faktoren verdeutlichen, dass die Auswirkungen des Klimawandels auch im
21. Jahrhundert alle Aspekte unseres gesellschaftlichen und individuellen Lebens
umformen werden. Gerade in der reichen Welt aber wird noch ein weiterer, technologischer
Faktor eine enorme transformative Rolle spielen: Was der Buchdruck für die frühmoderne
Zeit war, ist heute die Digitalisierung, insbesondere angesichts der Entwicklung von
lernfähigen Systemen, die potenziell jedes gestellte Problem ohne menschliches Zutun
lösen können.

Auch die Digitalisierung wird unser Leben tiefgreifender revolutionieren, als für uns bislang
denkbar ist. Sie wird in unsere Wirtschaft und unsere soziale Selbstkonstruktion eingreifen,
indem sie einen Großteil der menschlichen Arbeit und damit auch die Arbeitenden
wirtschaftlich überflüssig macht, sie wird ganz neue wirtschaftliche und soziale
Arrangements notwendig machen, wird Machtkonzentrationen erlauben, die nicht nur
Daten und Patente, sondern damit auch Wohlstand und politischen Einfluss in immer
weniger Händen vereinen, sie wird durch Sammeln und immer umfassendere Analyse von
Daten soziale Kontrolle ebenso wie Wissenssprünge ermöglichen, an denen Menschen
keinen Anteil mehr haben, und sie wird die demokratische Verfasstheit unserer
Gesellschaften verändern, wenn nicht zerstören.

Klimawandel und Digitalisierung – beide Folgen der Industriellen Revolution und ihres
Hungers auf fossile Brennstoffe – werden das Gesicht dieses Planeten und der
menschlichen Gesellschaften schon innerhalb der nächsten zwei oder drei Jahrzehnte
radikal verändern. Globale Ökosysteme und Wettermuster, Ökonomie und
Weltbevölkerung, politische Ordnung und Machtverhältnisse werden von dieser
Transformation erfasst.

Angesichts dieser enormen Umwälzung und der Amplitude der Unsicherheit – dreißig
Zentimeter oder sechs Meter –, die mit ihr einhergeht, ist es umso wichtiger, den vielleicht
einzigen Stabilitätsfaktor in diesem Gefüge zu betonen und zu mobilisieren. Anders als im
16. Jahrhundert, als Bußgottesdienste und Hexenverfolgungen erst langsam durch
empirische Forschung und intellektuellen Austausch ersetzt wurden, wird die
wissenschaftliche Methode selbst durch die Veränderungen von Umwelt und Gesellschaft
nicht ungültig – auch wenn bereits jetzt deutlich ist, dass die Rolle der menschlichen
Anstrengung in der Wissenschaft von Künstlicher Intelligenz und Algorithmen
zurückgedrängt wird.

Das wissenschaftliche Denken und damit auch das darauf beruhende Handeln sind die
einzigen Verbündeten in dieser potenziell katastrophalen Situation. Damit aber stellt sich
eine weitere entscheidende Frage im Vergleich der Gegenwart mit der damaligen großen
Episode des Klimawandels. Während der Kleinen Eiszeit wurden spätfeudale
Gesellschaften in frühkapitalistische Marktgesellschaften umgewandelt, in diesem Prozess
entstand wissenschaftliches Denken. Die soziale Dynamik der Zeit aber ermöglichte auch
eine neue Selbstwahrnehmung der Gesellschaften und förderte Ideen, die wir heute als
Aufklärung bezeichnen. Was wird die intellektuelle, philosophische Konsequenz der
nächsten Transformation sein? Werden die Ideen der Aufklärung sich als so stabil erweisen,
wie die wissenschaftliche Methode, oder werden ihr Universalismus, ihr Fortschrittsglaube
und ihr Rechtediskurs vor einer vielleicht dystopischen, jedenfalls aber völlig anderen
Realität kapitulieren und durch eine Neukonzeption des Menschen als minderwertiger
biologischer Computer ersetzt werden?



Philipp Blom (Erstellt am: 18.06.2019) 11

bpb.de

Die Antwort auf diese Frage wird erst in einigen Jahrzehnten formuliert werden. Die
Richtung, in die diese Antwort gehen wird, liegt aber in den Händen derer, die heute
Entscheidungen treffen. In einer Demokratie heißt das: Sie liegt in unserer Hand.

Fußnoten

1. Lateinisch für "wessen Gebiet, dessen Religion": Kurzform des weitgehend bis zum
Westfälischen Frieden 1648 geltenden Grundsatzes, wonach sich die
Religionszugehörigkeit der Bevölkerung nach der des jeweiligen Landesfürsten
richtete (Anm. d. Red.).
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Das Anthropozän Erzählen: fünf
Narrative
Von Gabriele Dürbeck 18.5.2018
ist Professorin für Literatur- und Kulturwissenschaften an der Universität Vechta. Sie leitet das DFG-Projekt "Narrative
des Anthropozän in Wissenschaft und Literatur. Strukturen, Themen, Poetik" (2017–2019).

Der Begriff "Anthropozän" bezeichnet ein neues geologisches Zeitalter, in dem die
Menschheit den dominanten geophysikalischen Einfluss auf das Erdsystem hat und daraus
die Verantwortung des Menschen für die Zukunft des Planeten abgeleitet wird. Das Konzept
enthält zugleich eine Aufforderung, die Stellung des Menschen zur Natur und im Kosmos
neu zu bestimmen und verantwortlich mit den begrenzten natürlichen Ressourcen
umzugehen. Die Debatte um die Bedingungen, Reichweite und Grenzen der menschlichen
Handlungsmacht hat in relativ kurzer Zeit sehr unterschiedliche, zum Teil einander
widersprechende Geschichten hervorgebracht, in denen verschiedenartige Interessen und
Werthaltungen artikuliert werden und die deshalb von erheblicher politischer Relevanz
sind.

Der Atmosphärentechniker und Nobelpreisträger Paul J. Crutzen und der Biologe Eugene
F. Stoermer führten den Anthropozän-Begriff vor 18 Jahren in die umweltwissenschaftliche
Debatte ein,[1] um die gravierenden Auswirkungen des anthropogenen, also menschlich
beeinflussten Klimawandels im planetarischen Maßstab zu fassen. Mit der Bezeichnung
soll signalisiert werden, dass das Holozän – die seit fast zwölf Jahrtausenden andauernde
Warmzeit mit relativ stabilen Umweltbedingungen, durch die die Entstehung und
Entwicklung der menschlichen Zivilisation überhaupt erst ermöglicht wurde – zu Ende ist.
2002 legte Crutzen in einem inzwischen vielfach zitierten Artikel der renommierten
Zeitschrift "Nature" nach: "In den vergangenen drei Jahrhunderten haben die Auswirkungen
des Menschen auf die Umwelt massiv zugenommen. Durch die anthropogenen CO2-
Emissionen könnte das globale Klima für viele Jahrtausende erheblich von seiner
natürlichen Entwicklung abweichen. Es scheint daher angebracht, die gegenwärtige, in
vielerlei Hinsicht menschlich dominierte geologische Epoche als 'Anthropozän' zu
bezeichnen."[2]

Der drastische Anstieg des CO2-Austoßes seit der Industriellen Revolution und die
verheerenden Effekte menschlicher Aktivitäten auf das globale Klima haben das Erdsystem
tiefgreifend verändert. Die Vorstellung einer widerstandskräftigen, sich nur langsam und
vorhersehbar wandelnden Natur wird dadurch obsolet.[3] Nach Berechnungen des
Kulturgeografen Erle C. Ellis sind mittlerweile mindestens 75 Prozent der bewohnbaren
Erdoberfläche von Menschen überformte Natur, die Ellis als "Anthrome" – abgeleitet von
Biomen, ökologischen Großlebensräumen – bezeichnet.[4] Demnach ist "Natur"
mittlerweile in großem und planetarem Maßstab eine anthropogene, vom Menschen
kulturell und technisch überformte Natur: Erdsystem und Menschheit lassen sich nicht
mehr getrennt voneinander denken, der Mensch ist zum geologischen Faktor geworden.

Das Konzept des Anthropozän hat in den vergangenen Jahren eine rasche Ausbreitung
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in den verschiedensten Wissenschaften erfahren – von der Geologie und den
Umweltsystemwissenschaften über die Sozialökonomie, die Rechts-, Sozial- und
Politikwissenschaften bis in die Archäologie, Philosophie, Theologie sowie die Geschichts-,
Literatur- und Kulturwissenschaften. Längst ist aus der ursprünglichen These ein nur noch
schwer überschaubares, interdisziplinäres Diskursgeflecht entstanden, in dem das
Anthropozän Brückenkonzept zwischen verschiedenen Wissenschaften, Querschnittsaufgabe
für Wissenschaft und Gesellschaft sowie Reflexionsbegriff für das Verhältnis von Mensch
und Natur ist.[5]

Die Idee einer neuen Erdepoche hat durch Medien, popularisierende
Wissenschaftskommunikation und zahlreiche Dokumentarfilme inzwischen auch eine
breitere Öffentlichkeit erreicht. Die britische Wochenzeitschrift "The Economist" etwa titelte
am 11. Mai 2011 programmatisch: "Welcome to the Anthropocene",[6] und dieses
"Willkommen im Anthropozän" war auch Thema einer gemeinsam mit dem Rachel Carson
Center entwickelten Ausstellung im Deutschen Museum München (2014–2016). Etwa
gleichzeitig fand im Haus der Kulturen der Welt in Berlin unter Crutzens Schirmherrschaft
ein groß angelegtes, über wissenschaftliche Grenzen hinausgehendes "Anthropozän-
Projekt" (2013–2014) statt, inzwischen fortgesetzt mit "Technosphere" (2015–2019) und
den "Anthropocene Lectures" (2017–2018). Auch die Ausstellung "We Are Nature: Living
in the Anthropocene" (2017–2018) im Carnegie Museum of Natural History in Pittsburgh
erkundet die wechselseitige Beziehung von Mensch und Natur.

Die breite Resonanz in den Medien und der Öffentlichkeit zeigt, dass das ursprünglich
geologische Konzept zugleich als "kulturelles Konzept" fungiert, indem es "etablierte
Grenzlinien auf vielen verschiedenen Ebenen zwischen Wissenschaft und Öffentlichkeit
(…) unscharf"[7] werden lässt und die menschliche Kulturtätigkeit in ihren gravierenden
Auswirkungen auf die Natur durch neue Erzählungen in eine andere Perspektive rückt.

Mittlerweile hat sich in den Wissenschaften und medialen Öffentlichkeiten ein
vielstimmiger, zum Teil kontroverser Diskurs um den Begriff des Anthropozän entwickelt.
Um hier eine bessere Orientierung zu erhalten und die umweltpolitischen Implikationen
zu verstehen, ist es hilfreich, die Beiträge zu diesem Diskurs als Narrative aufzufassen,
das heißt als erzählerisch strukturierte Geschichten, die der gesellschaftlichen und
politischen Sinnstiftung dienen. Im Folgenden stelle ich zunächst kurz das Konzept des
Anthropozän vor und zeige, dass es – auch wenn es aus der Wissenschaft kommt – eine
narrative Struktur hat. Darauf aufbauend werden fünf verschiedene Narrative des
Anthropozän unterschieden und diskutiert.

Konzept und Periodisierung

Obgleich das Konzept des Anthropozän im Jahr 2000 in der Wissenschaft etabliert worden
ist, gibt es bereits im späten 19. und 20. Jahrhundert eine Reihe von Vorläuferkonzepten
wie die "era anthropozoica" (1873, Antonio Stoppani), das "psychozoic era" (1877, Joseph
Le Conte), die Rede vom "Menschen als einem geologischen Agenten" (1913, Vladimir I.
Vernadsky) oder die Idee eines "anthropogene" (1922, Alexei Pavlov), eines "anthrocene"
(1992, Andrew C. Revkin) beziehungsweise eines "Anthropozoikum" (1995, Hubert
Markl).[8]

Seit 2009 berät eine 38-köpfige interdisziplinär zusammengesetzte Anthropozän-
Arbeitsgruppe der International Commission on Stratigraphy (ICS) unter der Leitung des
Paläobiologen Jan Zalasiewicz darüber, das Anthropozän als neue geologische Epoche
auszurufen. Auch wenn eine endgültige Entscheidung und die vollständige
wissenschaftliche Absicherung der Hypothese durch robuste stratigrafische Daten, das
heißt den Nachweis menschlicher Spuren in den geologischen Gesteinsschichten, noch

http://www.economist.com/node/18744401
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ausstehen, wurde im August 2016 ein erster Meilenstein erreicht. Auf dem 35. Kongress
der Geological Society wurde mit einer klaren Mehrheit der Arbeitsgruppe verkündet, dass
wir uns jetzt im Anthropozän befinden.[9] Prominente Wissenschaftler weisen dieser
Hypothese einen vergleichbaren Stellenwert zu wie Galileis kosmologischer Revolution,
Darwins Evolutionstheorie oder Freuds Psychoanalyse.[10]

Auffallend ist, dass in einem Großteil der Publikationen eine Datierung des Beginns der
neuen geologischen Epoche erörtert wird. Nicht durchgesetzt hat sich die Annahme, das
Anthropozän bestehe seit der neolithischen Revolution vor rund 11.700 Jahren. Die drei
derzeit meistdiskutierten Marker für den Beginn der neuen Erdepoche sind: a) das Jahr
1610 aufgrund der bereits ein Jahrhundert nach der Eroberung Nord- und Südamerikas
massiven Veränderungen des Landes;[11] b) die Erfindung der Dampfmaschine durch
James Watt um 1784 und die dadurch ausgelöste Industrielle Revolution im späten 18.
und frühen 19. Jahrhundert;[12] und c) der "Eintritt ins Nuklearzeitalter" mit der Phase der
Hochindustrialisierung nach Ende des Zweiten Weltkrieges, die wegen der exponentiell
ansteigenden sozioökonomischen Trends auch als "great acceleration" bezeichnet
wird.[13] Letzteres wird von Naturwissenschaftlern als die überzeugendste Datierung
angesehen.[14]

Neben dem Niederschlag von radioaktivem Material in der Atmosphäre infolge von
Atomwaffentests gehören unter anderem der weltweite Gebrauch von synthetisierten
Düngemitteln, die Ausbreitung von Aluminium, Schwermetallen, Technofossilien und
Plastik, besonders in Form von Mikroplastikteilchen, die die regionalen Gewässer und
Weltmeere verschmutzen und in die Nahrungskette gelangen, zu weiteren Faktoren, die
nach Tausenden von Jahren noch in den Sedimenten nachweisbar sein werden. Die
geologische Datierung des Anthropozän auf die Zeit der signifikanten "großen
Beschleunigung" seit 1950 wird mit dem Ruf nach einem verantwortungsvollen Handeln
verbunden. Doch besteht eine bedeutende Lücke zwischen dieser recht abstrakten
Verantwortung für eine unüberschaubare Zukunft und der Mobilisierung von Individuen,
Gruppen, Staaten oder gar einer Weltgemeinschaft.

Bemerkenswert ist nun, dass das Anthropozän in den wissenschaftlichen Texten und
Medien häufig als ein Narrativ präsentiert wird, also als eine Erzählung mit Protagonisten,
Ereigniskette und Plot mit Ursache-Wirkungs-Verhältnissen sowie einer spezifischen
räumlichen und zeitlichen Struktur, die der Sinnstiftung dienen. Der Protagonist dieser
Geschichte ist durchaus ungewöhnlich – es ist nämlich die menschliche Spezies. Damit
erscheint das Anthropozän als ein Narrativ, das erstens die Menschheit als
geophysikalische Kraft begreift, zweitens eine tiefenzeitliche Zeitdimension aufweist,
drittens eine planetarische Perspektive auf die globale Umweltkrise wirft, viertens eine
Nicht-Trennbarkeit von Natur und Kultur annimmt und fünftens daraus eine ethische
Verantwortung des Menschen für das Erdsystem ableitet.
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Fünf Anthropozän-Narrative

Im politischen und gesellschaftlichen Diskurs dienen Narrative dazu, in der Komplexität
der Fragestellungen eine sinnhafte Ordnung zu vermitteln und dadurch das Publikum zu
mobilisieren. Dabei sind insbesondere drei erzählerische Elemente wichtig: der Plot,
dessen Logik den Kern der Handlung bildet; die Darstellung von Opfern,
Problemverursachern ("Schurken") und Problemlösern ("Helden"); und schließlich die
Moral der Geschichte. Im politischen Diskurs erzeugen Geschichten mit Opfern unser
Mitgefühl oder unsere Wut, Geschichten mit Schurken unsere Empörung und unseren
Zorn, und Geschichten mit Helden unsere Bewunderung, Unterstützung und Nachahmung.
Der Plot verknüpft Problemverursacher, Opfer und Problemlöser, und die Moral erklärt,
was richtig und falsch ist. Die selektive Mobilisierung durch Narrative entspricht jeweils
unterschiedlichen Interessen und Werthaltungen.[15]

In der Vielzahl von natur-, sozial-, geistes- und kulturwissenschaftlichen Veröffentlichungen
lassen sich fünf Narrative des Anthropozän unterscheiden: das Katastrophen-
beziehungsweise Apokalypsenarrativ, das Gerichtsnarrativ, das Narrativ der "Großen
Transformation", das (bio-)technologische Narrativ sowie das Interdependenz-
Narrativ.[16]

Das Katastrophennarrativ
Angesichts des Ausmaßes der weltweiten Umweltschäden stellen einige Autoren das
Anthropozän als "Summe der ökologischen Frevel"[17] und den Menschen als Zerstörer
beziehungsweise "Parasiten" unseres Planeten dar. In der Prägung des Begriffs des
Anthropozän spricht der Kulturphilosoph Peter Sloterdijk von einer "apokalyptischen
Logik"; für ihn ist die Idee des Anthropozän eine "Botschaft von nahezu unüberbietbarer
moralisch-politischer Dringlichkeit", da der Mensch durch die Einsicht in die Endlichkeit
der natürlichen Ressourcen seine "kosmische Unbesorgtheit" verloren habe.[18] Auch der
Wissenschaftshistoriker Christophe Bonneuil spricht von "an eco-catastrophic narrative"
des Anthropozän.[19] Sein Fachkollege Jürgen Renn und der Philosoph Bernd Scherer
betonen "angesichts apokalyptischer Bedrohungen" die Notwendigkeit des Handelns und
fordern eine "Selbstreflexion" "anthropozänen Denken[s]".[20] Und die Wissenschaftsjournalistin
Elizabeth Kolbert hebt in ihrem mit dem Pulitzer Preis ausgezeichneten Sachbuch "The
Sixt Extinction" den drastischen Artenverlust unserer Zeit als zentrales Merkmal des
Anthropozän hervor.[21]

Einige naturwissenschaftliche Vertreter der Anthropozän-Hypothese sehen das Überleben
der gegenwärtigen wie der zukünftigen Zivilisation vor allem dann gefährdet, wenn die
Befürworter einer fortgesetzten Wachstumsideologie ungehindert weitermachen,[22] und
betonen die Möglichkeit, die Weichen im Rahmen der "planetary boundaries", der
planetarischen Grenzen, neu zu justieren.[23]

Das Katastrophen-Narrativ stellt die Opfer in den Mittelpunkt, wobei betont wird, dass das
Überleben des Menschen die Erhaltung des Planeten voraussetzt. Eine in verschiedenen
Wissenschaften und Essays vorkommende Metapher ist die des "kranken Planeten", die
sich schon bei Friedrich Nietzsche in seiner Schrift "Also sprach Zarathustra" (1891) findet,
wenn er vom Menschen als "eine der Krankheiten der Erde" spricht.[24] Die pessimistische
Sicht auf die conditio humana wird in dem Katastrophennarrativ aktualisiert. Zugleich
erlaubt der Blick auf die eigene Kultur von einem antizipierten Ende her eine kritische
Reflexion der Gegenwart und erfüllt damit eine moralische Appellfunktion, um die
Menschheit als Verursacher der Probleme in die Pflicht zu nehmen und ein Umdenken für
das zukünftige Handeln zur Erhaltung des Planeten anzumahnen.

Das Gerichtsnarrativ
Auch das Gerichtsnarrativ thematisiert die weitgehende Zerstörung des Planeten, stellt
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aber die Frage nach der Verursachung und Haftbarkeit für die Schäden in den Mittelpunkt.
Der Plot entspricht dem Schema eines Whodunnit. Der Historiker Dipesh Chakrabarty hat
darauf hingewiesen, dass die Auswirkungen des anthropogenen Klimawandels die Armen
im Globalen Süden ungleich härter treffen und damit eine globale Diskrepanz der CO2-
Emisionen und der Lastenverteilung des Klimawandels besteht.[25] Für viele Vertreter der
Anthropozän-Hypothese steht zweifelsfrei fest, dass die Hauptverursacher die westlichen
Industrienationen und ihre "technokratischen Elite[n]" sind, weshalb Sloterdijk auch von
einem "Eurozän" oder einem "Technozän" spricht.[26] Alternativ wurde der Begriff des
"Kapitalozäns" geprägt, da die Industrialisierung an das neuzeitliche Kapitalsystem und
westliche Finanzmärkte gebunden ist.[27] Dabei werden die Ursachen der globalen
Schäden im Kapitalismus als gesellschaftlich-wirtschaftliches Ordnungssystem verortet,
dessen Vertreter Schuld und Verantwortung tragen. Die alternativen Benennungen
verweisen dabei auf unterschiedliche Verursachergruppen und verschiedene Geschichten
innerhalb des Gerichtsnarrativs.

Bei der Frage nach den Schuldigen und den erforderlichen politischen, technologischen,
ökonomischen und sozialen Maßnahmen kommt hinzu, dass die Rede von der Menschheit
ein Kollektivsubjekt annimmt, das als solches gar nicht handeln kann. Wenn also Crutzen,
Steffen und weitere Mitglieder der Anthropozän-Arbeitsgruppe von einer
"verantwortungsvollen Verwaltung des Erdsystems" ("a responsible stewardship of the
earth system") sprechen,[28] müsste gemäß dem Prinzip einer "gemeinsame[n,] aber
differenzierte[n] Verantwortung für die globale Erwärmung" genauer differenziert werden,
wer für die Schäden aufkommen soll.[29] Wenn man die sozioökonomischen
Entwicklungen der verschiedenen Länder hinsichtlich Bevölkerungsentwicklung,
Düngemittelverbrauch, Bau großer Staudämme, Wasserkonsum, Papierherstellung,
Transportsysteme und Telekommunikation und anderem mehr vergleicht, wird deutlich,
dass "der größte Anteil des menschlichen Einflusses auf das Erdsystem aus der OECD-
Welt kommt",[30] wenn auch China und Indien mittlerweile mächtig aufholen und damit in
die aktuelle Verursachergruppe zu rechnen sind.

Das Narrativ von der Großen Transformation
Im Narrativ von der Großen Transformation ist ein Ausweg aus der globalen Umweltkrise
noch möglich, sofern schnell gehandelt wird – es wird also die Lösung von Problemen
unterstrichen und ein Plot mit hypothetischen Happy End dargestellt. Eine lebensfähige
Zukunft für die nächsten Generationen soll durch eine Mischung aus "Verminderung" der
Ursachen der Umweltzerstörung und "Maßnahmen der vernünftigen Anpassung" durch
bessere Technologien und höhere Umwelteffizienz, notfalls auch durch verminderten
Konsum, erreicht werden.[31]

Dieses Narrativ greift den Diskurs der ökologischen Modernisierung auf, für den namhafte
Personen wie der Politikwissenschaftler Martin Jänicke oder Hans Joachim Schellnhuber,
Gründer des Potsdam-Instituts für Klimafolgen (PIK) und langjähriges Mitglied des
Weltklimarates, stehen. Die Moral ist hier, gemäß dem Vorsorgeprinzip mit effizienten und
weitsichtigen Strategien die Schadensanfälligkeit und Verletzbarkeit einer sich rapide
verändernden Umwelt zu minimieren und die technischen Innovationsprozesse auch in
den Ländern des Globalen Südens nach dem Solidaritätsprinzip und dem "fair burden
sharing" so zu gestalten, dass die ökologische Modernisierung weiterhin ökonomisches
Wachstum ermöglicht und den Wohlstand gleichmäßiger verteilt.[32] 

Das Narrativ der Großen Transformation beschreibt, wie die Funktionsfähigkeit der sozial-
ökologischen Systeme stabilisiert werden kann. Dies solle durch die Beteiligung der
Zivilgesellschaft und eine weitere Demokratisierung geschehen, sodass globale
Maßnahmen nicht nur von oben – beziehungsweise erneut von den Industrienationen –
verordnet, sondern zugleich in einer Bottom-up-Perspektive lokale Handlungsspielräume
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erschlossen werden. Bekannte Wortführer der Großen Transformation erzählen vom
Umbau zu einer "verantwortungsvollen und nachhaltigen Gesellschaft" mit verändertem
Konsumverhalten sowie von einer Modernisierung der Demokratie und Bürgerbeteiligung
und sehen einen radikalen "Kulturwandel" vonnöten.[33] Insofern stehen in diesem Narrativ
soziale und politische Lösungsstrategien im Vordergrund. Die Plausibilität der Erzählung
hängt dabei von einer glaubhaften Verknüpfung von abstrakten Problemlagen mit
konkretem Alltagshandeln ab. Zugleich wird das Verlangen nach neuen positiven
Geschichten artikuliert, wie sie etwa in dem vielrezipierten Buch "Menschenzeit" des
Wissenschaftsjournalisten Christian Schwägerl erzählt werden, in dem er der Menschheit,
sofern sie als "höchst diverse, aber vernetzte Gemeinschaft von Erdgärtnern" handelt,
noch eine "lange Zukunft" in Aussicht stellt.[34]

Das (bio-)technologische Narrativ
In gewissem Sinne ist das (bio-)technologische Narrativ eine Radikalisierung des Narrativs
von der Großen Transformation, steht aber auch im Kontrast dazu. Einige Anthropozäniker
propagieren Biofuturismus und neuartige (nicht nur grüne) Technologien mit starken
biogeochemischen Eingriffen in die Bio- und Stratosphäre wie etwa dem Geoengineering.
Wegen möglicher Nebenwirkungen ist das Geoengineering jedoch heftig umstritten. Auch
sehen etliche in solchen erneuten (nun aber gewollten) Eingriffen in die Umwelt einen
neoprometheischen, durch Unterwerfung geprägten Umgang mit der Natur und die Gefahr
einer fortgesetzten Zerstörung der ökonomischen, sozialen und ökologischen
Systeme.[35]

Das fortschrittsoptimistische Narrativ bestimmt auch die Idee einer "Grünen Revolution
2.0", die die Probleme der Welternährung durch eine nachhaltige Intensivierung der
Landwirtschaft, Protein-Ersatzstoffe und neuartige technisch hergestellte Lebensmittel
lösen will. Allerdings setzt dies den Einsatz genetisch veränderten Saatguts (Soja, Weizen,
Mais, Reis) voraus, was durch die Marktmacht weniger Firmen und einzelner
Forschungsinstitute wiederum die Gefahr verstärkter ökonomischer und sozialer
Ungleichheit hervorbringen könnte.

Eine ähnlich ambivalente Resonanz hat die "Ökobewegung 2.0", die insbesondere durch
das "Ecomodernist Manifesto" aus dem industrienahen US-amerikanischen Breakthrough
Institute hervorgetreten ist. Das 14-Punkte-Manifest verspricht "ein gutes, wenn nicht sogar
großartiges Anthropozän"[36] mit Wohlstand für alle Menschen bei hoher
Energieverfügbarkeit durch hocheffiziente Solar-, aber auch Kernenergie, niedrigem
Ressourceneinsatz und verbessertem Naturschutz. Das Narrativ normalisiert die
vorhersehbare Machtkonzentration der technischen und ökonomischen Eliten und spielt
nicht beabsichtigte Nebenwirkungen herunter. Zudem präsentiert es die technologischen
Eliten als die neuen "Helden", die allein die Probleme lösen könnten.[37]

Das Interdependenz-Narrativ
Die Anthropozän-Idee kann als Chance gesehen werden, den Menschen als ein "Teil von
Netzwerken verteilter Handlungsträger" zu verstehen, "die auch Tiere, Pflanzen,
Substanzen und Gegenstände einschließen".[38] Hier liegt der Gedanke zugrunde, dass
Natur nicht mehr als das Andere, als das Objekt wissenschaftlicher Anschauung und
technischer Ausbeutung zu betrachten ist, sondern ein wechselseitiges
Abhängigkeitsverhältnis von Mensch und Natur besteht. Der Mensch ist demnach nicht
als getrennt von anderen Spezies zu denken, sondern als Teil eines Netzwerkes im
Austausch mit anderen Wesen.[39] 

Die Philosophin Rosi Braidotti hat gezeigt, dass die Ablehnung der Artenhierarchie und
die "Ent-Identifizierung mit der Menschheit" in einer globalisierten Welt Schwierigkeiten
verschiedenster Art mit sich bringt, da die neue politische Ökonomie dazu tendiere,

http://www.ecomodernism.org/deutsch
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"entscheidende Differenzen unsichtbar zu machen – insbesondere strukturelle
Diskriminierung und Ungerechtigkeit". Demgegenüber könne eine posthumane kritische
Theorie solchen Vereinfachungen widerstehen, da das "Wir", das in ein neues Zeitalter
eingetreten ist, "nicht als homogene, geschweige denn universelle Einheit, sondern eher
als nomadisches Gefüge" agiere.[40] Das heißt, die Lösung der Probleme wird nicht einer
abstrakten Menschheit oder technologischen Eliten überantwortet, sondern auf der Ebene
von durch Diversität gekennzeichneten, vernetzten Gemeinschaften an unterschiedlichen
Orten gesucht. Eine solche Konzeption verlangt nach einer relationalen,
netzwerkbezogenen Erforschung und praktischen Gestaltung der natürlichen, kulturellen
und gesellschaftlichen Umwelten. Eine abstrakte Vorstellung von der Menschheit als
kollektivem Akteur oder gar eine neoprometheische Konzeption des Menschen haben
darin keinen Platz.

Insofern dient das Interdependenz-Narrativ vor allem der kritischen Reflexion des
Anthropozän-Diskurses und seiner Voraussetzungen, ist aber hinsichtlich einer sozialen
Mobilisierungsmöglichkeit schwach ausgeprägt. Es verdeutlicht, dass es darum geht, die
Menschheit "einerseits als biologische Spezies, andererseits aber auch als historisch,
kulturell und politisch differenziert und heterogen wahrzunehmen".[41] Entgegen einer
universellen Perspektive wird deshalb von einigen Autoren der Bedarf einer konkreten
Politik der Verminderung der Auswirkungen des Klimawandels wie auch die Wichtigkeit
von Utopien und Kreativität im täglichen Leben herausgestellt.[42]

Fazit

Die sich teils überlappenden, teils kontroversen Narrative stellen – etwas zugespitzt
gesagt – entweder pessimistische oder optimistische Deutungen des Anthropozän in den
Vordergrund. Während die einen die Umweltschäden für so schlimm und irreversibel halten,
dass eine Katastrophe nicht mehr abzuwenden sei, betonen die anderen die neuen
ökologischen, technologischen, wenn nicht gar ökomodernistischen Handlungsmöglichkeiten
für die Gestaltung einer besseren Zukunft des Menschen und sprechen von einem "guten
Anthropozän".

Die fünf Narrative des Anthropozän haben unterschiedliches Mobilisierungspotenzial: Das
Katastrophennarrativ stellt mit dem Bild von einer "Welt ohne uns" die Opfer in dem
Mittelpunkt und leitet daraus die Dringlichkeit eines radikalen Umdenkens und veränderten
Handelns ab. Das Gerichtsnarrativ benennt in seinen unterschiedlichen Ausprägungen die
Verursacher oder Schuldigen (Europa seit der Industriellen Revolution, den Kapitalismus,
die Industrieländer seit 1950); es verweist auf die Opfer im Globalen Süden, die vom
Klimawandel ungleich härter getroffen werden, und stellt die "gemeinsame, aber
differenzierte Verantwortung" beziehungsweise die faire Lastenteilung in den Vordergrund.
Das Narrativ von der Großen Transformation basiert auf dem Diskurs der ökologischen
Modernisierung und stellt Technologie und Aufklärung als Problemlösung ins Zentrum,
indem es die Verminderung der Ursachen der Umweltzerstörung und Maßnahmen der
vernünftigen Anpassung an veränderte Umweltbedingungen propagiert und einen
radikalen "Kulturwandel" für den Umbau zu nachhaltigen Gesellschaften anmahnt. Das
(bio-)technologische Narrativ strebt ebenfalls nach effizienten Lösungen und verbessertem
Naturschutz, wobei der Plot die Bedeutung von Machtmechanismen und technologischen
Eliten in den Vordergrund stellt und ein neoprometheischer Umgang mit der Natur als
Objekt vertreten wird. Das Interdependenz-Narrativ schließlich präsentiert einen
Selbsterkenntnis-Plot und die Einsicht in die wechselseitige Abhängigkeit von Mensch und
Natur; damit verhält es sich reflexiv zu den anderen Anthropozän-Narrativen. Es basiert
es auf einem systemischen Naturbegriff mit dem Menschen als Teil eines Netzwerkes im
Austausch mit anderen Arten, wobei in kritischer Perspektive die Menschheit nicht als eine
abstrakte Einheit, sondern differenziert in ihren lokalen Handlungsmöglichkeiten und



Gabriele Dürbeck (Erstellt am: 18.06.2019) 19

bpb.de

kreativen Spielräumen gedacht wird.

Bei aller Unterschiedlichkeit haben die fünf Narrative jedoch eine gemeinsame Struktur,
und zwar der (teilweise auch kritische) Bezug auf die Gefährdung der Welt durch die
Menschheit als Plot, eine tiefenzeitliche Perspektive auf Vergangenheit und Zukunft, ein
planetarischer Bezugsrahmen, eine Aufhebung der kategorialen Grenzen zwischen Natur
und Kultur im Horizont des Erdsystemkonzepts und schließlich die Thematisierung der
ethischen Verantwortung für die Verminderung weiterer Umweltzerstörung und das
Überleben der menschlichen Zivilisation.

Zunächst aber dürfte es wohl gegen Ende dieses Jahrzehnts spannend werden – dann
will die Geological Society bekannt geben, ob das Anthropozän tatsächlich als neue
Erdepoche anerkannt und das Holozän abgelöst wird, sodass Fachbücher neu
geschrieben und die Geschichte der Menschheit und der Natur neu erzählt werden
müssten.
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Regierung verliert vor Gericht  

Niederlande werden zu Klimaschutz gezwungen 

Die niederländische Regierung verletzt die Fürsorgepflicht, urteilt ein Gericht und folgt einer 

vorherigen Instanz. Die siegreichen Umweltschützer fordern ein Ende des Kohlestroms und 

strengere Tempolimits. 

 
© dpa 

Die Umweltschützer von Urgenda und ihre Anwälte haben nach der Bestätigung des Urteils 

Grund zur Freude.  

Die Niederlande müssen nach einem Gerichtsurteil den Ausstoß von Treibhausgasen drastisch 

reduzieren. Der Staat müsse weitaus mehr gegen den Klimawandel tun als bisher, urteilte das 

Zivilgericht von Den Haag am Dienstag und bestätigte im Berufungsverfahren das als 

historisch geltende Urteil der ersten Instanz von 2015. 

Damit gab das Gericht der Klage der Klima-Initiative Urgenda statt. Nach der Verlesung des 

Urteils brach großer Jubel im Gerichtssaal aus. Die niederländische Regierung prüft das 

Urteil. 

„Heute wurde Klimageschichte geschrieben“ 

„Unglaublich, ein fantastischer Sieg“, sagte Marjan Minnesma von Urgenda. Auf dem 

Kurzmitteilungsdienst Twitter erklärte die Organisation: „Der Richter hat Hackfleisch aus der 

Berufung des Staates gemacht. Eine Verringerung um 25 Prozent ist nur das Minimum. Die 

Regierung muss arbeiten!“ Auch andere Umweltverbände sprachen von einem historischen 

Urteil, das international Folgen haben werde. „Heute wurde Klimageschichte geschrieben“, 

erklärte Greenpeace. 

https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/gerichtsurteil-niederlande-werden-zu-klimaschutz-gezwungen-15829057.html?service=printPreview
https://www.faz.net/aktuell/wirtschaft/gerichtsurteil-niederlande-werden-zu-klimaschutz-gezwungen-15829057.html?service=printPreview


Etwa 900 Niederländer waren im April 2015 vor Gericht gezogen, um die Regierung zur 

Emissionsminderung zu verpflichten. Organisiert wurde der Protest von der 

Umweltschutzgruppe Urgenda. Es war das erste erfolgreiche Verfahren von Klimaschützern 

gegen einen Staat, um die Reduzierung von Treibhausgasen durchzusetzen. Nach dem Urteil 

der ersten Instanz hatten Umweltinitiativen in zahlreichen Ländern ähnliche Prozesse 

angestrengt. 

Der Klimawandel stelle eine konkrete Bedrohung dar, sagte die Vorsitzende Richterin Marie 

Anne Tan-de Sonnaville. „Der Staat ist verpflichtet, dagegen Schutz zu bieten.“ Das Gericht 

skizzierte die hohen Risiken für die Niederlande wie Überflutungen, Krankheiten, Dürre, 

Waldbrände, Mangel an Trinkwasser und Schäden des Ökosystems. 

Regierung verletzt Fürsorgepflicht 

Die Aktivisten wollten eine Reduzierung um zwei Fünftel im Vergleich zu 1990 erreichen. 

Zuvor war vorgesehen, die Emissionen bis 2020 um 17 Prozent zu verringern. Das Urteil vom 

Juni 2015 verpflichtete die Regierung dann zu einer Senkung um ein Viertel. 2017 war der 

totale Ausstoß der Treibhausgase erst um 13 Prozent geringer als 1990. 

Gegen das Urteil von 2015 hatte die Regierung anschließend Berufung eingelegt. Ihr 

Argument lautete: Das Gericht habe seine Kompetenzen überschritten, indem es eine 

politische Entscheidung getroffen habe. Doch das Haager Berufungsgericht attestierte der 

Regierung nun „gesetzeswidrig und in Verletzung der Fürsorgepflicht“ zu handeln. 

Schließen von Kohlekraftwerken und Tempolimits 

Nach Ansicht der Klimaschützer müssen die Niederlande nun Kohlekraftwerke schließen, 

damit der CO2-Ausstoß in zwei Jahren deutlich geringer ausfalle. Die Urgenda-Sprecherin 

Minnesma befürwortet auch die Senkung der Höchstgeschwindigkeit von 130 Kilometern je 

Stunde auf Autobahnen. 

Das Wirtschaftsministerium erklärte, es wolle das Urteil ausführen, schließe aber eine weitere 

Revision nicht aus. Das Ziel von 25 Prozent weniger Treibhausgasen kann nach Angaben des 

Ministeriums bis 2020 erreicht werden. Die heutige Mitte-Rechts-Regierung hatte 2017 

ehrgeizigere Klimaziele angekündigt. Danach soll der Ausstoß von Treibhausgasen bis 2030 

um fast die Hälfte reduziert werden. 

Quelle: guth./dpa/AFP  
 



nieuws CO2-uitstoot 

Staat moet meer doen tegen CO2-uitstoot: 

Urgenda wint ook hoger beroep 

De staat doet te weinig tegen klimaatverandering en de kortetermijnplannen zijn onvoldoende 

om de achterstand in te halen. Daarmee verzaakt de overheid haar zorgplicht voor de 

Nederlandse burgers, oordeelde het Haagse gerechtshof dinsdag. Het hof beveelt de regering 

maatregelen te treffen die ervoor zorgen dat eind 2020 de CO2-uitstoot met 25 procent is 

gedaald. 

Pieter Hotse Smit9 oktober 2018, 18:20

  
Zonnepanelen bij de Maxima energiecentrale in Lelystad.  

Beeld Raymond Rutting / de Volkskrant 

Met die uitspraak in hoger beroep, op grond van het Europees Verdrag tot bescherming van 

de rechten van de mens, bekrachtigt het hof de gerechtelijke uitspraak uit juni 2015. Urgenda 

– een organisatie die de verduurzaming van Nederland wil versnellen – en negenhonderd 

mede-eisers wonnen toen de door hen aangespannen ‘Klimaatzaak’ tegen de staat. Het is voor 

het eerst dat een overheid door een rechter in hoger beroep wordt verplicht tot het nemen van 

meer actie tegen klimaatverandering.  

Alle argumenten van de staat die deze unieke uitspraak moesten voorkomen, werden door de 

rechter ongegrond verklaard. Zo zou de rechtszaal niet de plaats moeten zijn om beleid af te 

dwingen. Jawel, was het oordeel, want door het handelen van de staat worden ‘mensenrechten 

geschonden’. Het hof erkent wel dat Nederland niet in zijn eentje het klimaatprobleem kan 

oplossen, maar dit ontslaat de staat niet nu al vergaande maatregelen te nemen. ‘Uitstel leidt 

tot grote risico’s voor de samenleving.’ 

De uitstoot van CO2 in Nederland – met name in de elektriciteitssector en het wegverkeer – 

daalt al decennia niet. Door de verlaging van andere broeikasgassen als methaan, omgerekend 

naar CO2-eenheden, wist Nederland de totale uitstoot in 2017 toch terug te dringen met 13 

procent ten opzichte van 1990. Met de uitspraak van dinsdag, die met luid gejuich en 

omhelzingen door de aanklagers werd ontvangen, moet Nederland daar in ruim twee jaar 12 

procent aan toevoegen. 

https://www.volkskrant.nl/auteur/Pieter%20Hotse%20Smit


Opgave groter dan vijf kolencentrales 

Een op het oog onmogelijk opgave. Concreet betekent dit dat van de ruim 192 miljard 

kilogram broeikasgassen (uitgedrukt in CO2-equivalenten) die vorig jaar de lucht in gingen, 

nog zo’n 23 miljard kilo af moet. Dat is meer dan de hele Nederlandse veestapel uitstoot aan 

broeikasgassen, en ook meer dan alle vijf kolencentrales die nu nog draaien. 

Een blik op de laatste Nationale Energieverkenning stemt iets positiever. De onderzoekers 

stelden vorig jaar dat met bestaand en voorgenomen beleid de CO2-uitstoot in 2020 tussen de 

19 en 27 procent lager zal zijn dan in 1990. Reden voor de regering om te concluderen dat die 

25 procent ‘binnen bereik’ is. 

Hoogleraar milieukunde en duurzaamheid Klaas van Egmond moet het in het huidige tempo 

nog zien. ‘Afgezien van wind op zee gebeurt er maar heel weinig.’ Urgenda-directeur Marjan 

Minnesma denkt er net zo over. ‘Ik zie niet veel concrete maatregelen die veel gaan 

opleveren’, zegt ze. ‘Laat de overheid maar met een lijstje komen om het tegendeel aan te 

tonen.’ 

Om de Urgenda-doelen te halen staat hetzelfde bovenaan de lijstjes van de groene partijen, 

milieuorganisaties en van Minnesma: sluit (in ieder geval) de twee oudste kolencentrales. 

Volgens diverse deskundigen is dit op korte termijn de enige denkbare optie. De regering stelt 

in het regeerakkoord dat uiterlijk in 2030 alle vijf kolencentrales dicht moeten zijn. 

Minimumpercentage al in 2007 bekend 

De uitspraak van het hof die de overheid oplegt meer te doen, is gebaseerd op een rapport uit 

2007 van de IPCC (Intergovernmental Panel on Climate Change), het gerenommeerde en door 

Nederland erkende klimaatbureau van de Verenigde Naties. Daarin staat dat welvarende 

landen in 2020 25- tot 40 procent moeten reduceren om de aarde leefbaar te houden. 

In vrijwel alle klimaatconferenties die volgden, bleef het minimum streefpercentage overeind. 

De Nederlandse staat kon dus al jaren weten dat een reductie van 25 procent ten opzicht van 

ijkjaar 1990 noodzakelijk was. En wist dit ook, getuige het 30 procent reductiedoel dat 

Nederland lange tijd had voor 2020. Zonder duidelijke onderbouwing is dit later 

teruggeschroefd. ‘Nederland dient verantwoordelijkheid te nemen’, zei de rechter. ‘In het 

akkoord van Parijs is dit ook uitgesproken.’ 

Dat de Nederlandse reductiedoelen voor 2030 (49 procent) en 2050 (CO2-neutraal) wel 

ambitieus genoeg zijn en in lijn met die afspraken in Parijs, is volgens de rechter geen reden 

om voor 2020 te lage doelen te stellen. ‘Hoe later wordt ingezet op reductie, hoe aanzienlijk 

ingrijpender de maatregelen worden.’ Het hof erkent dat de hogere ambities financiële offers 

vergen, maar stelt dat die noodzakelijk zijn. ‘De risico’s voor de bewoonbaarheid van de 

planeet zijn te groot.’ 

Afgelopen weekend klonk de sombere boodschap dat de afspraken uit het Parijse 

klimaatakkoord bijna niet te halen zijn. De kans dat de aarde maximaal 1,5 graad opwarmt is 

klein, schreef het wereldklimaatpanel IPCC in een nieuw tussenrapport. Alleen ‘snelle, 

verreikende en ongekende veranderingen in alle onderdelen van de samenleving’ zouden de 

opwarming – nu al ongeveer 1 graad – nog enigszins binnen de perken kunnen houden. 

 



Principiële zaak voor overheid 

De staat ging in 2015 in hoger beroep tegen de Urgenda-uitspraak van de Haagse rechtbank, 

omdat die een beleidsmatige en politieke keuze heeft gemaakt, zei de landsadvocaat tijdens de 

zitting in mei. Het kabinet gaat om die reden mogelijk ook bezwaar aantekenen tegen de 

uitspraak van dinsdag. ‘Het gaat om een principiële kwestie’, reageert het ministerie. ‘Het 

kabinet zal de uitspraak goed bestuderen met het oog op eventuele cassatie.’ 

Mocht de zaak voor de Hoge Raad komen en ook daar standhouden, dan is het kabinet 

gehouden aan de opgelegde doelstelling van de rechter. Halen ze die niet, dan volgen geen 

sancties, omdat die niet door Urgenda zijn gevorderd. ‘Dit hebben wij heel bewust niet 

gedaan’, zegt Urgenda-directeur Minnesma. ‘Het gaat ons niet om het geld, maar om 

leefbaarheid. We verwachten in een rechtsstaat dat de overheid een bevel van de rechter 

uitvoert.’ 

De regering zegt, cassatie of niet, het vonnis te zullen uitvoeren – wat zoveel wil zeggen als: 

we gaan door met verduurzamen van Nederland. Halen ze de opgelegde doelstelling niet, dan 

zal Urgenda na 2020 weer naar de rechter stappen vanwege ‘minachting van het recht’ door 

de staat. Op straffe van een ‘niet milde dwangsom’ zal Urgenda dan alsnog naleving proberen 

af te dwingen.  
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Die Nichtregierungsorganisation „Urgenda“ hat im Juni 2015 einen spektakulären 

gerichtlichen Erfolg erzielt. Das Bezirksgericht Den Haag verurteilte die Regierung der 

Niederlande zur Senkung der CO2-Emissionen entsprechend der Forderungen des 

Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC). Der Beitrag untersucht den 

tatsächlichen und rechtlichen Kontext des Urgenda-Urteils, die wesentlichen Gründe und die 

Bedeutung für das deutsche Klimaschutzrecht.  

A. Einleitung 

Eine der interessantesten Entwicklungen im internationalen Klimaschutzrecht ereignet sich 

derzeit in den Niederlanden. Das Bezirksgericht Den Haag hat mit Urteil vom 23.6.2015 auf 

Antrag der Nichtregierungsorganisation Urgenda und zahlreicher Nebenkläger entschieden, 

dass der von den Niederlanden verfolgte CO2-Reduktionspfad, der auf eine Verringerung der 

CO2-Emissionen bis 2020 um maximal 17 Prozent gegenüber 1990 ausgerichtet ist, rechtlich 

unzureichend ist. Stattdessen hat das Bezirksgericht die Regierung der Niederlande 

verpflichtet, in demselben Zeitraum eine Reduktion von mindestens 25 Prozent zu erreichen.
1
 

Dies entspricht dem Minimalziel, welches vom Intergovernmental Panel on Climate Change 

(IPCC) empfohlen wird. Zwar hat die niederländische Regierung gegen das Urteil Berufung 

eingelegt.
2
 Allerdings bindet das Urteil die niederländische Regierung nach niederländischem 

Recht bis zur Verkündung des neuen Urteils, welches mehrere Jahre dauern kann, an dessen 

Umsetzung. Das Urteil betrifft grenzüberschreitend relevante Grundfragen der rechtlichen 

Durchsetzung von Klimaschutzzielen (u. a. Rolle von Verbandsklagerechten; Abgrenzung der 

Kompetenzbereiche von Rechtsprechung und politischen Gewalten) und ist deshalb auch für 

Deutschland von hohem Interesse. Der folgende Beitrag umreißt zunächst die tatsächliche und 

rechtliche Ausgangssituation in den Niederlanden (B.), erläutert dann das Urteil des 

Bezirksgerichts Den Haag (C.) und fragt schließlich nach der Bedeutung für das deutsche 

Klimaschutzrecht (D.) 

 

B. Tatsächliche und rechtliche Ausgangssituation in den 

Niederlanden 

I. Bedrohung durch den Klimawandel 



Die Niederlande zählen innerhalb Europas zu den Staaten, die am deutlichsten von den 

potentiellen Folgen des globalen Klimawandels betroffen sind. Bereits heute befinden sich 25 

Prozent des Staatsgebiets unterhalb des Meeresspiegels, so auch wesentliche Teile der größten 

Stadt des Landes Amsterdam.
3
 Das von der internationalen Klimaforschung vorausgesagte 

weitere Ansteigen des Meeresspiegels infolge der Erwärmung der Erdatmosphäre und des 

Abschmelzens von Eisflächen und Permafrostflächen wird von der niederländischen 

Öffentlichkeit deshalb als existentielle Bedrohung wahrgenommen.
4
 Die bislang wichtigste 

politische Zielgröße für das nationale Klimaschutzrecht sind die Klimaschutzziele der 

Europäischen Union, die auf eine unionsweite Reduktion des CO2-Ausstoßes bis 2020 

gegenüber 1990 um 30 bzw. 20 Prozent zielen.
5
 Innerhalb dieses Rahmens haben sich die 

Niederlande zu einer nationalen CO2-Reduktion von maximal 17 Prozent bis 2020 gegenüber 

1990 verpflichtet.
6
 Weitergehende nationale Klimaschutzziele bestehen bislang nicht. 

II. Offenheit des Rechtssystems für private Durchsetzung von 

Gemeinwohlbelangen 

Das niederländische Rechtssystem zeichnet sich im internationalen Vergleich durch eine 

besondere Offenheit für die Geltendmachung von Gemeinwohlbelangen durch 

Privatpersonen, Stiftungen und Nichtregierungsorganisationen aus. Dabei ist zum einen zu 

beachten, dass die Niederlande keine institutionell eigenständige Verfassungsgerichtsbarkeit 

besitzen.
7
 Dem entspricht traditionell eine gesteigerte Sensibilität für das Grundproblem der 

Gefährdung der demokratischen Prärogative des Gesetzgebers durch die richterliche 

Gesetzeskontrolle (Art. 120 NL-Verfassung).
8
 Die rechtliche Kontrolle von Gesetzgebung 

und Regierung findet also ausschließlich im regulären Instanzenzug statt. Auf 

erstinstanzlicher Ebene bestehen neben den ordentlichen (Zivil-)Gerichten auch 

Verwaltungsgerichte. Gemeinwohlfragen werden in beiden Zweigen der Gerichtsbarkeit 

verhandelt. Die Verwaltungsgerichte sind zuständig, soweit es um Erlass bzw. Unterlassen 

von Verwaltungshandlungen geht. Die ordentlichen (Zivil-)Gerichte sind zuständig, wenn es 

um die abstrakt-generelle Ebene der Gesetzgebung bzw. des gesetzgeberischen Unterlassens 

geht. 

Dabei kommt zum Tragen, dass die Niederlande eine im internationalen Vergleich besonders 

liberale Praxis der Klagebefugnis herausgebildet haben. Das Zivilgesetzbuch der Niederlande 

hat in Art. 3:305 a einen eigenständigen Rechtsbehelf geschaffen, mit dem Stiftungen und 

Vereinigungen, aber auch natürliche Personen zur Durchsetzung von Gemeinwohlbelangen 

Klage erheben können. 

Art. 3:305 a des Zivilgesetzbuchs der Niederlande trägt in der englischen Übersetzung den 

Titel „Collective Actions („Class Actions“)“ und statuiert in Abs. 1: 

„A foundation or association with full legal capacity that, according to its articles of 

association, has the objection to protect specific interests, may bring to court a legal claim that 

intents to protect similar interests of other persons.“
9
 

Die nachfolgenden Absätze 2 bis 5 des Artikels statuieren weitere 

Zulässigkeitsvoraussetzungen. Es ist anerkannt, dass Gegner einer Gemeinwohlklage sowohl 

Private als auch die Regierung sein können.
10

 Bekannte Beispielsfälle von privaten 

Gemeinwohlklagen gegen niederländische Hoheitsträger betreffen das Abfallrecht, die 

Stationierung von Cruise Missiles-Raketen und die Gleichberechtigung der Geschlechter im 

nationalen Parteiensystem.
11

 Aber auch die Geltendmachung von kollektiven 

Schadensersatzklagen oder kollektiven Vergleichen in den USA, wie beispielsweise im Fall 



des Betruges von Aktionären durch Shell im Jahr 2007, könnte in einem 

Massenklageverfahren von niederländischen Gerichten für durchsetzbar erklärt werden.
12

 

Diese Rechtsentwicklung hat dazu geführt, dass manche Autoren die Niederlande mittlerweile 

europaweit als wirksames Beispiel für die Entwicklung kollektiver Rechtsschutzverfahren 

aufführen. Diese Einschätzung beruht nicht darauf, dass es quantitativ besonders viele oder 

erfolgreiche Massenverfahren gibt, sondern darauf, dass ein Massenverfahren die Parteien 

typischerweise zu außergerichtlicher Streitbeilegung motiviert.
13

 

 

C. Der Rechtsstreit Urgenda/Niederlande 

Vor dem umrissenen tatsächlichen, politischen und rechtlichen Hintergrund hat im Jahr 2013 

die Nichtregierungsorganisation Urgenda vor dem Bezirksgericht Den Haag Klage gegen die 

Niederlande erhoben. Das Bezirksgericht in Den Haag ist seinem formellen Status nach einem 

Amtsgericht in Deutschland vergleichbar. Allerdings ist der Geschäftsbereich dieses 

Bezirksgerichts auf Klagen gegen den Staat beschränkt. Hat es daher zwar formell den Status 

eines Amtsgerichts, so hat es aufgrund des besonderen Zuschnitts des Geschäftsbereichs 

jedoch eine größere autoritative Wirkung als andere Amtsgerichte. Dies schlägt sich auch in 

der Besetzung des Gerichtes nieder, für das regelmäßig besonders qualifizierte Juristen 

ausgewählt werden. 

Urgenda ist eine von mehreren Nichtregierungsorganisationen in den Niederlanden, die sich 

den Kampf gegen den Klimawandel auf die Fahnen geschrieben haben. Der Name setzt sich 

aus den englischen Wörtern „urgent“ und „agenda“ zusammen, welches die Dringlichkeit von 

Maßnahmen gegen den Klimawandel deutlich machen soll. Im vorliegenden Fall traten sie als 

Kläger in eigenem Namen und als Prozessvertreter für 886 private Kläger auf. Im Zentrum 

der Klage von Urgenda steht der Antrag, die Niederlande zu verurteilen, bis 2020 mindestens 

25 Prozent CO2-Reduktionen gegenüber 1990 zu erreichen. Nach Auffassung der 

Nichtregierungsorganisation besteht in dem genannten Umfang eine – der Disposition von 

Gesetzgeber und Regierung entzogene – Rechtspflicht zur CO2-Reduktion. Dies soll 

ungeachtet einer etwaigen, niedrigeren Reduktionsverpflichtung aus EU-Recht gelten. Die 

Niederlande sollen verurteilt werden, ihren Reduktionsanteil an einem kohärent projektierten 

globalen Gesamtsystem der CO2-Reduktion zu erbringen. Die quantitative Einordnung des 

Reduktionserfordernisses in den Niederlanden bei 25–40 Prozent ergibt sich aus einer 

anteiligen Übertragung der globalen Reduktionserfordernisse, die der IPCC formuliert, um die 

potenziert negativen Effekte einer Erderwärmung über zwei Grad hinaus zu verhindern. Nach 

dem Vortrag von Urgenda ergibt sich der geltend gemachte Anspruch gleich aus mehreren 

Rechtsgrundlagen. Neben einer deliktischstaatshaftungsrechtlichen Fürsorgepflicht beruft sich 

Urgenda auch auf die Umweltschutzklausel in Art. 21 der niederländischen Verfassung, die 

Rechte auf Leben und Privatheit gem. Art. 2 und 8 EMRK, die Umweltschutzbestimmungen 

des AEUV, die UN-Klimaschutzkonvention und das völkerrechtliche Schädigungsverbot.
14

 

Die niederländische Regierung führt in ihrer Klageerwiderung ein ganzes Arsenal von 

Gegenargumenten auf. Die Klage soll bereits unzulässig sein, weil es für das verfolgte 

transnationale Anliegen an der Zuständigkeit eines nationalen Gerichts fehle.
15

 Auch gehe die 

Klage inhaltlich ins Leere, weil die CO2-Reduktionsleistung der Niederlande quantitativ 

unerheblich für die effektvolle Bekämpfung des globalen Bedrohungsszenarios des 

Klimawandels sei.
16

 Zudem entfalte das System des EU-Treibhausgas-

Emissionszertifikatehandels eine Sperrwirkung für nationale CO2-Höchstmengen.
17

 

Niederländische Unternehmen würden im internationalen Wettbewerb benachteiligt,
18

 eine 



etwaige überschießende CO2-Reduktion der Niederlande würde innerhalb der EU wieder 

aufgezehrt („waterbed effect“).
19

 Das Prinzip der Gewaltenteilung verbiete den 

niederländischen Gerichten, gegenüber Gesetzgeber und Regierung konkrete Maßnahmen des 

Klimaschutzes vorzuschreiben.
20

 Eine Verurteilung im Sinne von Urgenda würde eine 

Verschlechterung der Verhandlungsposition der Niederlande bei den völkervertraglichen 

Verhandlungen im internationalen Klimaschutzrecht bedeuten.
21

 

D. Urteil des Bezirksgerichts Den Haag 

Das Bezirksgericht Den Haag folgt in der Sache dem Klageantrag von Urgenda. In der 

Urteilsbegründung betritt das Bezirksgericht argumentatives Neuland. Die Ausführungen 

spiegeln die fundamentalen Schwierigkeiten eines national kodierten Rechtssystems beim 

Umgang mit dem globalen Phänomen Klimawandel. 

I. Prozessuale Dimension/Klagebefugnis 

Die Klagebefugnis von Urgenda bejaht das Bezirksgericht in Subsumtion unter die 

Voraussetzungen der oben zitierten Vorschrift des Art. 3:305 a Zivilgesetzbuch.
22

 Dabei stellt 

das Gericht fest, dass Urgenda unter den Begriff der „foundation of association with full legal 

capacity“ i. S.d. genannten Vorschrift fällt, dass Urgenda satzungsmäßig das Ziel des 

Schutzes spezifischer Interessen verfolgt, und der Klagegenstand mit den satzungsmäßigen 

Zielen übereinstimmt.
23

 Die Klagebefugnis der 886 unterstützenden Privatpersonen kann das 

Bezirksgericht infolgedessen offenlassen. Denn deren Klagebegehren ist mit der Stattgabe 

zugunsten von Urgenda bereits voll ausgeschöpft.
24

 

II. Staatshaftungsrechtlicher Anspruch auf CO2-Reduktion 

In der Sache stützt das Bezirksgericht die Verurteilung der Niederlande auf den 

Haftungstatbestand des Art. 6:162 Zivilgesetzbuch.
25

 Prozesstaktisch bietet dieser Klageweg 

den Vorteil des Beibringungsgrundsatzes, der auch im niederländischen Zivilprozessrecht 

Anwendung findet. Dies stärkt die Position Urgendas, da vorgelegte Studien zum 

Klimawandel, soweit nicht von der Gegenseite bestritten, als Tatsachengrundlage des 

Gerichts zur Urteilsfindung herangezogen werden müssen. Diese taktische Überlegung ist 

auch aufgegangen, da das Gericht im vorliegenden Urteil unter Hinweis auf den 

Beibringungsgrundsatz nicht in die Evaluierung der Studien eingestiegen ist und die 

niederländische Regierung deren Gehalt nicht bestritten hat. 

In der Sache, so urteilte das Bezirksgericht, habe der niederländische Staat seine ihm der 

Gesellschaft gegenüber obliegende Fürsorgepflicht („zorgplicht“, „duty of care“) verletzt. In 

der unzureichenden Abmilderung des Klimawandels liege ein Fall der „gefährlichen 

Sorgfaltspflichtsverletzung“ („leerstuk van gevaarzetting“; „doctrine of hazardous 

negligence“). Bei der Entfaltung dieses Haftungsgrundsatzes in der Anspruchsrichtung gegen 

den Staat macht sich das Bezirksgericht die Argumentation von Urgenda zu eigen, die sich 

ihrerseits auf ein älteres Urteil des niederländischen Höchsten Gerichts gestützt hatte.
26

 

Zur Konkretisierung der Fürsorgepflicht entwickelt das Bezirksgericht ein sechsteiliges 

Prüfprogramm.
27

 Dieses erstreckt sich auf (1) Qualität und Quantität der Schadensfolgen des 

Klimawandels, (2) den Grad der Vorhersehbarkeit, (3) die Wahrscheinlichkeit eines 

gefährlichen Schädigungsverlaufs, (4) die Zurechenbarkeit der Schadensfolge zum Staat, (5) 

die Kostenlast von Vorsorgemaßnahmen und (6) die Einschätzungsprärogative des Staates bei 



Erfüllung der Staatsaufgaben. Zudem betont das Gericht die querschnittshafte 

Maßstäblichkeit des aktuellen Stands der Wissenschaft, der verfügbaren technologischen 

Optionen und der Kosten-Nutzen-Kalkulation von Klimaschutzmaßnahmen.
28

 Die 

Subsumtion unter diese Kriterien führt das Bezirksgericht zum Schluss, dass die politischen 

Organe der Niederlande die ihnen obliegende Fürsorgepflicht gegenüber Urgenda verletzt 

hätten. Aus der Verletzung der Fürsorgepflicht schließt das Bezirksgericht dann auf das den 

Urteilsausspruch prägende Handlungsgebot. 

III. Bedeutung des niederländischen Verfassungsrechts, des Unionsrechts, der 

EMRK und des Völkerrechts 

Wie gezeigt (s. o. C.), hatte sich die Klage von Urgenda nicht nur auf das Staatshaftungsrecht 

(Deliktsrecht), sondern auch auf die Verfassung der Niederlande, das Kyoto-Protokoll, die 

EMRK und das universelle Völkerrecht gestützt. Das Bezirksgericht würdigt alle aufgeführten 

Maßstäbe aus dem öffentlichen bzw. internationalen Recht mit einem parallel liegenden 

Argument. Zunächst steht dabei die Umweltschutzbestimmung des Art. 21 der Verfassung der 

Niederlande
29

 im Vordergrund. Zwar wird der Nichtregierungsorganisation eine direkte 

Berufung auf die Vorschrift verwehrt. Jedoch zieht das Bezirksgericht das 

verfassungsrechtliche Gebot zum Schutz und Verbesserung der Umwelt zur Ausfüllung der 

deliktsrechtlichen Fürsorgepflicht des Staats heran.
30

 Auch dem Kyoto-Protokoll und dem 

völkerrechtlichen Schädigungsverbot („no harm-principle“)
31

 fehlt nach Ansicht des 

Bezirksgerichts die individuelle Klagbarkeit, jedoch sollen die Kerngehalte in die Auslegung 

der generalklauselähnlichen Bestimmungen des einfachen Rechts einfließen.
32

 Ebenso 

verneint das Gericht die individuelle Klagbarkeit von Art. 2 EMRK (Recht auf Leben) und 

Art. 8 EMRK (Recht auf Privatheit und Familienschutz), zieht beide Normen aber bei 

Ausfüllung und Fortentwicklung des einfachen nationalen Rechts heran.
33

 

IV. Anspruchsinhalt 

Der materiell bedeutendste Abschnitt des Urteils betrifft die Ausfüllung des 

Anspruchstatbestands. Das Bezirksgericht argumentiert in zwei großen Schritten. 

In einem ersten Schritt kommt es zu einer eingehenden richterlichen Erschließung des Stands 

der Klimaforschung. In materieller Übereinstimmung mit dem unbestrittenen Vortrag von 

Urgenda hält das Bezirksgericht einleitend fest, dass es infolge wachsender wissenschaftlicher 

Übereinstimmung zum Phänomen des anthropogenen Klimawandels auf Ebene der Vereinten 

Nationen zur Verabschiedung des Kyoto-Protokolls und im Rahmen des Umweltprogramms 

der Vereinten Nationen (UNEP) zur Einrichtung des IPCC gekommen sei.
34

 Sodann zieht das 

Bezirksgericht die Jahresberichte des UNEP zum globalen Überschuss an Treibhausgas-

Emissionen
35

 und die IPCC-Berichte 4 (2007) und IPCC 5 (2013) heran, insbesondere 

hinsichtlich der dort dargelegten Aussagen zur Wirkungsweise bestimmter absoluter 

Konzentrationen von CO2-Emissionen in der Erdatmosphäre und ihrer Beziehung zum sog. 2-

Grad-Ziel.
36

 Die Urteilsbegründung veranschaulicht dabei mit Hilfe grafischer Darstellungen 

mehrere in der klimapolitischen Diskussion befindliche Projektionen für CO2-

Reduktionspfade.
37

 

Im zweiten Schritt folgt die Herleitung spezifischer staatlicher Handlungspflichten. Das 

Bezirksgericht statuiert in einer Zusammenschau der aufgerufenen verfassungsrechtlichen, 

europarechtlichen und einfachrechtlichen Rechtsgrundsätze eine staatliche Schutzpflicht 

zugunsten der niederländischen Bürgerinnen und Bürger zur Abwehr lebens- und 

gesundheitsgefährdender Klimaveränderungen.
38

 In Anwendung dieser Schutzpflicht auf die 



zuvor aufbereiteten Gefährdungsprojektionen der internationalen Klimaforschung hält das 

Bezirksgericht das Voranschreiten auf dem durch die 2-Grad-Ziel-These des IPCC 

vorgezeichneten Reduktionspfad für rechtlich geboten.
39

 Das Gericht verwirft die von der EU 

(minus 20 Prozent) und den Niederlanden (minus 17 Prozent) jeweils für 2020 gegenüber 

1990 formulierten Reduktionsziele für CO2-Emissionen
40

 und verlangt deshalb die Befolgung 

eines Reduktionsziels von wenigstens minus 25 Prozent.
41

 

Die so gewonnene staatliche Reduktionsverpflichtung wird einer doppelten Gegenkontrolle 

unterworfen. Zunächst untersucht das Bezirksgericht, ob sich die CO2-

Reduktionsverpflichtung unverhältnismäßig belastend („disproportionality burdensome“) auf 

die niederländische Wirtschaft oder den Staatshaushalt auswirkt.
42

 Im Anschluss 

problematisiert ein längerer Abschnitt der Urteilsgründe die Auswirkungen des 

Richterspruchs auf das System der Gewaltenteilung in den Niederlanden und tritt dem 

Einwand eines unzulässigen Übergriffs in den Kompetenzbereich der Politik entgegen.
43

 Es 

lässt sich vermuten, dass das Bezirksgericht die internationale Klimaforschung und deren 

überstaatliche Institutionen ganz bewusst in dem dargestellten extensiven Umfang hat zu 

Wort kommen lassen. Das Gericht setzt auf gesteigerte Wissenschaftlichkeit als 

Rationalisierungsstrategie, um proaktiv den Einwand der Politisierung bzw. der Anmaßung 

einer Rolle als Ersatzgesetzgeber zu entkräften. 

V. Berufung/Revision 

Die niederländische Regierung hat gegen das Urteil Berufung auf dem ordentlichen 

Rechtsweg eingelegt.
44

 Die niederländische Regierung hat sich dabei gegen eine 

Sprungrevision zum höchsten niederländischen Gericht (Hoge Raad) entschieden, welche eine 

schnelle Entscheidung zur Folge gehabt hätte. Damit geht die Berufung nun in den 

Instanzenzug, bei dem auch eine Neubewertung des Sachverhalts und der vorgebrachten 

Beweise stattfinden wird. Inhalt der Berufung sind Fragen der Kausalität, der 

Ermessensspielraum der Regierung, die Leitlinien zu bestimmen, ob das Kyoto-Protokoll 

einen solchen weitreichenden Effekt auf die niederländische Rechtsordnung haben kann und 

ob das Gericht die Sorgfaltspflicht des Staates korrekt ausgelegt hat. 

E. Bedeutung für Deutschland 

Für das deutsche Recht ist die aufgezeigte Rechtsentwicklung in den Niederlanden eine 

Herausforderung. Einerseits zeigen sich fundamentale Strukturdifferenzen zwischen den 

Rechtssystemen. Im Gegensatz zum niederländischen Recht ist unter dem Grundgesetz eine 

Verurteilung des Bundesgesetzgebers oder der Landesgesetzgeber auf positive Gesetzgebung 

weder durch die ordentliche Gerichtsbarkeit noch durch die Verwaltungsgerichtsbarkeit 

möglich. Vielmehr handelte es sich prozessual um eine Streitigkeit verfassungsrechtlicher 

Art, die für das Bundesverfassungsgericht und die Landesverfassungsgerichte reserviert ist.
45

 

Andererseits berührt der von Urgenda geführte Rechtsstreit in mehrfacher Hinsicht 

grenzüberschreitende Grundprobleme des Klimaschutzrechts. Zudem geht der EuGH im 

sekundärrechtlich ausgestalteten Bereich vermehrt dazu über, die Mitgliedstaaten zu 

verpflichten, individuelle oder kollektive Rechte zur Reduktion von Emissionen 

anzuerkennen.
46 

 

 



I. Auf dem Prüfstand: Verbandsklagerechte im Klimaschutzrecht 

Zunächst trägt der niederländische Rechtsstreit an das deutsche Recht die Frage heran, welche 

Rolle Verbandsklagerechte im hiesigen Klimaschutzrecht spielen. Bei der Beantwortung zeigt 

sich, dass auch im deutschen Recht das bisherige System der Justizialisierung von 

umweltbezogenen Gemeinwohlinteressen im Bereich des Klimaschutzes an seine 

Leistungsgrenzen stößt. Die seit Ende der 1970er Jahre zunächst in den deutschen 

Bundesländern
47

 und später auch auf Bundesebene
48

 verfolgte Strategie der rechtlichen 

Repräsentation von Umweltbelangen bestand in der prozeduralen Stärkung von Umwelt- und 

Naturschutzverbänden als „Anwälten der Natur“.
49

 Das Umweltvölkerrecht der Aarhus-

Konvention und die Umsetzungsgesetzgebung der EU verstärkten diese Ausrichtung.
50

 Der 

Europäische Gerichtshof bestätigte den Trend.
51

 Das Bundesverwaltungsgericht trug der 

Rechtsentwicklung durch eine Lockerung der Schutznormtheorie im Umweltrecht und eine 

erweiternde Auslegung des § 42 Abs. 2 VwGO Rechnung.
52

 

Charakteristisch für das gegenwärtige Recht der Umweltverbandsklagen ist das Anknüpfen an 

bestimmte umweltrelevante Großvorhaben. So eröffnet das Umwelt-Rechtsbehelfsgesetz 

Verbandsklagerechte insbesondere akzessorisch zur Prüfpflicht nach dem UVPG und zur 

Unterwerfung unter das vollständige Genehmigungsverfahren nach dem BImSchG (§ 1 Abs. 

1 S. 1 Nr. 1 und Nr. 2 UmwRG), also z. B. beim Bau von Bundesfernstraßen oder 

Steinkohlekraftwerken. Diese Regelungstechnik führt dazu, dass die Verbandsklagerechte im 

Klimaschutzrecht nur eine untergeordnete Rolle spielen. Denn der Vorhabenkatalog des 

UmwRG erfasst nur einen bestimmten Teil des CO2-Emissionsvolumens, während etwa der 

Verbrauch fossiler Ressourcen durch den Bau und Betrieb von Anlagen im 

Anwendungsbereich der Landesbauordnungen oder durch den motorisierten Güter- und 

Individualverkehr außen vor bleibt.
53

 Zudem existieren für die dem UmwRG unterfallenden 

Vorhaben keine Grenzwerte für CO2-Emissionen,
54

 wiederum im Unterschied zum 

Verkehrssektor.
55

 

II. Verfassungsprozess als Ort der public interest litigation? 

Die aufgezeigte Schwäche der Verbandsklagerechte im deutschen Klimaschutzrecht wird 

teilweise aufgefangen durch die Möglichkeiten des Verfassungsprozesses. In den 

Niederlanden besteht eine solche Option wegen des Fehlens einer eigenständigen 

Verfassungsgerichtsbarkeit
56

 von vorneherein nicht. In Deutschland weist die 

Verfassungsbeschwerde in der Ausgestaltung durch das Bundesverfassungsgericht insoweit 

eine partielle funktionale Äquivalenz zu den Verbandsklagen auf, als sie neben der subjektiv-

rechtlichen auch eine objektiv-rechtliche Dimension besitzt.
57

 Der wichtigste prozessuale 

Anknüpfungspunkt für Verfassungsbeschwerden zur Geltendmachung von 

Verfassungsverstößen durch gesetzgeberisches oder exekutives Unterlassen ist in der 

Rechtsprechung des BVerfG die Verletzung von Schutzpflichten des Staates, betreffend die 

Rechtsgüter von Leib, Leben und körperlicher Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG). Dabei 

haben sich gerade bei Umweltgütern immer wieder Schnittmengen zwischen der Verfolgung 

von rechtlich geschützten Individualinteressen und Gemeinwohlbelangen ergeben. 

Beispielsweise hat das BVerfG bereits im Jahr 1983 und nochmals 1998 auf die 

Verfassungsbeschwerden von betroffenen Waldeigentümern hin über Bestehen und Gehalt 

einer staatlichen Schutzpflicht entschieden, die ein staatliches Einschreiten zur Bekämpfung 

des Phänomens des Waldsterbens verlangt.
58

 Dabei hat das BVerfG in diesen und weiteren 

Entscheidungen festgehalten, dass zwar einerseits eine grundsätzliche Handlungspflicht des 

Staates besteht, dass aber andererseits dem Gesetzgeber in deren Erfüllung eine weite 



Einschätzungsprärogative zukommt und nur eine „evidente“ Schutzpflichtverletzung zum 

Erfolg einer Verfassungsbeschwerde führen kann.
59

 

Der im Kontext des Waldsterbens vorgezeichnete verfassungsprozessuale Weg könnte auch 

im Kontext des Klimawandels beschritten werden. Mithin wäre für einen in seinen 

Rechtsgütern vom Klimawandel betroffener Bürger unter Berufung auf Art. 2 Abs. 2 S. 1 GG, 

Art. 14 GG eine verfassungsgerichtliche (Evidenz-)Kontrolle der Klimaschutzpolitik der 

Bundesrepublik Deutschland zu erreichen. Allerdings fallen auch charakteristische, diskursive 

Schwachpunkte des Verfassungsprozesses ins Gewicht, insbesondere die ins Ermessen des 

BVerfG fallende Frage der Anberaumung einer mündlichen Verhandlung und die fehlende 

Begründungspflicht bei einem etwaigen Nichtannahmebeschluss. Damit liegt es letztlich 

maßgeblich am BVerfG, über die Öffnung des Verfassungsprozesses als Forum der public 

interest litigation zu entscheiden. 

III. Neue Bedeutung für das Staatshaftungsrecht? 

Der Fall Urgenda gibt auch Anlass, die Dogmatik der Staatshaftung für Umweltschäden zu 

überdenken. Bisher spielt in Deutschland die Staatshaftung wegen der (unzureichenden) 

Regulierung der Emission bestimmter Luftschadstoffe kaum eine Rolle. Das traditionelle 

Umweltschadensrecht (Umwelthaftungsgesetz) scheidet bereits wegen seiner konzeptionellen 

Verwurzelung im Verursacherprinzip und seiner Fokussierung auf den Schadensausgleich in 

konkretisierbaren Kausalbeziehungen zwischen Schädiger und Geschädigtem aus. 

Ausgleichsansprüche im Bereich des Vorsorgeprinzips wurden bislang v.a. im Kontext der 

Staatshaftung wegen des Waldsterbens infolge von Luftverunreinigungen durch Stickoxid- 

und andere Emissionen diskutiert. Als Anspruchsinhaber kamen v.a. Waldeigentümer in 

Betracht, für welche das Waldsterben eine Eigentumsbeeinträchtigung darstellte. In der 

Literatur wurden Ende der 1980er Jahre staatshaftungsrechtliche Ersatzansprüche teilweise 

bejaht. Dogmatische Anknüpfungspunkte waren zum einen die Haftung wegen 

enteignungsgleichem/enteignendem Eingriff,
60

 zum anderen der Amtshaftungsanspruch 

gemäß § 839 BGB/Art. 34 GG.
61

 Die überwiegende Auffassung in der Literatur lehnte wie die 

Rechtsprechung die haftungsbegründende Auslegung ab. Dies wurde insbesondere darauf 

gestützt, dass der Gesetz- oder Verordnungsgeber „in der Regel ausschließlich Aufgaben 

gegenüber der Allgemeinheit, nicht aber gegenüber bestimmten Personen oder 

Personengruppen als „Dritten“ i. S. des § 839 I 1 BGB“ wahrnehme.
62

 

Prüft man die vorgenannten Anspruchsgrundlagen auf ihre Anwendbarkeit im Bereich des 

Klimaschutzrechts, so lässt sich für die Ansprüche aus enteignendem und 

enteignungsgleichem Eingriff festhalten, dass diese wegen ihrer konstitutiven Bezogenheit 

auf das Schutzgut Eigentum von vorneherein nur einen begrenzten Anwendungsbereich 

aufweisen
63

 und daher von dem gegenwärtig kaum zu führenden Nachweise von einer 

konkreten Eigentumsschädigung infolge des klimaschutzrechtlichen Handelns der BRD 

abhängen. 

Im Bereich des Anspruchs aus § 839 BGB/Art. 34 GG besteht keine Haftungsbegrenzung auf 

Eigentumsverletzungen.
64

 Gleichwohl hätte ein Haftungsanspruch aus dieser Rechtsgrundlage 

gleich mehrere rechtliche Hürden zu nehmen. Vorausgeschickt sei die Klarstellung, dass das 

deutsche Regime des Staatshaftungsrechts bereits deswegen nicht an das niederländische 

heranreicht, weil in Deutschland eine der niederländischen Vorschrift 3:305 a Zivilgesetzbuch 

vergleichbare Rechtsverfolgungsermächtigung eines Kollektivs fehlt. Allerdings haben auch 

andere Rechtsordnungen ohne eine solche ausdrückliche Ermächtigung, wie beispielsweise 



die österreichische, im Wege der richterlichen Auslegung tradierter Normen des 

Zivilprozessrechts im Ergebnis eine solche kollektive Rechtsverfolgungsermächtigung 

erreicht.
65

 Es ist allerdings unwahrscheinlich, dass das deutsche Recht und die deutsche 

Gerichtsbarkeit eine ähnliche Flexibilität zulassen wird.
66

 

Darüber hinaus wäre zu erörtern, ob im Sachbereich der Folgeschäden des Klimawandels eine 

Ausnahme vom Grundsatz der Nichthaftung für legislatives Unrecht in Betracht kommt. 

Dafür spricht, dass im präventiv konzeptionierten Umwelt- bzw. Klimaschutzrecht ein 

tragender Grund für die Nichthaftung für legislatives Unrecht nicht greift. Dies aufgrund 

folgender Überlegung: Dogmatisch stützt sich der Grundsatz der Nichthaftung für legislatives 

Unrecht darauf, dass den am Gesetzgebungsverfahren beteiligten Akteuren keine 

drittbezogene Amtspflicht obliegt.
67

 Das Tatbestandsmerkmal des Drittbezugs wiederum 

erfüllt eine „haftungsbegrenzende Funktion“, die dahin geht, „den Amtshaftungstatbestand 

auf solche Schadensfälle zu begrenzen, in denen Hoheitsträger und Geschädigter in einen 

besonderen (individualisierten oder individualisierbaren) Kontakt zueinander getreten sind“.
68

 

Daraus wird gefolgert, der Gesetzgeber nehme in der Handlungsform des abstrakt-generellen 

Gesetzes „in der Regel ausschließlich Aufgaben gegenüber der Allgemeinheit, nicht jedoch 

gegenüber einzelnen Personen oder individualisierbaren Personengruppen wahr“.
69

 Diese 

Annahme beruht auf der Prämisse, dass sich überhaupt zwischen individualbezogenen und 

allgemeinheitsbezogenen Regelungsansätzen unterscheiden lässt. Diese Prämisse stößt jedoch 

im Klimaschutzrecht an ihre Grenzen. Wegen des universellen Charakters des Phänomens des 

Klimawandels infolge steigender Treibhausgasemissionen erscheint eine Individualisierung 

der (unterlassenen) Klimaschutzgesetzgebung durch eine qualifizierte Kontaktbildung im o.g. 

Sinn bereits gegenständlich nicht möglich.
70

 Dies könnte dazu veranlassen, mit der 

Tragfähigkeit des Kernarguments zur Drittbezogenheit der Amtspflicht die Berechtigung des 

Grundsatzes der Nichthaftung für legislatives Unrecht sektoral auf den Prüfstand zu stellen. 

Problematisch sind aber auch weitere Anspruchsvoraussetzungen. Bei der Frage der 

Zurechenbarkeit der negativen Folgen des Klimawandels zu einem einzelnen Staat lässt sich 

an die dies bejahende Argumentation des Bezirksgerichts Den Haag anschließen (s. o.). Dies 

ist insbesondere im Umweltrecht angezeigt, welches sich durch eine „weiche Kausalität“ 

auszeichnet, die der Tatsache Rechnung trägt, dass das Umwelthaftungsrecht regelmäßig 

weniger kompensatorische denn Anreizwirkungen hat.
71

 Erhebliche strukturelle 

Schwierigkeiten bereitet die Bestimmung des Kontrollmaßstabs für das Tatbestandsmerkmal 

„Verschulden“
72

 und die Abbildbarkeit des Anspruchsziels der positiven Gesetzgebung mit 

dem Ziel der Abmilderung des Klimawandels im Rahmen der bei §§ 839 BGB/Art. 34 GG 

anerkannten Rechtsfolgen.
73

 

Wegen der aufgezeigten Schwierigkeiten beim Anknüpfen an das tradierte Anspruchssystem 

des deutschen Staatshaftungsrechts könnte sich aus Sicht potentieller Kläger alternativ ein 

Abstellen auf den unionsrechtlichen Haftungstatbestand anbieten. Dogmatischer 

Anknüpfungspunkt könnte das Verfehlen der klimaschutzpolitischen Ziele der EU
74

 und 

insbesondere der auf EU-Ebene festgeschriebenen nationalen Treibhausgas-Reduktionsziele 

sein.
75

 Dies würde den Vorteil der anerkannten unionsrechtlichen Haftungserleichterungen 

eröffnen, beispielsweise eine Haftung wegen legislativen Unrechts, keine Drittbezogenheit 

der verletzten Amtspflicht, kein Verschulden.
76

 Auch unionsrechtlich würden sich aber 

Probleme bei der Begründung der Individualberechtigung und beim Anspruchsinhalt ergeben. 

 

 



F. Fazit 

Das Bezirksgericht Den Haag hat in einem aufsehenerregenden Urteil vom Juni 2015 die 

Regierung der Niederlande dazu verurteilt, den nationalen Ausstoß an CO2-Emissionen bis 

2020 um mindestens 25 Prozent gegenüber 1990 zu senken. Damit hat das Bezirksgericht 

einer Klage der Nichtregierungsorganisation Urgenda stattgegeben. Die niederländische 

Regierung hat Rechtsmittel eingelegt, wobei bis zum Ergehen des nächstinstanzlichen Urteils 

mehrere Jahre vergehen können. Unabhängig vom schlussendlichen Ausgang ist der 

Rechtsstreit von großem Interesse für das deutsche Recht. Er wirft nämlich die Frage auf, ob 

und wie Umweltverbände, aber auch Bürger/innen und Unternehmen das staatliche Handeln 

gegen die Bedrohungen durch den Klimawandel in Deutschland zum Gegenstand 

gerichtlicher Rechtskontrollen machen können. 
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VI. Auswirkungen des Klimawandels 

Das Klima wandelt sich und wird sich auch in den kommenden Jahren weiter verändern. Dies 

ist wissenschaftlich gut belegt. Auf die Niederlande haben ein steigender Meeresspiegel, 

höhere Niederschläge, höhere Abflussmengen der Flüsse Rhein und Maas im Winter sowie 

Trockenheit im Sommer große Auswirkungen. So nehmen unter anderem die Gefahren für 

Überschwemmungen und Deichbrüche zu. Der Klimawandel verändert aber auch 

Ökosysteme, die landwirtschaftliche Produktion, hat Auswirkungen auf den Tourismus, auf 

die Wirtschaft und das Gesundheitssystem. Die Vor- und vor allem Nachteile wurden 2005 

vom Milieu- en Natuurplanbureau (MNP), u.a. in Zusammenarbeit mit dem KNMI, dem RIZA 

und Alterra Wageningen, in der Publikation „Effecten van klimaatverandering in 

Nederland“[1] zusammengefasst. Die Auswirkungen des Klimawandels sind vielschichtig und 

betreffen nahezu alle Lebensbereiche. Im Folgenden seien einige für die Niederlande 

besonders wichtige genannt: 

Auswirkungen eines höheren Meeresspiegels 

Um das Land vor einem höheren Meeresspiegel zu schützen, müssen Deiche und Dünen 

verstärkt werden. Gerade an den Küsten gibt es als Folge einen höheren Sandbedarf, um die 

Dünenlandschaften breiter und höher werden zu lassen. „In den kommenden Jahren werden 

die zusätzlichen Kosten für den Küstenschutz nach Schätzungen maximal 0,13 Prozent des 

Bruttoinlandsprodukts betragen. Bei weiteren Meeresspiegelsteigerungen nach 2050 werden 

die Zusatzkosten über dem heutigen Ausgabenniveau liegen“, schreibt das MNP. Das KNMI 

beziffert den Kostenrahmen für die Deich- und Dünensicherheit jährlich zwischen 0,3 und 0,7 

Milliarden Euro. „Mit den heutigen Methoden ist die Situation an den Küsten gut zu 

beherrschen – auch bei einem Meeresanstieg um 1,5 Meter“, so das KNMI. 

Auswirkungen höherer Niederschläge 

Flüsse: Für Menschen, die im Flussdelta leben, werden die höheren Niederschläge vermutlich 

die meisten Probleme nach sich ziehen. Es wird erwartet, dass Rhein aufgrund andauernder 

Regenfälle der im Winter zwischen 3 und 10 Prozent und die Maas zwischen 5 und 20 

Prozent mehr Wasser führen wird. Auch werden extreme Hochwasser im Winter 

wahrscheinlicher. So wird erwartet, dass bei Lobith an der deutsch-niederländischen Grenze 

im Extremfall bis zu 18.000 Kubikmeter Wasser pro Sekunde fließen können. Mit dem 

Programm „Ruimte voor de Rivier“[2] versucht die niederländische Regierung bereits heute 

dieser Entwicklung Rechnung zu tragen und dem Flussbett mehr Raum zur Wasserführung zu 

geben, indem man Deiche zurückverlegt und Flutrinnen anlegt. Allein für den Rhein wurden 

7.000 Hektar Fläche reserviert. Auch international wird in der Rhein-Kommission an diesem 

Problem gearbeitet. 

Mündungsgebiet: Das KNMI geht davon aus, dass die größten Probleme sich im 

Mündungsdelta der großen Flüsse Rhein und Maas und im IJsselmeer ergeben werden. Die 

Region um Dordrecht steht unter dem höchsten Wasserdruck. „Hier könnten starke Eingriffe 
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vonnöten sein, um die Stadt dauerhaft vor Überflutung zu schützen“, heißt es im KNMI-

Report „De staat van het klimaat“[3]. Denkbar wären deutlich höhere Deiche, ein gänzlicher 

Abschluss des Nieuwe Waterweg oder die Installation größerer Pumpanlagen. 

Ijsselmeer: Als Folge der zunehmenden Wasserabfuhr über den Rhein im Winter und eines 

Wasserabfuhrproblems über das Wattenmeer aufgrund des Anstiegs des Meeresspiegels, wird 

auch das IJsselmeergebiet mit höheren Wasserständen leben müssen. So werden im 

IJsselmeer, Markermeer und einigen kleineren Binnengewässern die Wasserstände um einige 

Dezimeter im Jahr 2100 steigen, um das Wasser aus den Flüssen aufnehmen zu können. Das 

KNMI erwartet bei einem Meeresanstieg um 1,3 Meter einen Anstieg des IJsselmeers um 70 

Zentimeter. 

Starkregen: Das MNP geht davon aus, dass auch die Schäden bei Starkregen deutlich 

zunehmen werden. Bereits in der Vergangenheit hat es deutliche Probleme mit überfluteten 

Straßen und Häusern gegeben; etwa bei den extremen Wetterlagen im September und Oktober 

1998, als zahlreiche Treibhäuser im Westland unter Wasser liefen. Um diesem Problem der 

kurzfristigen Wassermassen Herr zu werden, müssen nach Berechnungen des MNP 120.000 

Hektar für die Wasserbergung und 430.000 Hektar für das Zurückhalten von Wassermengen 

zusätzlich bereitgestellt werden. 

Auswirkungen trockener Sommer 

Im Sommer werden die Flüsse hingegen deutlich weniger Wasser aufnehmen, weil es weniger 

regnet. Es wird erwartet, dass das Rheinwasser um gut 10 Prozent bis zum Jahr 2050 

abnehmen wird, in extremen Sommern sogar bis zu 60 Prozent. Dadurch kann es zu sehr 

trockenen Sommern kommen, wie etwa in den Jahren 1976 oder 2003. 

Als Folge der Trockenheit können manche Moorgebiete in den Niederlanden noch stärker 

sinken. Seit dem Mittelalter haben sich manche Moorgebiete bereits um zwei bis drei Meter 

gesenkt, was auf die Trockenlegung zurückzuführen ist. Bis zum Jahr 2050 könnte sich in 

manchen Gebieten eine Senkung um 50 Zentimeter ergeben, so das MNP. Durch die 

Landsenkungen kommen wiederum mehr CO2 und N2O frei. 

Das Salzwasser kommt 

Durch den Anstieg des Meeresspiegels und die geringere Wasserführung der Flüsse im 

Sommer wird das Salzwasser des Meeres weiter in das Mündungsgebiet von Rhein und Maas 

gelangen. Klimaforscher Pier Vellinga geht davon aus, dass der Rhein künftig bis Arnheim 

Salzwasser führen könnte[4]. Dies wiederum hat Folgen für die Landwirtschaft und die 

Trinkwassergewinnung. Die Trinkwassernorm von 150 Milligramm Chloride je Liter Wasser 

wird vermutlich in einigen niederländischen Gemeinden deutlich überschritten. Für die 

Gemeinde Ridderkerk berechnete der Wissenschaftler Pieter Jacobs bei extremen 

Bedingungen im Jahr 2050 bis zu 400 Milligramm je Liter. Bei durchschnittlichen 

Bedingungen errechnete er einen Gehalt von 178 Milligramm je Liter.[5] 

Das Süßwasserangebot wird künftig niedriger sein als jetzt und die Nachfrage wird zeitgleich 

steigen. „Die Unsicherheiten über die künftige Süßwasserversorgung sind sehr groß“, so das 

KNMI. Im Sommer könnte es häufiger zu Trinkwassermangel kommen, wenn sich die 

trockenen Klimaszenarien bewahrheiten sollten. 

https://www.uni-muenster.de/NiederlandeNet/nl-wissen/umwelt/vertiefung/klimaschutzpolitik/auswirkungen_nl.html#fn3u
https://www.uni-muenster.de/NiederlandeNet/nl-wissen/umwelt/vertiefung/klimaschutzpolitik/auswirkungen_nl.html#fn4u
https://www.uni-muenster.de/NiederlandeNet/nl-wissen/umwelt/vertiefung/klimaschutzpolitik/85950&__imperia_quick_edit=1#fn5u


Auswirkungen auf die Natur 

Die Klimaveränderung greift natürlich auch stark in die komplexen Prozesse von 

Ökosystemen ein. Veränderungen im Grundwasserstand, der Bodenstruktur oder der zur 

Verfügung stehenden Nahrung wirken sich stark auf die Entwicklung von Flora und Fauna 

aus, die sich entweder an die Veränderungen anpassen oder aussterben. Auch für die 

Niederlande stellte das Milieu- en Natuurplanbureau bereits messbare Veränderungen fest: 

„Das Verhältnis zwischen Pflanzen- und Tiersorten hat sich verändert, Vegetationszonen und 

Lebensräume von Tieren haben sich verschoben, die Wachstumssaison hat sich verändert“, so 

das MNP in ihrer Studie „Effecten van Klimaatverandering“. Verantwortlich für diese 

Entwicklung ist vor allem die Temperaturzunahme. 

Artenvielfalt: Am Ende des 21. Jahrhunderts werde die Natur in den Niederlanden 

wahrscheinlich anders aussehen als heute, so das MNP: „Stark verdrängende Sorten werden 

sich aus dem Süden in den Niederlanden beheimaten und möglicherweise einheimische 

Sorten verdrängen.“ Wärmeliebende Arten werden sich ausbreiten und von Süden nach 

Norden wandern. Spezialisierte Arten werden es schwerer haben, sich in den Niederlanden zu 

halten. Einige Schmetterlingsarten zählen zum Beispiel dazu. Bereits heute lasse sich diese 

Tendenz feststellen: „Hatte bis 1980 der Austrag von Dünger den größten Einfluss auf die 

Zusammensetzung von Pflanzen in den Niederlanden, ist dies seitdem die 

Temperatursteigerung“, so das MNP. 

Und diese Auswirkungen werden sich in Zukunft verstärken: „Bei einem Anstieg der 

weltweiten Temperatur um zwei Grad werden Millionen Gänse des nördlichen Polarkreises 

die Hälfte ihrer Brutgebiete verlieren und gut 30 Prozent der Pflanzensorten werden in 40 

Prozent des europäischen Festlandes verschwinden“, so das MNP. 

Ökosysteme: Die Experten gehen davon aus, dass sich bei Ökosystemen, die gänzlich von 

Niederschlägen abhängig sind, die größten Veränderungen ergeben werden. Dies betrifft 

trockene Dünengraslandschaften, trockene und nasse Heidegebiete, Wälder, Hochmoore und 

Moore. Vor allem der Bestand von Hochmooren ist in den Niederlanden stark gefährdet. Bei 

einer Erwärmung um drei Grad könnten sich nur noch wenige Ökosysteme anpassen. Dabei 

sei nicht nur der Temperaturanstieg an sich, sondern vor allem die Geschwindigkeit 

wesentlich, so das MNP. Eine Geschwindigkeit von 0,1 Grad Celsius in zehn Jahren sei für 

viele Arten ein Grenzwert. Gut die Hälfte der Ökosysteme könnte sich dann noch anpassen. In 

den Niederlanden ist die Temperatur in den vergangenen 30 Jahren aber mit einem Grad 

gestiegen. Das sind 0,3 Grad Celsius in zehn Jahren. 

Nahrungskette: Da sich die Wachstumsperiode ins frühere Frühjahr verschieben wird, 

werden auch die Nahrungsketten einiger Tiere gestört. Beispielsweise werden einige 

Brutvögel, etwa die Kohlmeise, Probleme bekommen, ihr Küken aufzuziehen, da sich diese 

Vögel nicht an das Nahrungsangebot anpassen. Ihre Küken werden zu spät schlüpfen, um 

etwa von eiweißreichen Raupen zu profitieren. Aber auch die Raupen werden in ihrer Zahl 

abnehmen, da in ihrer Wachstumsphase viele Sommereichen noch nicht ausgeschlagen haben. 

Nordsee und Wattenmeer: Im Wattenmeer zeigt sich bereits jetzt eine deutliche Abnahme des 

Muschelbestandes. Die Fortpflanzung von Muscheln hängt vor allem mit der 

Wintertemperatur zusammen. Nach einem kalten Winter entwickelt sich eine große neue 

Generation Muscheltiere, die auch deutlich mehr Gewicht haben. Warme Winter hingegen 

haben genau den gegenteiligen Effekt. Zudem vermehren sich die natürlichen Feinde von 

Muscheln – Garnelen und Strandkrabben – in warmen Wintern besonders gut. Die starke 



Abnahme von Muscheln hat wiederum Auswirkungen für einige Vogelarten im Wattenmeer, 

da Muscheln ihre wichtigste Nahrungsquelle sind. 

In der Nordsee stellen die Experten des MNP auch eine Abnahme von Plankton fest. 

Allerdings könne noch nicht zugeordnet werden, ob dies am Klimawandel liegt, an der 

Fischerei oder der Wasserbelastung mit Phosphor und Stickstoff. Das Wachstum der 

Blaualgen wird zunehmen und dies führe zu einer höheren Sterblichkeitsrate unter den 

Wasservögeln. 

Auswirkungen auf die Landwirtschaft 

Die Landwirtschaft in den Niederlanden wird vermutlich von der Erderwärmung profitieren. 

So fördert der höhere CO2-Gehalt das Wachstum von Pflanzen. Bei einer Verdopplung des 

CO2-Konzentration können die Ernteerträge zwischen 15 und 20 Prozent höher ausfallen. Vor 

allem das Wachstum von Gräsern, Zuckerrüben und Winterweizen wird dadurch gefördert. 

Schnittmais nimmt in seinen Erträgen eher ab. Der Wissenschaftler F.J. Rooijers stellte fest, 

dass die Wachstumssaison sich seit Beginn des 20. Jahrhunderts um drei Wochen verlängert 

hat.[6] 

Stärkere Niederschläge und Trockenphasen bilden aber auch Gefahren für die Landwirtschaft. 

So wird es bei feuchten Böden schwieriger, die Felder zu bestellen – vor allem beim Säen und 

Pflanzen im Frühjahr und beim Ernten im Herbst. Extreme Regenfälle können zudem 

Getreidefelder zerstören. Große Trockenheit im Sommer führt vermutlich häufiger zu schlecht 

ausgereiften Feldfrüchten und Missernten. 

Durch den höheren Salzgehalt im Boden als Folge des Meeresspiegelanstieges werden es 

einige Gewächse schwer haben. Vor allem die Baumzucht und der Obstanbau reagieren 

sensibel auf den Salzgehalt im Boden. Gräser, Getreide oder Zuckerrüben sind hingegen 

relativ unempfindlich. Vor allem in den westlichen Landesteilen wird salzhaltiges 

Quellwasser die Bewirtschaftung von Gewächsen erschweren. 

Das MNP erkennt darüber hinaus zunehmende Probleme mit Insekten. Der Maiswurzelbohrer 

etwa, der eigentlich in den USA und Mexiko beheimatet ist, ist mittlerweile auch in Europa 

anzutreffen und seit 2004 in den Niederlanden beheimatet. Der Käfer kann die Maiserträge 

um etwa 15 Prozent mindern, so das MNP. 

Auswirkungen auf die Gesundheit 

Die Klimaveränderung kann in den Niederlanden Einfluss auf die menschliche Gesundheit 

haben. Aus den Studien des Wissenschaftlers Maud Huynen lässt sich erkennen, dass es einen 

Zusammenhang zwischen Temperatur und Sterblichkeit gibt. Bei Temperaturen über einem 

Jahresdurchschnitt von 16,5 Grad nehmen Herz- und Kreislauferkrankungen und 

Atmungsprobleme zu, was wiederum zu einer höheren Sterblichkeit bei Menschen über 65 

Jahren führt[7]. Hitzewellen führen zu deutlich höheren Sterblichkeitsraten. So starben in den 

Niederlanden bei den Hitzewellen von 1982, 83, 90, 94, 95 und 97 durchschnittlich 40 

Menschen mehr am Tag, verglichen mit einer Normaltemperatur von 22 Grad. In Großstädten 

könnten Trockenheit und Hitze zudem selbst verstärkende Wirkungen haben, so dass so 

genannte „Hitzeinseln“ entstehen. Die Abstrahlung der Wärme von Häusern und Straßen, 

sowie geringer Wind lassen die Hitze unerträglich werden. Im warmen Sommer 2003 wurden 

in niederländischen Großstädten deutlich höhere Sterberaten festgestellt, so das MNP. Einer 

Studie der TU Delft („Heat in the City“)[8] zufolge bildet das Pflanzen von Bäumen den 

https://www.uni-muenster.de/NiederlandeNet/nl-wissen/umwelt/vertiefung/klimaschutzpolitik/85950&__imperia_quick_edit=1#fn6u
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besten Schutz vor dieser Entwicklung. Denn Bäume sind nicht nur Schatten-, sondern auch 

große Feuchtigkeitsspender. 

 Das MNP geht davon aus, dass sich auch die Malaria in den Niederlanden ausbreiten wird. 

„Es besteht die Gefahr, dass es regional zu Epidemien kommen kann“, so das MNP. 

Zunehmen werden auch die Borreliosefälle durch Zeckenbisse sowie Pollenflug, der 

wiederum Allergikern und Asthmatikern zu schaffen machen wird. 
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Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit 

Der Klimaschutzplan 2050 – Die deutsche 

Klimaschutzlangfriststrategie 

 

Überblick  

Im November 2016 verabschiedete die Bundesregierung den Klimaschutzplan 2050. Damit ist 

Deutschland eines der ersten Länder, die die im Pariser Abkommen geforderte 

Klimaschutzlangfriststrategie erstellt und bei der UN vorgelegt haben. Die deutsche 

Bundesregierung hat mit dem Klimaschutzplan 2050 ihre anspruchsvollen nationalen 

Klimaschutzziele bestätigt und weiter präzisiert.  

Deutschlands Langfristziel ist es, bis zum Jahr 2050 weitgehend treibhausgasneutral zu 

werden. Damit orientiert sich die Bundesregierung am Ziel des Pariser Abkommens, dass in 

der zweiten Hälfte dieses Jahrhunderts weltweit Treibhausgasneutralität erreicht werden soll. 

Außerdem wird Deutschland mit diesem Ziel seiner besonderen Verantwortung als führende 

Industrienation und wirtschaftlich stärkster Mitgliedsstaat der EU gerecht.  

Mittelfristziel ist das Senken der Treibhausgasemissionen in Deutschland bis 2030 um 

mindestens 55 Prozent gegenüber dem Niveau von 1990. Die Bundesregierung konkretisiert 

im Klimaschutzplan außerdem das Klimaziel für 2030 in den einzelnen Sektoren, beschreibt 

die notwendigen Entwicklungspfade in den verschiedenen Sektoren, führt erste Maßnahmen 

zur Umsetzung auf und etabliert einen Prozess zum Monitoring und zur Weiterentwicklung 

der Politiken und Maßnahmen. So wird Deutschland seinen Anteil leisten, damit das globale 

Ziel des Pariser Abkommens erreicht wird, die Erderwärmung auf deutlich unter 2 Grad 

Celsius oder sogar auf nicht mehr als 1,5 Grad Celsius zu begrenzen. 

Der Klimaschutzplan gibt für den Prozess zum Erreichen der nationalen Klimaschutzziele im 

Einklang mit dem Pariser Abkommen inhaltliche Orientierung für alle Handlungsfelder: In 

der Energieversorgung, im Gebäude- und Verkehrsbereich, in Industrie und Wirtschaft sowie 

in der Land- und Forstwirtschaft. Der Plan legt außerdem erstmals Emissionsminderungsziele 

für einzelne Sektoren für das Jahr 2030 fest und gibt so eine konkrete Orientierung für 

strategische Entscheidungen in den nächsten Jahren. Darüber hinaus sieht der Plan einen 

Prozess zum Monitoring und zur Öffentlichkeitsbeteiligung vor. Das erste 

Maßnahmenprogramm zum Klimaschutzplan soll Ende 2018 vorgelegt werden und 

Maßnahmen umfassen, die die Zielerreichung bis zum Jahre 2030 sicherstellen. 

Entstehung des Klimaschutzplans 2050  

Der Koalitionsvertrag von 2013 sah vor: "In Deutschland wollen wir die weiteren 

Reduktionsschritte im Lichte der europäischen Ziele und der Ergebnisse der Pariser 

Klimaschutzkonferenz 2015 bis zum Zielwert von 80 bis 95 Prozent im Jahr 2050 

festschreiben und in einem breiten Dialogprozess mit Maßnahmen unterlegen 

(Klimaschutzplan)."  



Der Dialogprozess begann bereits im Sommer 2015 und endete im März 2016. Die 

Bundesregierung erarbeitete den Klimaschutzplan im Jahr 2016 auf der Basis 

wissenschaftlicher Studien und Szenarien sowie im Lichte des Pariser Abkommens sowie 

unter Berücksichtigung der Vorschläge aus dem breiten Dialog erarbeitet.  

Zuvor hatten Bundesländer, Kommunen, Verbände sowie Bürgerinnen und Bürger 

gemeinsam Vorschläge für strategische, bis 2030 wirkende Klimaschutzmaßnahmen 

entwickelt. Im März 2016 übergaben sie der Bundesumweltministerin den so entstandenen 

Katalog mit 97 Maßnahmenvorschlägen.  

Ziele und Inhalte  

Der Klimaschutzplan 2050 beschreibt eine Modernisierungsstrategie für die notwendige 

Transformation zum kohlenstoffarmen Wirtschaften in Deutschland auf drei Ebenen: 

1. Er enthält konkrete Leitbilder für die einzelnen Handlungsfelder für das Jahr 2050, 

lässt Raum für Innovationen und strebt ein Höchstmaß an Nachhaltigkeit an. 

2. Er beschreibt für alle Handlungsfelder robuste transformative Pfade, beleuchtet 

kritische Pfadabhängigkeiten und stellt Interdependenzen dar. 

3. Er unterlegt insbesondere das 2030er-Zwischenziel von mindestens minus 55 Prozent 

Minderung der Treibhausgasemissionen gegenüber dem Basisjahr 1990 mit 

Emissionszielen für alle Sektoren, konkreten Meilensteinen und strategisch angelegten 

Maßnahmen, auch unter Berücksichtigung von Wirkungs- und Kostenanalysen. 

Bei der Gestaltung des Übergangs zu einer treibhausgasneutralen Wirtschaft und Gesellschaft 

sollen zudem die Managementregeln und Ziele der Nachhaltigkeitsstrategie der 

Bundesregierung berücksichtigt werden. Dauerhaft erfolgreicher Klimaschutz muss mit 

nachhaltiger Ressourcennutzung und Ressourcenschutz Hand in Hand gehen und darf den 

Erhalt der Biodiversität nicht gefährden. Mit Blick auf die 17 globalen Ziele für nachhaltige 

Entwicklung sollten Einsparungen von Treibhausgasemissionen durch Steigerungen der 

Energieeffizienz im Zentrum stehen. Dabei müssen soziale und wirtschaftliche 

Anforderungen bei der Gestaltung der Transformation bedacht werden.  

Die Sektorziele im Klimaschutzplan 2050  

Der Klimaschutzplan 2050 beschreibt die Handlungsfelder Energiewirtschaft, Industrie, 

Gebäude, Verkehr, Landwirtschaft sowie Landnutzung und Forstwirtschaft. Darüber hinaus 

werden übergreifende Ziele und Maßnahmen definiert. 



 

Von zentraler Bedeutung ist der Umbau der Energiewirtschaft. In diesem Sektor wurden mit 

der Energiewende bereits wichtige Weichen gestellt. Durch den weiteren Ausbau erneuerbarer 

Energien und den schrittweisen Rückgang der fossilen Energieversorgung sollen die 

Emissionen des Sektors bis 2030 um 61 bis 62 Prozent gegenüber 1990 reduziert werden. Zu 

den Maßnahmen für diesen Sektor gehört, dass die Bundesregierung eine Kommission 

"Wachstum, Strukturwandel und Regionalentwicklung" einsetzen will. Die Kommission soll 

beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie angesiedelt werden unter Einbindung 

weiterer Ressorts. Angehören sollen ihr voraussichtlich Vertreterinnen und Vertreter von 

Ländern, Kommunen, Gewerkschaften, betroffenen Unternehmen und Branchen sowie 

regionale Akteure. Für den zu bewältigenden Transformationsprozess müssen realistische 

Perspektiven für die betroffenen Branchen und Regionen entwickelt, daraus abgeleitete 

Konzepte und die dafür notwendigen konkreten Umsetzungsschritte vereinbart und die 

finanziellen Voraussetzungen geschaffen werden. Ziel ist, dass die Kommission ihre Arbeit 

Anfang 2018 aufnehmen und Ergebnisse möglichst bis Ende 2018 vorlegen kann. Die 

Kommission soll zur Unterstützung des Strukturwandels einen Instrumentenmix entwickeln, 

der wirtschaftliche Entwicklung, Strukturwandel, Sozialverträglichkeit und Klimaschutz 

zusammen bringt. Dazu gehören notwendige Investitionen in die vom Strukturwandel 

betroffenen Branchen und Regionen und deren Finanzierung.  

Im Bereich der Industrie soll die Minderung bis 2030 49 bis 51 Prozent (gegenüber 1990) 

betragen. Zu den Maßnahmen für diesen Sektor gehört, dass die Bundesregierung gemeinsam 

mit der Industrie ein auf die Minderung klimawirksamer industrieller Prozessemissionen 

ausgerichtetes Forschungs- und Entwicklungsprogramm auflegen wird. Es wird sich am Ziel 

der Transformation hin zur Treibhausgasneutralität orientieren. Dabei wird auch die Option 

der industriellen Kreislaufführung von Kohlenstoff (CCU) berücksichtigt. Darüber hinaus 

sollen Energieeffizienzmaßnahmen, wie die Nutzung bestehender Abwärmepotenziale, zur 

Reduktion von Treibhausgasen beitragen. Knapp 70 Prozent des Endenergiebedarfs der 

Industrie entfällt derzeit auf Brennstoffe. Dementsprechend hoch sind die anfallenden 

Wärme- und damit auch Abwärmemengen. Sie sollen künftig konsequent und strategisch, 

sowohl in der Industrie als auch in Wohngebieten, genutzt werden. Alle Nutzungsoptionen 

werden dabei in Betracht gezogen, inklusive der Verstromung und Auskopplung in Nah- und 

Fernwärmenetze. Dabei wird auf bestehenden Programmen und Maßnahmen aufgesetzt.  

Im Gebäudebereich gibt es einen "Fahrplan für einen nahezu klimaneutralen 

Gebäudebestand". Gebäude sind besonders langlebig, darum müssen hier schon früh die 

Weichen für 2050 gestellt werden. Bis 2030 soll die Minderung 66 bis 67 Prozent (gegenüber 



1990) betragen. Um das Ziel eines nahezu klimaneutralen Gebäudebestandes bis 2050 zu 

erreichen, sind sowohl anspruchsvolle Neubaustandards, langfristige Sanierungsstrategien für 

den Gebäudebestand wie auch die schrittweise Abkehr von fossilen Heizungssystemen 

Voraussetzung. Für Neubauten wird deshalb der ab 2021 geltende 

Niedrigstenergiegebäudestandard schrittweise weiterentwickelt, um mittelfristig einen 

Neubaustandard zu erreichen, der nahezu klimaneutral ist. Eine Neuinstallation von 

Heizsystemen, die erneuerbare Energien effizient nutzen, wird dann im Vergleich zu 

Heizsystemen mit fossilen Brennstoffen deutlich attraktiver sein. Zur Unterstützung des Ziels 

sollen künftig auch geeignete Anreize zur Nutzung und Errichtung von Gebäuden geprüft 

werden, die mehr Energie erzeugen, als für den Betrieb erforderlich ist. Bestandsgebäude 

sollen bis zum Jahr 2050 ebenfalls durch Energieeffizienzmaßnahmen und eine verstärkte 

Nutzung erneuerbarer Energien derart saniert werden, dass sie dem Anspruch eines nahezu 

klimaneutralen Gebäudebestands genügen. Die energetischen Anforderungen an 

Bestandsgebäude werden daher schrittweise bis 2030 und in wirtschaftlicher Weise 

weiterentwickelt.  

Der Verkehrsbereich wird mit 40 bis 42 Prozent (gegenüber 1990) zum 2030er Klimaziel 

beitragen. Eine Reihe von Klimaschutzkonzepten soll hierfür Maßnahmen aufzeigen. Ein 

Klimaschutzkonzept Straßenverkehr wird darlegen, wie die Treibhausgasemissionen bis 2030 

gemindert werden können. Dies wird vor dem Hintergrund der entsprechenden Vorschläge 

auf EU-Ebene erfolgen. Dabei werden die Emissionen von PKW, leichten und schweren 

Nutzfahrzeugen einbezogen sowie Fragen der treibhausgasemissionsfreien 

Energieversorgung, der dafür notwendigen Infrastruktur und der Sektorkopplung (durch 

Elektromobilität) adressiert. Zudem werden im Verkehrsbereich alternative Antriebe, der 

öffentliche Personennahverkehr (ÖPNV), der Schienenverkehr und der Rad- und Fußverkehr, 

aber auch eine Digitalisierungsstrategie eine wichtige Rolle spielen.  

Die Landwirtschaft wird bis 2030 mit einer Minderung in Höhe von 31 bis 34 Prozent 

gegenüber 1990 zur Zielerreichung beitragen. Dazu sollen Lachgasemissionen aus 

Überdüngung deutlich reduziert werden. Zudem will sich die Bundesregierung in Brüssel 

dafür einsetzen, dass sich die EU-Agrarsubventionen an den klimapolitischen Beschlüssen der 

EU orientieren. In der Landwirtschaft sind die Potenziale grundsätzlich beschränkt. Die 

Bundesregierung wird sich gemeinsamen mit den Ländern für die vollständige Umsetzung 

und den konsequenten Vollzug des Düngerechts, insbesondere der Düngeverordnung und der 

geplanten Rechtsverordnung zur guten fachlichen Praxis zum Umgang mit Nährstoffen in 

Betrieben, einsetzen, so dass der Zielwert der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie von 70 

Kilogramm Stickstoff pro Hektar zwischen 2028 und 2032 erreicht wird.  

 



Für die Landnutzung und Forstwirtschaft, die nicht in die Bewertung der Zielerfüllung 

einbezogen werden, stehen der Erhalt und die Verbesserung der Senkenleistung – das 

heißt die Reduktion von Emissionen durch die Aufnahme und Speicherung von CO2 in 

Pflanzen und Böden – des Waldes im Vordergrund. Hierzu wird eine Ausweitung der 

Waldfläche in Deutschland angestrebt. Dazu kommen die nachhaltige Waldbewirtschaftung 

und die damit verbundene Holzverwendung, der Erhalt von Dauergrünland, der Schutz von 

Moorböden und die Klimapotenziale der natürlichen Waldentwicklung. Zudem setzt sich die 

Bundesregierung dafür ein, dass im Förderbereich "Forsten" der Gemeinschaftsaufgabe 

"Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" (GAK) der Klimaschutz stärker 

berücksichtigt wird.  

Im Rahmen der im Klimaschutzplan 2050 formulierten übergreifenden Maßnahmen wird die 

Bundesregierung unter anderem prüfen, wie das Steuer- und Abgabesystem zur Erreichung 

der Klimaschutzziele bis 2050 schrittweise weiterentwickelt werden kann. Die 

Bundesregierung wird die ökonomischen Anreize für die Verursacher stärken, die 

Umweltbelastung zu senken und in Richtung nachhaltiger Produktions- und Konsumweisen 

zu steuern. Dazu werden klimaschädliche Anreizwirkungen verschiedener Steuern betrachtet. 

Die Auswirkungen etwaiger Veränderungen auf einkommensschwache Haushalte und auf die 

internationale Wettbewerbsfähigkeit betroffener Branchen werden dabei angemessen 

berücksichtigt.  

Monitoring und Fortschreibung des Klimaschutzplans 2050  

Die Überprüfung und Fortschreibung des Klimaschutzplans der Bundesregierung folgt dem 

fünfjährigen Rhythmus der regelmäßigen Überprüfung der Beiträge des Pariser Abkommens. 

Die erste Fortschreibung erfolgt zu dem Zeitpunkt, zu dem die Vertragsstaaten des Pariser 

Abkommens neue Beiträge vorlegen müssen, nämlich Ende 2019 beziehungsweise Anfang 

2020. Die regelmäßige Fortschreibung des Klimaschutzplans 2050 dient auch dazu, den im 

Pariser Abkommen verankerten Mechanismus zur regelmäßigen Steigerung der Ambition der 

nationalen Klimaschutzpolitiken umzusetzen.  

Die Zwischenziele und Meilensteine, die eingeschlagenen Transformationspfade und damit 

verknüpften Maßnahmen werden hinsichtlich der Konsistenz mit der Zielerreichung 

kontinuierlich überprüft und bei Bedarf angepasst. Damit ist ein Einbeziehen technischer, 

gesellschaftlicher, politischer, sozialer und ökonomischer Entwicklungen und Veränderungen 

sowie neuer wissenschaftlicher Ergebnisse möglich.  

Der Klimaschutzplan 2050 wird im Jahr 2018 mit einem in seiner Minderungswirkung 

quantifizierten Maßnahmenprogramm unterlegt. Dieses Programm soll sicherstellen, dass das 

2030er Minderungsziel erreicht wird. Für die Maßnahmenprogramme werden jeweils im 

Vorfeld Folgenabschätzungen durchgeführt, die die möglichen ökologischen, sozialen und 

wirtschaftlichen Auswirkungen betrachten. Die Maßnahmenprogramme werden in 

Abstimmung mit dem Deutschen Bundestag sowie unter Einbezug der gesellschaftlichen 

Akteure unter anderem im Rahmen das Aktionsbündnis Klimaschutz erarbeitet.  

Überprüfung und Fortschreibung des Klimaschutzplans sowie die Erarbeitung und 

Überarbeitung von Maßnahmenprogrammen erfordern wissenschaftliche Analysen zu 

Szenarien sowie zu Wirksamkeit, Kosten, Folge- und Nebenwirkungen sowie ökonomischen 

und sozialen Chancen und Risiken. Diese Aufgabe wird eine von der Bundesregierung 

eingerichtete Wissenschaftsplattform ausgewählter natur- und sozialwissenschaftlicher 

Forschungseinrichtungen übernehmen.  



Überprüfung und Fortschreibung des Klimaschutzplans selbst erfolgen auch zukünftig in 

einem gesellschaftlichen Diskursprozess unter breiter Beteiligung der Länder, Kommunen, 

Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Bürgerinnen und Bürger. Die mit dem Klimaschutzplan 

2050 in Zusammenhang stehenden Beteiligungsprozesse werden regelmäßig evaluiert und 

weiterentwickelt.  

 

Quelle:  

https://www.bmu.de/themen/klima-energie/klimaschutz/nationale-

klimapolitik/klimaschutzplan-2050/#c8420 
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steffen.bauer@die-gdi.de

Etwas über zwei Jahre nachdem sich die Weltgemeinschaft – in Gestalt der
Vertragsparteien der Klimarahmenkonvention der Vereinten Nationen (UNFCCC) – mit
einer Mischung aus Erleichterung und Aufbruchstimmung für das Zustandebringen des
Pariser Klimaabkommens gefeiert hat, vermeldete die Internationale Energieagentur (IEA)
Ende März 2018 einen neuen Rekordwert bei den globalen CO2-Emissionen.[1] Nahezu
zeitgleich gab die Weltmeteorologieorganisation (WMO) die höchsten Schäden infolge
extremer Wetterlagen seit Beginn der Aufzeichnungen bekannt.[2] Ursächlich hierfür waren
eine ungewöhnliche Häufung von Hurrikanen im Nordatlantik, extreme,
niederschlagsbedingte Überschwemmungen auf dem indischen Subkontinent und
schwere Dürren in Ostafrika. Der weltgrößte Rückversicherer MunichRe bezifferte die
infolge von wetter- und klimabedingten Naturkatastrophen im Jahr 2017 angefallenen
materiellen Schäden auf den Rekordwert von 260 Milliarden Euro.[3]

Dessen ungeachtet erlebte Deutschland im Zuge der jüngsten Regierungsbildung, dass
Klimapolitik mit nachgeordneter Priorität ver- und behandelt wird. Die im Koalitionsvertrag
der neuen Großen Koalition gewählte Formulierung, wonach "die Handlungslücke zur
Erreichung des Klimaziels 2020 so schnell wie möglich" geschlossen, das Klimaziel 2030
aber "auf jeden Fall" erreicht werden solle, ist die erkennbar euphemistische
Ausdrucksweise dafür, dass der vermeintliche klimapolitische Vorreiter Deutschland
seinen Ambitionen deutlich hinterherhinkt.[4] Das 2007 beschlossene Klimaziel für 2020 –
40 Prozent weniger Treibhausgasemissionen im Vergleich zu 1990 – wird die
Bundesrepublik deutlich verfehlen. Die neue Bundesumweltministerin Svenja Schulze
bekannte in ihrer Antrittsrede vor dem Deutschen Bundestag am 23. März 2018 explizit,
dass die "alte Vorreiterrolle" Deutschlands in der Klimapolitik zunächst "wiederbelebt"
werden müsse.[5]

Wie ist es vor diesem Hintergrund um die internationale Klimapolitik bestellt? Ist das als
"historisch" gefeierte Abkommen von Paris bereits Geschichte, bevor ernsthaft mit seiner
Umsetzung begonnen wurde? Welche Rolle nehmen zentrale Akteure wie insbesondere
die USA, China und die Europäische Union ein? Wo steht die internationale Klimapolitik
ein halbes Jahr vor der nächsten UN-Klimakonferenz?

Im Folgenden werde ich, erstens, die wesentlichen Errungenschaften des Pariser
Klimaabkommens von 2015 noch einmal kurz zusammenfassen. Zweitens werde ich die
seither unternommenen internationalen Anstrengungen zur Umsetzung des Abkommens
beleuchten und angesichts der Ergebnisse der 23. UNFCCC-Vertragsstaatenkonferenz
(COP-23) vom November 2017 in Bonn sowie hinsichtlich der Erwartungen an die

http://www.die-gdi.de/klimalog
http://www.die-gdi.de/klimalog
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kommende COP-24 im Dezember 2018 in Katowice bewerten. Daran anschließend werde
ich, drittens, die klimapolitischen Rollen der USA, Chinas und Europas im Kontext des
internationalen klimapolitischen Prozesses diskutieren. Schließlich werde ich, viertens, die
entwicklungspolitische Dimension der internationalen Klimapolitik und ihre Bedeutung für
den Fortgang des multilateralen Klimaprozesses betonen.

Aufbruchstimmung in Paris

Als die 196 UNFCCC-Vertragsparteien am 12. Dezember 2015 in Paris ein neues
Klimaabkommen verabschiedeten, wurde dies zu Recht weltweit als historischer Erfolg
gefeiert.[6] Bis heute bleibt freilich offen, ob "Paris" lediglich einen historischen Meilenstein
multilateraler Verhandlungspolitik markiert oder tatsächlich Geschichte machen wird. Die
grundsätzlichen Voraussetzungen dafür hat das Pariser Abkommen geschaffen, indem es
einen international verbindlichen Bezugspunkt bietet, weitreichende Zielvorgaben
formuliert und den multilateralen Handlungsrahmen absteckt, um diese zu erreichen.
Inhaltlich greifen dabei vier Kernelemente ineinander, die die Klimapolitik nach Paris
maßgeblich von dem vor allem durch das Kyoto-Protokoll von 1997 geprägten status quo
ante
[7] unterscheiden:

Erstens definiert das Pariser Abkommen einen langfristigen Pfad zur Minderung der
globalen Treibhausgasemissionen, der den Ausstoß und die Absorption derselben in der
zweiten Hälfte des 21. Jahrhunderts "in Balance" bringen soll.[8] Dadurch soll die
Aufheizung der Erdatmosphäre auf maximal 1,5 Grad Celsius gegenüber dem
vorindustriellen Niveau begrenzt werden. Aktuell beträgt die Erwärmung bereits rund 1
Grad, ein weiterer Anstieg in den kommenden Jahrzehnten ist angesichts der
physikalischen Trägheit des Erdsystems unausweichlich. Ob und wie das vor diesem
Hintergrund sehr ambitionierte Langfristziel überhaupt noch realisiert werden könnte, soll
ein für Oktober 2018 angekündigter Sonderbericht des Weltklimarates IPCC darlegen.
Allein die Tatsache, dass die Vertragsstaaten sich politisch nicht mit der lange diskutierten
Festlegung auf "2 Grad" zufriedengaben, unterstreicht aber den transformativen Anspruch
des Pariser Abkommens.

Zweitens steht das Pariser Abkommen auf einem starken politischen Fundament, das den
einvernehmlichen Willen der Staatengemeinschaft dokumentiert, die Weltwirtschaft
grundlegend zu transformieren. Auch wenn der politische Universalitätsanspruch des
Pariser Abkommens nach der zwischenzeitlich unter US-Präsident Donald Trump erfolgten
Abkehr der USA relativiert werden muss, so bleibt das Abkommen völkerrechtlich bis auf
Weiteres auch für die USA bindend.[9] Die entscheidende Änderung gegenüber dem Kyoto-
Protokoll besteht ohnehin darin, dass das Abkommen nicht mehr nur auf
Emissionsminderungen der Industrieländer zielt, sondern alle Mitgliedsstaaten einbezieht.
Zudem weist es über die zwischenstaatliche Klimapolitik hinaus, indem es diese für
Beiträge nicht-staatlicher und subnationaler Akteure öffnet.[10]

Drittens flankiert und untermauert das Pariser Abkommen eine bereits während der
Verhandlungen erkennbare Trendwende in der Finanzwelt, die begonnen hat, ihr
Investitionsverhalten im Sinne einer kohlenstoffarmen Weltwirtschaft anzupassen.[11] 
Zunehmend ziehen Investoren aller Art ihre Gelder aus fossilen Energieträgern ab und
lenken diese in Richtung erneuerbarer Energien und Klimaschutzmaßnahmen um. Das
Pariser Abkommen bestätigte in diesem Sinne die Vorreiter dieses "Divestment" genannten
Trends und stärkte die Glaubwürdigkeit der internationalen Klimapolitik gegenüber dem
Privatsektor.

Viertens erkennt das Pariser Abkommen die Notwendigkeit zur Anpassung an den

http://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Klimaschutz/paris_abkommen_bf.pdf
http://www.bundestag.de/blob/513892/fc32a476c31c5962458a4645a691244c/wd-2-055-17-pdf-data.pdf
http://www.newclimateeconomy.report
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Klimawandel an – insbesondere für die vom Klimawandel besonders betroffenen
Entwicklungsländer.[12] Gerade hierin manifestiert sich ein wesentlicher qualitativer
Unterschied zu dem allein auf Emissionsminderungen fokussierten Kyoto-Protokoll.
Darüber hinaus nimmt das Pariser Abkommen explizit auch die Problematik klimabedingter
Schäden und Verluste ("Loss and Damage") in das völkerrechtliche Vertragswerk auf,
womit einer wesentlichen Forderung der ärmsten Entwicklungsländer und der kleinen
Inselstaaten nachgekommen wurde.[13]

Dreh- und Angelpunkt zum Erreichen dieser richtungweisenden internationalen
Verhandlungsergebnisse waren nationale Klimapläne, die sogenannten Intended
Nationally Determined Contributions (INDCs). Solche waren im Vorfeld der Pariser
Klimakonferenz von insgesamt 161 UNFCCC-Vertragsparteien vorgelegt und zur
maßgeblichen Grundlage für den Verhandlungserfolg geworden.[14] Zahlreiche
Entwicklungsländer bekannten sich derart erstmals mit eigenen Beiträgen zu ihrer
Mitverantwortung für den Klimaschutz. Die starre Nord-Süd-Konfrontation, die
klimapolitische Fortschritte auf internationaler Bühne lange blockiert hatte, konnte somit
im Sinne der Einigung zumindest vorübergehend umgangen werden.

Die in Paris erzeugte Aufbruchsstimmung ermöglichte zudem, den für das völkerrechtliche
Inkrafttreten des Pariser Abkommens notwendigen Ratifizierungsprozess in ungekannter
und kaum für möglich gehaltener Geschwindigkeit voranzutreiben. So wurde der
vielbeschworene "Geist von Paris" fristgerecht zum Beginn der auf Paris folgenden 22.
Vertragsstaatenkonferenz von Marrakesch im November 2016 zum Leben erweckt, die
somit zeitgleich zum formal ersten Treffen der Mitglieder des Pariser Abkommens wurde.
Dass die Konferenz von Marrakesch politisch wie medial von der Wahl Trumps zum US-
Präsidenten überschattet wurde, machte diese Botschaft umso bedeutsamer.

Die Crux einer erfolgreichen Umsetzung des Pariser Abkommens bleibt unterdessen, wie
die Vielzahl der sowohl in ihrer inhaltlichen Ausgestaltung und Konkretion als auch in ihren
jeweiligen Ambitionsniveaus sehr unterschiedlichen nationalen Absichtserklärungen in
einen belastbaren und dynamischen internationalen Prozess überführt werden können,
der in der Summe den Zielvorgaben des Abkommens gerecht wird. Davon ist man heute
noch weit entfernt.[15] Jedoch soll die bevorstehende COP-24 in Katowice ein
umfassendes "Regelbuch" verabschieden, das die abstrakt gehaltenen Vorgaben des
Pariser Abkommens ausbuchstabiert.

In diesem Regelbuch sollen konkrete und verbindliche Umsetzungsregeln definiert werden,
an denen sich fortan alle Mitgliedsstaaten bei der Umsetzung ihrer gegenüber der UNFCCC
gemachten und auf den jeweiligen INDCs fußenden nationalen Klimamaßnahmen
orientieren. Das Regelwerk soll nicht nur sicherstellen, dass die nationalen
Umsetzungsfortschritte international nachvollziehbar und überprüfbar berichtet werden,
sondern auch gewährleisten, dass die nationalen Anstrengungen nach und nach gesteigert
werden. Denn nur durch solche Steigerungen könnten die im Pariser Abkommen
enthaltenen Ziele, insbesondere die Begrenzung der Erderwärmung auf maximal 1,5 Grad,
überhaupt erreicht werden. Das war bereits in Paris offenkundig.[16]
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"Hausaufgaben" zwischen Bonn und Katowice

Ob die COP-24 das internationale Regelwerk zur Umsetzung des Pariser Abkommens
verabschieden und damit dessen effiziente und wirkungsvolle Umsetzung ermöglichen
wird, ist offen. Die COP-23, die im November 2017 unter Präsidentschaft der Fidschi-Inseln
in Bonn tagte, hat hierzu wichtige Vorarbeiten geleistet. Weitere Aufschlüsse werden die
Sitzungen der sogenannten UNFCCC-Nebenorgane liefern, die im Mai 2018 wiederum in
Bonn zusammentreten.[17] Angesichts der durch den fortschreitenden Klimawandel
gebotenen Dringlichkeit, der relativen Handlungsschwäche des einstigen Klimaschutzvorreiters
Europäische Union und der konfliktträchtigen weltpolitischen Gesamtlage gibt es keinen
Anlass für übertriebenen Optimismus.

Zumindest kann die von vornherein als "Arbeits-COP" deklarierte Bonner Konferenz im
Großen und Ganzen als gelungen bewertet werden, da sie ein Mindestmaß an
"Hausaufgaben" abgearbeitet hat und mit Blick auf Katowice zumindest auf Seiten der
technisch-fachlichen Unterhändler zu vorsichtigem Optimismus berechtigt.[18] Das war
keineswegs garantiert und ist nicht gering zu schätzen. Wie erfolgreich COP-23 tatsächlich
war, wird sich abschließend erst bewerten lassen, wenn der COP-24 in Katowice ein
substanzielles und beschlussfähiges Regelbuch vorliegt.

Um für sich genommen als Erfolg gelten zu dürfen, musste die Bonner COP-23 im
Wesentlichen Fortschritte auf drei Ebenen erreichen: Auf politischer Ebene musste die
Konferenz, erstens, bestätigen, dass die Ziele des Pariser Abkommens trotz des Ausstiegs
der USA nicht zur Disposition stehen. Auf programmatischer Ebene sollte sie, zweitens,
die Verzahnung der klimapolitischen Zielvorgaben mit der multilateralen
Entwicklungsagenda voranbringen. Vor allem aber hatte sie, drittens, auf technischer
Ebene die Grundlagen für das besagte Regelwerk zu schaffen. Dies erforderte die Klärung
vielfältiger technischer Detailfragen, die einen zähen Verhandlungsverlauf nahezu
zwangsläufig mit sich brachten. In Bonn wurden in vielen dieser Fragen Ergebnisse erzielt,
die eine konstruktive Vorbereitung politisch weiterführender Beschlüsse durch die COP-24
ermöglichen sollten.

Die Bonner Ergebnisse sind zudem im Licht der noch bis zur COP-24 andauernden
Präsidentschaft der Fidschi-Inseln zu betrachten, denn erstmals zieht einer der vom
Klimawandel besonders betroffenen kleinen Inselstaaten die Fäden des internationalen
Klimaprozesses. Damit hatten im Vorlauf zur COP-23 insbesondere zivilgesellschaftliche
Organisationen und Klimaaktivisten große Hoffnungen verknüpft. Die Fidschi-
Präsidentschaft – und mit ihr die in der Allianz kleiner Inselstaaten (AOSIS) und der
"Vulnerable 20" (V20) organisierten UNFCCC-Vertragsparteien – strebte für COP-23 vor
allem substanzielle Verhandlungsfortschritte bezüglich der Anpassung, Klimafinanzierung
sowie hinsichtlich des Umgangs mit klimabedingten Verlusten und Schäden an.

Die Handschrift der Fidschi-Präsidentschaft ist zuvorderst in der Einrichtung des
sogenannten Talanoa-Dialogs zu erkennen.[19] Durch diesen soll gewährleistet werden,
dass die Verhandlungsparteien sich auf einen fortlaufenden und vor allem
lösungsorientierten Austausch über die Einhaltung und Erhöhung ihrer jeweiligen
Klimaziele einlassen. Politische Grundlagen des Dialogs sind Artikel 2 der
Klimarahmenkonvention (Vermeidung eines "gefährlichen" Klimawandels) und das
langfristige Vermeidungsziel gemäß Artikel 4 des Pariser Abkommens, wobei der Dialog
ausdrücklich auch auf kurzfristige Ambitionssteigerungen ("pre-2020 ambition") zielt.
Bemerkenswert ist zudem, dass im Sinne der fidschianischen Talanoa-Tradition auch
subnationale Akteure und Repräsentanten der Zivilgesellschaft gehört werden sollen, was
in den zwischenstaatlich organisierten Foren der UN-Klimapolitik bisher allenfalls begrenzt
möglich ist.[20]

http://www.die-gdi.de/die-aktuelle-kolumne/article/cop23-nicht-befriedigend-aber-ausreichend


Steffen Bauer (Erstellt am: 18.06.2019) 26

bpb.de

Der Dialog soll eine möglichst präzise Bestandsaufnahme der nationalen
Klimaschutzanstrengungen erreichen, um damit verbunden die Hemmnisse zu
identifizieren, die anspruchsvolleren Minderungszielen im Wege stehen. Er kommt somit
einer Generalprobe für den ab 2023 vorgesehenen "Global Stocktake" gleich, also der in
Paris beschlossenen, regelmäßigen Bestandsaufnahme der in den NDCs ausgewiesenen
nationalen Klimaschutzmaßnahmen.[21]

Auf diese Weise soll der Talanoa-Dialog nicht nur eine effizient strukturierte Vorbereitung
der COP-24 sicherstellen, sondern frühzeitig auch die nachfolgende polnische
Präsidentschaft in die Pflicht nehmen. Dies gilt als gelungener prozeduraler Schachzug
der Fidschi-Präsidentschaft, um unvollendete Verhandlungsbaustellen auch über die
eigene Amtszeit hinaus voranzutreiben. Die im Mai 2018 im Rahmen der
"Zwischenverhandlungen" der UNFCCC-Nebenorgane stattfindenden Talanoa-Sitzungen
werden Aufschluss geben, inwieweit dies gelingen kann.

Teilerfolge konnte Fidschis Präsidentschaft zudem in institutionellen Fragen der
Anpassungsfinanzierung sowie beim Vorantreiben der Loss-and Damage-Debatte
erzielen. So wurde in Bonn die von der Klärung vieler technischer Detailfragen abhängige
Entscheidung vorbereitet, wonach der unter dem Kyoto-Protokoll von 1997 geschaffene
Anpassungsfonds unter dem Pariser Abkommen seine Gültigkeit behalten soll.[22] Damit
würde einer zentralen Forderung vieler Entwicklungsländer Rechnung getragen.

Zudem erreichten die Gruppen der ärmsten Entwicklungsländer und der kleinen
Inselstaaten unter der Verhandlungsführung Fidschis, dass im Rahmen des Bonner
Treffens der Nebenorgane im Mai 2018 ein internationaler Expertendialog stattfindet, der
gezielt Finanzierungsfragen im Zusammenhang klimabedingter Schäden und Verluste
thematisieren wird. Dessen Ergebnisse sollen in die 2019 anstehende Bewertung des
2013 etablierten Warschauer Mechanismus für klimabedingte Verluste und Schäden
einfließen. Zudem wurde im entsprechenden Entscheidungstext der COP-23 explizit die
Sorge vor der Häufung und Intensivierung klimabedingter Katastrophen aufgenommen,
wogegen sich insbesondere Australien und die USA bis zuletzt verwehrt hatten. Im
prozeduralen Klein-Klein der multilateralen Klimapolitik sind solche semantischen
Feinheiten mehr als nur ein symbolischer Fortschritt, auf den in zukünftigen
Verhandlungsrunden zweifellos Bezug genommen werden wird.

Darüber hinaus vermochten die Fidschi-Inseln ihre Präsidentschaft zu nutzen, um
Aufmerksamkeit für einige Randthemen der internationalen Klimapolitik zu erzeugen und
entsprechende Initiativen anzuschieben. So verabschiedete die COP-23 unter anderem
einen Gender-Aktionsplan unter dem Dach der Klimarahmenkonvention, etablierte die
2015 in Paris beschlossene Plattform für Indigene Völker und betonte durchgängig die
Zusammenhänge von Klima- und Meeresschutz.[23]

Gemessen an den drängenden Großbaustellen der internationalen Klimapolitik wie etwa
einer Beschleunigung des weltweiten Kohleausstiegs, einem effektiveren Schutz der
Tropenwälder oder dem notwendigen massiven Mittelaufwuchs in der internationalen
Klimafinanzierung bleiben dies kleinteilige Achtungserfolge. Ihre Bedeutung für einen
konstruktiven Fortgang des gesamten Verhandlungsprozesses ist dennoch nicht zu
unterschätzen. Generell bleibt der Bonner Konferenz – und somit auch der Fidschi-
Präsidentschaft – das Verdienst, den internationalen Prozess auf Kurs gehalten zu haben.
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USA, China und EU: Schlüsselspieler der Klimapolitik

Den USA, China und dem Kollektiv der 28 EU-Staaten kommt klimapolitisch herausragende
Bedeutung zu. Zusammen sind sie für über die Hälfte der globalen CO2-Emissionen
verantwortlich. Maßgeblich bestimmen sie auch die weltpolitischen und
weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen der internationalen Klimapolitik und ihrer
Umsetzung im Rest der Welt. Ohne die erklärte Bereitschaft sowohl der USA als auch
Chinas und der EU, substanzielle Schritte zur Reduzierung ihrer jeweiligen
Treibhausgasemissionen zu unternehmen, wäre das Zustandekommen des Pariser
Abkommens undenkbar geblieben.[24] Nachfolgend sollen die klimapolitischen Beiträge
und Positionen dieser drei Schlüsselspieler der internationalen Klimapolitik kurz skizziert
und hinsichtlich des Fortgangs des multilateralen Klimaprozesses eingeordnet werden.

Vereinigte Staaten
Die unter US-Präsident Trump vollzogene Abkehr der USA vom Pariser Abkommen stellt
nicht nur die Verhandlungsergebnisse von Paris, sondern auch die Klima- und
Energiepolitik seines Amtsvorgängers Barack Obama infrage. Dies ist von beträchtlicher
Signalwirkung und liegt wie ein Schatten über der internationalen Klimapolitik. Es entbehrt
daher nicht der Ironie, dass die USA 2017 das dritte Jahr in Folge ihren CO2-Ausstoß
verringern konnten und nach den Zahlen der IEA sogar zum Spitzenreiter der CO2-
Reduzierung wurden.[25] Entgegen der kohlefreundlichen Politik der Trump-
Administration, sinkt der Kohleanteil der US-amerikanischen Energieerzeugung seit
Jahren kontinuierlich zugunsten von Erdgas und erneuerbaren Energien.[26] Dieser vor
allem energiewirtschaftliche Trend wird sich durch den Ausstieg aus dem Pariser
Abkommen kaum umkehren, zumal wesentliche energiepolitische Entscheidungen auf
Ebene der Bundesstaaten getroffen werden.

Auch ist nicht zu übersehen, dass viele subnationale US-amerikanische Akteure die
progressive Klima- und Energiepolitik der vorherigen Administration fortschreiben wollen
und sich dem Pariser Abkommen weiterhin verpflichtet fühlen. Die Präsenz von
klimapolitisch engagierten Prominenten auf der COP-23 – etwa des ehemaligen US-
Vizepräsidenten Al Gore, des früheren New Yorker Bürgermeisters Michael Bloomberg,
des Ex-Gouverneurs von Kalifornien und Hollywood-Legende Arnold Schwarzenegger,
weiterer Gouverneure und Senatoren aus einzelnen US-Bundesstaaten sowie von
Vertreterinnen amerikanischer Unternehmen und Nichtregierungsorganisationen –
demonstrierte dies eindrucksvoll.[27]

Die internationale Umsetzung des Abkommens wird durch die Abkehr der USA dennoch
erschwert.[28] In den Prozessen und Institutionen der multilateralen Klimagovernance
bleibt die US-Administration der relevante Ansprech- und Verhandlungspartner. Ihre
konservative Verhandlungsposition zur Kohlenutzung und vermeintlich "sauberer" fossiler
Energieversorgung wird sich absehbar ebenso wenig ändern wie ihre traditionell hartleibige
Haltung in Fragen der internationalen Klimafinanzierung, der Diskussion klimapolitischer
Gerechtigkeitskriterien oder hinsichtlich klimabedingter Anpassungserfordernisse,
Schäden und Verluste.[29] Wiewohl die vergleichsweise zurückhaltende Rolle der US-
Delegation bei der COP-23 international erleichtert zur Kenntnis genommen wurde, ist
eine obstruktivere Verhandlungsführung bei den bevorstehenden Konferenzen jederzeit
vorstellbar.

China
Angesichts der Herausforderungen ist eine führungsstarke Klimadiplomatie der
verbleibenden Hauptakteure umso wichtiger. Dies gilt zuvorderst für China und die EU.
Zumindest während der COP-23 in Bonn konnte jedoch keiner der beiden die durch die
USA gerissene Lücke auf dem klimadiplomatischen Parkett schließen. So wurde China
dem selbst angemeldeten Führungsanspruch ebenso wenig gerecht wie die EU, die nicht
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nur wegen des "Brexit" zuletzt stark mit sich selbst beschäftigt war.

Zwar hatte der chinesische Präsident Xi Jinping infolge der Wahl Donald Trumps
angekündigt, dass China eine stärkere Führungsrolle in der internationalen Klimapolitik
übernehmen werde. Bei der COP-23 zog sich China aber erneut auf die seit Paris
überkommen geglaubte Position eines "G77"-Entwicklungslandes zurück.[30]

Dennoch kann China angesichts ebenso ambitionierter wie wirksamer nationaler klima-
und energiepolitischer Maßnahmen durchaus eine Pionierleistung für sich reklamieren.
Seine für 2020 gesetzten Klimaziele erreichte es bereits 2017.[31] Zudem etablierte es im
selben Jahr ein nationales Emissionshandelssystem, das den EU-Emissionshandel schon
bald als weltweit größtes System dieser Art ablösen dürfte.[32] Das ist als substanzieller
Beitrag zum globalen Klimaschutz ohne Beispiel, übersetzt sich aber nicht automatisch in
eine diplomatische Führungsrolle im multilateralen Prozess. Das klimapolitische
Verhandlungsgewicht Chinas dürfte aber angesichts der Glaubwürdigkeit und
Größenordnung seiner nationalen Anstrengungen weiter zunehmen.

Europäische Union
Anders als China und die USA kann die EU eine lange Tradition multilateraler Führerschaft
in der internationalen Klimapolitik für sich reklamieren und versteht sich weiterhin als
tragende Säule des UN-Klimaregimes.[33] Angesichts der aktuellen politischen
Herausforderungen innerhalb der EU hat sie sich aber zuletzt schwergetan, international
als geschlossener Akteur aufzutreten. Speziell bei COP-23 war dies nicht zu übersehen.
Hier hat die EU nicht nur in ihrer bewährten Rolle als multilateraler "Brückenbauer" versagt,
sondern sogar gemeinsam mit den USA Ansätze blockiert, die auf kurzfristige
Ambitionssteigerungen bis 2020 zielten.[34]

Hierfür lassen sich sowohl EU-interne als auch substanzielle klimadiplomatische Gründe
identifizieren. Zum einen stehen langwierige interne Entscheidungsverfahren einer
größeren verhandlungstaktischen Flexibilität der EU vielfach im Wege. Eine kurzfristige
Steigerung der 2008 beschlossenen, im Kontext des Pariser Abkommens nur mehr mäßig
ambitioniert erscheinenden Minderungsziele für 2020 war schon vor diesem Hintergrund
kaum praktikabel. Zum anderen konnte die EU die großen Schwellenländer wie
insbesondere China und Indien bislang nicht dazu bewegen, sich ihrerseits stärker in die
Pflicht nehmen zu lassen, was im Sinne des Pariser Abkommens auf freiwilliger Basis
möglich wäre und von der EU auch eingefordert wird.[35]

Angesichts der bei COP-24 anstehenden Entscheidungen – insbesondere die
Verabschiedung eines zielführenden Regelwerks – gibt die hier nur grob skizzierte
Positionierung der USA, Chinas und der EU Anlass zur Skepsis. Die fidschianische
Präsidentschaft allein wird die festgefahrenen Positionen der "großen Drei" nicht
aufbrechen können. Und von der polnischen Präsidentschaft sind inmitten der Kohle-
Hochburg Katowice entscheidende Impulse kaum zu erwarten. Bewegung könnte am
ehesten noch von der EU ausgehen, sofern sie die durch den Talanoa-Dialog gebotenen
Möglichkeiten zu nutzen versteht. Gerade dort wird sie sich aber erneut mit der Frage
konfrontiert sehen, wie sie ihre Klimaschutzanstrengungen kurzfristig steigern will.[36] Im
Sinne klimapolitischer Führerschaft wird sie hierauf praktikable Antworten finden müssen.
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Klimapolitik als entwicklungspolitische Herausforderung

Global betrachtet, bleiben die Knackpunkte internationaler Klimapolitik und gleichsam die
Bewältigung der Auswirkungen des Klimawandels vor allem entwicklungspolitische
Herausforderungen.[37] Dies wird angesichts der gegenwärtig bereits erkennbaren
Klimafolgen, die sich vor allem im Globalen Süden erfahren lassen, zunehmend
offensichtlicher.

Klimapolitik ist daher unbedingt auch im Zusammenhang der ebenfalls 2015 von den
Vereinten Nationen verabschiedeten Agenda 2030 für Nachhaltige Entwicklung und ihrer
Sustainable Development Goals (SDGs) zu sehen.[38] Die weitere Umsetzung des Pariser
Abkommens und mit ihr die Summe der nationalen Klimaaktionspläne müssen mit den
SDGs in Einklang gebracht werden, um einerseits Synergiepotenziale zu nutzen,
andererseits aber auch unvermeidliche Zielkonflikte sichtbar zu machen.[39]

Hier kann die Bundesregierung konkrete Anstrengungen vorweisen. Neben den
wachsenden deutschen Beiträgen zur internationalen Klimafinanzierung sind vor allem
anwendungsorientierte politische Initiativen wie die NDC-Partnerschaft hervorzuheben.
Diese wurde genau im Sinne einer integrierten Umsetzung des Pariser Abkommens und
der Agenda 2030 initiiert und auf der COP-22 in Marrakesch gemeinsam mit internationalen
Partnern formal gegründet, zahlreiche Entwicklungsländer sind seither beigetreten.[40] 
Auch die vor dem Hintergrund der deutschen G7-Präsidentschaft von 2015 entstandene
und im Rahmen der COP-23 in Bonn als gemeinsame Initiative von G20 und V20
gegründete InsuResilience Global Partnership findet international viel Anerkennung. Sie
zielt darauf ab, die Lebensgrundlagen armer und gefährdeter Menschen in
Entwicklungsländern gegen Klimarisiken und Naturkatastrophen zu versichern und soll
bis 2020 einen entsprechenden Versicherungsschutz für 400 Millionen Menschen
herstellen.[41]

Es sind Maßnahmen wie diese, die helfen können, die wirksame Umsetzung
entwicklungsfreundlicher nationaler Klimapolitiken zu unterstützen und genau dadurch das
für eine globale Ambitionssteigerung notwendige Vertrauen in die multilaterale Klimapolitik
zu stärken. Sie entbinden Deutschland – wie auch die übrigen Industrieländer und die
großen Schwellenländer – aber nicht von der Verantwortung, die eigenen
Klimaschutzanstrengungen zu intensivieren und zu beschleunigen, wenn die Ziele des
Pariser Abkommens ernsthaft in Reichweite bleiben sollen. Die Bestandsaufnahme des
Talanoa-Dialogs und die Beschlüsse der COP-24 werden offenlegen, inwieweit der
internationale Klimaprozess auf Kurs ist.
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Zeitleiste: Die internationalen Klimaverhandlungen - eine 

Chronik 

12. Februar 1979 — 23. Februar 1979: Erste Weltklimakonferenz in Genf 

Auf Einladung der Weltorganisation für Meteorologie (WMO) beraten internationale 

Klimaexperten in Genf den Stand der Klimaforschung. Sie warnen, die Anreichung von 

Treibhausgasen in der Atmosphäre könne "signifikante Änderungen des regionalen oder sogar 

globalen Klimas" verursachen und "sich negativ auf das Wohlergehen der Menschheit 

auswirken". Zur weiteren Vertiefung des Wissens wird das Weltklima-Forschungsprogramm 

gegründet. 

9. Oktober 1985 — 15. Oktober 1985: Villach-Konferenz 

Die WMO lädt gemeinsam mit dem Umweltprogramm der Vereinten Nationen (UNEP) und 

dem Internationalen Wissenschaftsrat (ICSU) Klimaexperten aus 29 Ländern ins 

österreichische Villach. Wegen der steigenden Emissionen von Kohlendioxid und anderen 

Treibhausgasen, so die Abschlusserklärung, sei "in der ersten Hälfte des nächsten 

Jahrhunderts mit einer Erderwärmung zu rechnen, die größer ist als je zuvor in der Geschichte 

der Menschheit". Zu den Empfehlungen der Forscher gehört auch ein globales 

Klimaabkommen. 

6. Dezember 1988: Das IPCC wird gegründet  

Die UN-Vollversammlung in New York beschließt in Resolution 43/53, dass ein 

"Intergovernmental Panel on Climate Change" künftig regelmäßig den Stand der Forschung 

zum Klimawandel und zu "realistischen Reaktionsstrategien" zusammenfassen soll. Getragen 

wird der IPCC (zu Deutsch: "Zwischenstaatlicher Ausschuss zum Klimawandel") von WMO 

und UNEP. Im Abstand von rund sechs Jahren erstellen seitdem Experten aus aller Welt in 

drei Arbeitsgruppen unabhängig und nach strengen wissenschaftlichen Regeln ihre Berichte; 

nur auf die Kurzzusammenfassungen können die Regierungen der 195 Mitgliedsstaaten 

Einfluss nehme 

29. Oktober 1990 — 7. November 1990: Zweite Weltklimakonferenz 

Zehn Jahre nach dem Start des Weltklima-Forschungsprogramms und pünktlich zur Vorlage 

des Ersten Sachstandsberichts des IPCC treffen sich in Genf mehr als tausend Experten und 

Regierungsvertreter. In einer vielbeachteten Rede sagt die britische Premierministerin 

Margaret Thatcher, eine studierte Chemikern: Je später man gegen den Klimawandel aktiv 

werde, desto teurer werde es. Sechs Wochen nach der Konferenz beschließt die UN-

Generalversammlung, Verhandlungen über ein weltweites Klimaabkommen zu beginnen. 

3. Juni 1992 — 14. Juni 1992: Klimarahmenkonvention beschlossen 

Auf dem Umweltgipfel der Vereinten Nationen in Rio de Janeiro unterzeichnen 155 Staaten 

die Klimarahmenkonvention ("United Nations Framework Convention on Climate Change", 

UNFCCC), über die zuvor zwei Jahre lang verhandelt worden war. In Artikel 2 wird als Ziel 

festgeschrieben: "die Stabilisierung der Treibhausgaskonzentrationen in der Atmosphäre auf 



einem Niveau zu erreichen, auf dem eine gefährliche anthropogene Störung des Klimasystems 

verhindert wird". Am 21. März 1994 tritt das Abkommen offiziell in Kraft 

28. März 1995 — 7. April 1995: Erster UN-Klimagipfel (COP 1) in Berlin 

Die Unterzeichnerstaaten der Klimarahmenkonvention treffen sich in der deutschen 

Hauptstadt zur ersten "Conference of Parties" (COP 1). Solche "UN-Klimagipfel" finden 

fortan jährlich statt, geleitet jeweils vom Umweltminister des Gastlandes – in Berlin von der 

damals 40-jährigen Angela Merkel. COP 1 stellt fest, dass die bisherigen Pläne der Staaten 

zur Senkung des Treibhausgasausstoßes nicht genügen – und beauftragt eine Arbeitsgruppe 

mit Verhandlungen über ein Zusatzprotokoll zur UNFCCC mit rechtlich verbindlichen 

Emissionssenkungen. Beschlossen wird zudem, das Sekretariat der Klimarahmenkonvention 

in Bonn anzusiedeln 

11. Dezember 1997: COP 3: Kyoto-Protokoll beschlossen 

Nach zweijährigen Verhandlungen verabschiedet der dritte UN-Klimagipfel (COP 3) das erste 

– und bis heute einzige – rechtlich bindende Abkommen über Emissionsbegrenzungen. Die 

EU mit ihren damals 15 Mitgliedern und weitere 23 Industriestaaten verpflichten sich, den 

Ausstoß an CO2 und anderen Treibhausgasen bis 2012 um durchschnittlich 5,2 Prozent zu 

senken. Ähnliche Auflagen für Entwicklungsländer gibt es nicht, weil diese bis dahin kaum 

zum Klimawandel beigetragen haben. Deutschland verpflichtet sich zu Emissionssenkungen 

von 21 Prozent. Zwar unterschreibt US-Präsident Bill Clinton das Kyoto-Protokoll, aber der 

Senat wird es nie ratifizieren. Auch bleiben zahlreiche Details und Umsetzungsregeln 

ungeklärt 

16. Juli 2001 — 27. Juli 2001: COP 6-2: Durchbruch ohne die USA 

Die Verhandlungen über die konkrete Ausgestaltung und Umsetzung des Kyoto-Protokolls 

ziehen sich über mehrere Jahre und Klimagipfel – ergebnislos. Obwohl der dritte IPCC-

Report 2001 unter anderem warnt, bis Ende des Jahrhunderts könnte sich die Erde um bis zu 

5,8 Grad Celsius erwärmen, bremsen etliche Staaten. Und für die USA erklärt Anfang 2001 

der neue Präsident George W. Bush den Abschied von Kyoto. Doch auf einer Verlängerung 

der Ende 2000 in Den Haag gescheiterten 6. Vertragsstaatenkonferenz (COP 6) im folgenden 

Sommer in Bonn gelingt der Durchbruch: Man einigt sich – nun ohne die USA – auf 

Durchführungsregeln zum Kyoto-Protokoll und rettet es so vor dem Aus.  

29. Oktober 2001 — 10. November 2001: COP 7: Marrakesch 

Die wenige Monate zuvor in Bonn gefundenen Kompromisse zur Umsetzung des Kyoto-

Protokolls werden in den sogenannten "Marrakesh Accords" festgeschrieben: Unter anderem 

dürfen die Unterzeichner nun Wälder und Böden als CO2-Speicher und damit als Ausgleich 

für Emissionen geltend machen. Und Industriestaaten dürfen Emissionssenkungen auch durch 

Projekte im Ausland ("Joint Implementation" / "Clean Development Mechanism") erbringen 

16. Februar 2005: Das Kyoto-Protokoll tritt in Kraft 

Acht Jahre nach der Unterzeichnung tritt das Kyoto-Protokoll schließlich in Kraft. Zwar 

haben inzwischen über hundert Staaten das Abkommen förmlich ratifiziert (und damit weit 

mehr als die erforderlichen 55); aber erst mit dem entsprechenden Beschluss der Duma in 

Russland Ende 2004 ist auch die zweite Voraussetzung erfüllt: Die Ratifizierungs-Staaten 



müssen für 55 Prozent der Emissionen verantwortlich sein, die laut Kyoto-Protokoll gesenkt 

werden sollen. Die EU startet, um ihre Verpflichtungen zu erfüllen, 2005 ein Handelssystem 

für CO2-Emissionsberechtigungen. 

3. Dezember 2007 — 14. Dezember 2007: COP 13: Pläne für die Kyoto-Nachfolge 

Auf der indonesischen Insel Bali beschließt UN-Klimagipfel Nr. 13 den Zeitplan für ein 

Kyoto-Nachfolgeprotokoll. Dieses läuft bereits 2012 aus, weshalb unter Hochdruck ein 

Anschlussabkommen verhandelt werden soll. Die Einigung kommt zustande, weil ein 

Bündnis aus EU und Entwicklungs- bzw. Schwellenländern die USA zur Aufgabe ihrer 

Blockadehaltung bewegen kann. Ebenfalls 2007 warnt der IPCC in seinem Vierten 

Sachstandsbericht eindringlicher als je zuvor vor den Folgen des Klimawandels – und erhält 

den Friedensnobelpreis 

7. Dezember 2009 — 18. Dezember 2009: COP 15: Das Scheitern von Kopenhagen 

Nie war ein Klimagipfel mit solchen Erwartungen befrachtet wie jener 2009: In Kopenhagen 

sollte eigentlich ein Anschlussvertrag für das Kyoto-Protokoll gefunden werden. Am Ende 

verhandelten die Staats- und Regierungschefs der wichtigsten Länder jedes einzelne Wort – 

aber dem dann gefundenen Kompromiss verweigerten schließlich die anderen Staaten ihre 

förmliche Zustimmung. Der "Copenhagen Accord" blieb deshalb unverbindlich. Immerhin 

sagten die Industriestaaten zu, den Entwicklungsländern ab 2020 mit jährlich hundert 

Milliarden Euro beim Klimaschutz und bei der Anpassung an die Folgen des Klimawandels 

zu helfen. 

29. November 2010 — 10. Dezember 2010: COP 16: Neustart in Cancún 

Nach dem Scheitern von Kopenhagen machen die Klimadiplomaten kleine Schritte. Zwar 

gelingt wieder keine Einigung auf eine Anschlussregelung für das Kyoto-Protokoll. Doch 

erstmals beschließen die Teilnehmerstaaten explizit, dass sie die Erderwärmung auf höchstens 

zwei Grad Celsius gegenüber vorindustriellem Niveau begrenzen wollen (mit der Option, das 

Limit später auf 1,5 Grad Celsius zu senken). Außerdem wird ein "Green Climate Fund" 

eingerichtet, der die in Kopenhagen versprochenen Gelder für die Entwicklungsländer 

verwalten soll. Die Teilnehmer des Gipfels beschließen Maßnahmen zum Schutz der Wälder, 

deren Zerstörung weltweit die zweitgrößte Emissionsquelle nach der Energieerzeugung ist. 

28. November 2011 — 11. Dezember 2011: COP 17: China und die USA bewegen sich 

Auch ein Jahr vor dem Auslaufen des Kyoto-Protokolls gibt es keine Einigung, wie es 

weitergehen soll – immerhin beschließen die Staaten der Welt, sich bis zur COP 21 im Jahr 

2015 zu einigen. Dennoch bringt die auf der COP 17 verabschiedete "Durban Plattform" 

Fortschritte: Die USA stimmen dem Ziel eines neuen, rechtlich bindenden Klimavertrags zu. 

Und erstmals willigen auch Entwicklungs- und Schwellenländer wie China prinzipiell ein, 

sich künftig Emissionsbegrenzungen zu unterwerfen. Im Jahr 2020, so der Plan, soll der neue 

Vertrag in Kraft treten. 

26. November 2012 — 7. Dezember 2012: COP 18: Kyoto II beschlossen 

Um die Lücke bis zu einem neuen Klimavertrag 2020 zu füllen, wurde das Kyoto-Protokoll 

auf dieser COP im Golfstaat Katar verlängert: Die EU mit ihren 27 Mitgliedstaaten sowie 

zehn weitere Industrieländer stimmen einer "zweiten Verpflichtungsperiode" zu, erlegen sich 



also ein weiteres Mal Emissionsgrenzen auf. Insgesamt wollen sie ihren Treibhausgasausstoß 

um 18 Prozent gegenüber 1990 senken. Doch weil sich Staaten wie Japan, Kanada, Russland 

und die USA verweigern und das Kyoto-Protokoll für Schwellenländer wie Brasilien, China 

oder Indien sowieso keine Pflichten vorsieht, betrifft die Einigung lediglich 15 Prozent der 

globalen Emissionen. Insgesamt ist es seit dem Kyoto-Protokoll zu keiner Reduktion 

gekommen: Seit 1990 ist der Ausstoß von Treibhausgasen sogar weltweit um rund ein Drittel 

gestiegen.  

1. Dezember 2014 — 14. Dezember 2014: COP 20: Ein erster Entwurf für Paris 

Die Delegierten einigen sich auf einen ersten Textentwurf für den neuen Klimavertrag, der 

2015 in Paris beschlossen werden soll. Erneut wird festgehalten, dass alle Staaten eine 

Verantwortung für das Klima haben – womit neben den Industrie- auch die Schwellen- und 

Entwicklungsländer in die Pflicht genommen werden. Bis zum Frühjahr sollen alle Staaten 

ihre bisherigen Ziele an das UN-Klimasekretariat melden – doch laut Expertenschätzungen 

reichen sie bei weitem nicht für das Ziel, die Erderwärmung unter 2 Grad Celsius zu halten. 

Weitere Zusagen von Industrie-, aber auch von Entwicklungsländern, füllen den in Cancún 

gegründeten "Green Climate Fund" mit insgesamt zehn Milliarden US-Dollar. 

 

Quelle:  

https://www.bpb.de/gesellschaft/umwelt/klimawandel/200832/zeitleiste-die-internationalen-

klimaverhandlungen-eine-chronik 

 



11) Donnerstag, 19.12.2019 

Niederländische Landwirtschaft zwischen Agrarindustrie und Nachhaltigkeit. 

Referat: Was ist ein niederländischer Bauer seit dem Jahr 2000? 

Reader:  

• Sietse van der Hoek, Het platteland. Over de laatste Nederlandse boeren, 
Amsterdam/Antwerpen 2002, kaderteksten. 

• Annegreet van Bergen, Gouden jaren. Hoe ons dagelijks leven in een halve eeuw 
onvoorstelbaar is veranderd, Amsterdam/Antwerpen 2014, S. 285-299. 

 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Welches Bild der Entwicklung des niederländischen Bauern entwirft van der Hoek in 
seinen kaderteksten im Vergleich zu der Narratio bei van Bergen? 1-2 Seiten. 

 

 



































































12) Donnerstag, 9.1.2020 

Staatsinterventionistische und Nachhaltigkeitsaspekte der deutschen Landwirtschaft im 
Wandel. 

Referat: Agrarpolitik in der Bundesrepublik seit 2000 im EU-Kontext. 

Reader: 

• https://www.bpb.de/gesellschaft/umwelt/dossier-umwelt/61263/bio-landbau?p=all 
[01.06.2019] 

• Elmar Rieger, Agrarpolitik, in: Dieter Nohlen, Florian Grotz (Hg.), Kleines Lexikon 
der Politik, Bonn 62015, S. 3-8. 

 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Beschreiben Sie die Entwicklung von der nationalstaatlichen Staatsintervention zur 
europäisch integrierten Koordination der Agrarpolitik: 1-2 Seiten. 

 

 

https://www.bpb.de/gesellschaft/umwelt/dossier-umwelt/61263/bio-landbau?p=all
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Ökologische Landwirtschaft – für noch
grünere Äcker
Von Bianca Borowski 30.3.2009
Geb. 1978 in Eckernförde, studierte Umweltwissenschaften (Schwerpunkt Naturschutz und Umweltkommunikation)
in Lüneburg und ist seit 2005 beim Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft sowie als freie Autorin tätig.

Ökologische Landbau entwickelte sich in Deutschland im Verlauf des 20.
Jahrhunderts. Das Ziel: ressourcenschonend und tiergerecht zu wirtschaften und
qualitativ hochwertige Lebensmittel zu erzeugen.

Der Ökologische Landbau entwickelte sich in Deutschland im Verlauf des 20. Jahrhunderts.
Angesichts ökonomischer und ökologischer Probleme, die durch die zunehmende
Industrialisierung der Landwirtschaft ausgelöst wurden, beschritten ökologisch
wirtschaftende Landwirte neue Wege. Lange bevor nachhaltiges Wirtschaften zum
allgegenwärtigen Schlagwort wurde, entwarfen sie Richtlinien, um ressourcenschonend
und tiergerecht zu wirtschaften und zugleich qualitativ hochwertige Lebensmittel zu
erzeugen.

Was zeichnet die Ökologische Landwirtschaft aus?

Prinzipiell soll der Betrieb weitgehend unabhängig von externen Produktionsmitteln in
möglichst geschlossenen Stoff- und Energiekreisläufen bewirtschaftet werden. Die Anzahl
und Art der gehaltenen Tiere und die im Pflanzenbau angebauten Kulturen sollen
idealerweise aufeinander abgestimmt und den spezifischen Gegebenheiten und
Möglichkeiten des jeweiligen Standortes angepasst sein.

So ergibt sich zum Beispiel das Gebot der "flächengebundenen" Tierhaltung: Es sollen
nur so viele Tiere gehalten werden, wie mit den Futtermitteln des jeweiligen Betriebes
ernährt werden können. Zugleich sollte die Menge des anfallenden Wirtschaftsdüngers,
das heißt der Ausscheidungen der Tiere, mit dem Nährstoffbedarf der Anbauflächen und
Pflanzen abgestimmt sein. So dient er als wertvoller Ersatz für leicht lösliche mineralische
Düngemittel. Diese sind ebenso wie chemisch-synthetische Pflanzenschutzmittel
größtenteils verboten. Denn der Öko-Landbau zielt nicht auf Maximalerträge, die Tieren
und Natur abgerungen werden. Im Gegenteil geht es darum, die ohnehin ablaufenden
natürlichen Prozesse und Wechselwirkungen zu nutzen und zu fördern.

Dies zeigt sich besonders deutlich in der Düngung. Deren Hauptanliegen ist nicht, die
Ackerpflanzen direkt zu ernähren, sondern die Bodenfruchtbarkeit mit betriebseigenen,
erneuerbaren Mitteln zu erhalten und zu pflegen. Dazu zählt vor allem der Anbau von
Pflanzen, die in der Lage sind, Stickstoff aus der Luft im Boden anzureichern, den so
genannten Leguminosen (http://www.bpb.de/gesellschaft/umwelt/dossier-umwelt/61391/

http://www.bpb.de/gesellschaft/umwelt/dossier-umwelt/61391/glossar
http://www.bpb.de/gesellschaft/umwelt/dossier-umwelt/61391/glossar
http://www.bpb.de/gesellschaft/umwelt/dossier-umwelt/61391/glossar
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glossar) (etwa Erbsen, Bohnen oder Luzerne). Besonders wichtig ist darüber hinaus eine
vielfältige Fruchtfolge. Die durchdachte Abfolge verschiedener Pflanzen auf den Feldern
dient auch dazu, Schädlinge natürlich zu bekämpfen. Dafür pflanzen die Landwirte zudem
Hecken oder Blühstreifen am Ackerrand, um gezielt Nützlinge wie bestimmte Vögel oder
Insekten zu fördern.

Vielfalt ist ein wichtiges Prinzip des als Organismus betrachteten landwirtschaftlichen
Betriebs. Sie zeigt sich auch in der Struktur der Agrarökosysteme. So werden Hecken,
Feuchtbiotope oder Streuobstwiesen nicht nur für die Nützlinge geschaffen, sondern auch
um die Stabilität der Ökosysteme zu erhöhen. Von der ökologischen Bewirtschaftung
profitieren zahlreiche Wildkräuter und Tierarten, die auf Bio-Äckern deutlich zahlreicher
auftreten als auf konventionellen. Auch die Pflanzensorten und Nutztierrassen weisen eine
größere Vielfalt auf.

Tiere artgerecht halten

Öko-Landwirte streben eine möglichst artgerechte Tierhaltung an. Daher sind unter
anderem wesentlich mehr Platz als in der konventionellen Haltung und regelmäßiger
Auslauf vorgeschrieben. Käfighaltung für Legehennen ist ebenso verboten wie
Vollspaltenböden für Schweine. Eine rein auf Höchstleistung ausgerichtete Fütterung ist
untersagt; stattdessen sollen die Tiere mit Futter versorgt werden, das auch ihre
artspezifischen Bedürfnisse achtet (etwa verpflichtende Stroheinstreu oder ausreichend
Heu für Rinder). Die Vorgaben zur Gesunderhaltung der Tiere setzen vor allem auf
Vorbeugung und schränken die Vergabe von chemisch-synthetischen Medikamenten ein –
dies soll die Umwelt, die Lebensmittel und so letztlich die Verbraucher vor Rückständen
schützen.

Die Ökologische Landwirtschaft nutzt in der Natur vorhandene Prozesse durch vorsichtige
Überhöhung. Eingriffe, mit denen natürliche Ordnungsprinzipien grundlegend verändert
werden – vor allem wenn die Folgewirkungen mit hohen oder nicht vorhersehbaren Risiken
verbunden sind –, werden abgelehnt. Daher ist der Einsatz von Gentechnik grundsätzlich
verboten.

Gesetzliche Regelungen und Kennzeichnung

Als immer mehr Verbraucher begannen, diese Wirtschaftsweise zu honorieren, und Bio-
Lebensmittel kauften, wuchs die Gefahr von Trittbrettfahrern und einer unlauteren
Verwendung des bis dato nicht geschützten Begriffes. Konsequenterweise erließ die EU
1991 (1999 für die Tierhaltung) gesetzliche Regelungen mit verbindlichen Vorgaben für
die Erzeugung, Verarbeitung und Kontrolle von Bio-Lebensmitteln. Diese umfassen
Vorschriften von der Art zulässiger Futtermittel über den maximalen Düngereinsatz bis hin
zu den erlaubten Zusatz- und Hilfsstoffen. Auch die Fristen und Kriterien der Umstellung
auf die biologische Wirtschaftsweise sind gemeinschaftlich geregelt.

Eines der dichtesten und wirksamsten Kontrollsysteme im Lebensmittelbereich soll
garantieren, dass diese Vorgaben auch tatsächlich eingehalten werden. Mindestens einmal
jährlich werden alle an der Herstellung Beteiligten, vom Landwirt bis zum Großhandel,
kontrolliert. Akribisch und umfassend werden die Herkunft der Rohstoffe und weiterer
Komponenten sowie die Herstellungs- und Verarbeitungsprozesse bis hin zum Verkauf
überprüft. Je nach Grad eines Verstoßes müssen die Unternehmen mit unterschiedlich
schweren Sanktionen rechnen.

Auch die Kennzeichnung der Waren ist gesetzlich geregelt, sodass Verbraucher sicher
sein können: Wo "bio" oder "öko" auf dem Lebensmittel steht, ist auch "bio" drin.

http://www.bpb.de/gesellschaft/umwelt/dossier-umwelt/61391/glossar
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Verlässliche Orientierung auf den ersten Blick bietet seit 2001 das deutsche Bio-Siegel.
Das grüne Sechseck darf für alle Produkte und Waren verwendet werden, die den Vorgaben
der EU-Öko-Verordnung entsprechen – unabhängig davon, ob diese aus Deutschland
stammen oder nicht. Ab dem Jahr 2010 wird ein europaweit einheitliches Zeichen
eingeführt. Zusätzlich finden sich auf zahlreichen Bio-Produkten auch die Zeichen der Bio-
Verbände. Diese machen in ihren jeweiligen Richtlinien zum Teil deutlich strengere
Vorgaben als die EU-Verordnung.

Globalisierung und regionale Verankerung des Öko-Landbaus

Prinzipiell können Verbraucher auch bei Produkten und Rohstoffen, die von außerhalb der
EU eingeführt werden, sicher sein, dass es sich um "echte" Bio-Produkte handelt, da sie
gleichwertigen Anforderungen genügen müssen. Doch der rasant wachsende Markt und
die zunehmende Einfuhr von Rohstoffen und Lebensmitteln aus aller Welt erhöhen die
Gefahr von Betrug. Mit der fortschreitenden Globalisierung der Bio-Produktion steigen
zudem die transportbedingten Umweltbelastungen. Wie ökologisch können Bio-Produkte
aus Übersee noch sein?

Will man das gleiche Sortiment wie im konventionellen Bereich, können manche Produkte
allerdings nur in anderen Klimazonen erzeugt werden (etwa Kaffee, Kakao, tropische
Früchte). Außerdem bringt Bio-Landwirtschaft den dortigen Produzenten und der Umwelt
vor Ort all die Vorteile, die wir auch hier zu schätzen wissen.

Umfassende Ökobilanzen von Produkten zu erstellen ist schwierig, denn die Emissionen
und sonstigen Umweltwirkungen müssen genau erfasst werden. So kann zum Beispiel ein
energieintensives Produktionsverfahren (Gewächshauskulturen) für die Gesamtenergiebilanz
kritischer sein als die Transportstrecke. Nichtsdestotrotz wäre die regionale Herstellung
möglichst vieler Bio-Produkte wünschenswert.

Dem Öko-Landbau ist die regionale Verankerung seit jeher ein wichtiges Anliegen, das
sich zum Beispiel in den Prinzipien der flächengebundenen Tierhaltung und der
Kreislaufwirtschaft niederschlägt. Einige Verbände verbieten Futtermittelimporte aus dem
Ausland, und in der Regionalvermarktung sind Bio-Landwirte überproportional engagiert.

Gründe für eine Förderung des Öko-Landbaus

Angesichts unterschiedlicher Erzeugungsbedingungen weltweit und Transportkosten,
welche die Umweltbelastungen nicht widerspiegeln, kann es für Bio-Produzenten
hierzulande schwierig sein, sich gegen Konkurrenten aus dem Ausland zu behaupten.
Dabei erzeugt der Öko-Landbau nicht nur schmackhafte und gesunde Lebensmittel,
sondern erbringt zahlreiche gesellschaftliche Leistungen. So hilft er, die Biodiversität und
vielfältige Kulturlandschaften zu erhalten.

Mit seinen positiven Wirkungen auf Leben, Struktur und Wasserspeicherkapazität des
Bodens trägt er zum Schutz vor Erosion und Hochwasser bei. Ausgewogenere
Nährstoffbilanzen und der zurückhaltendere Einsatz von Medikamenten schonen die
Oberflächengewässer, den Boden wie auch das Trinkwasser. Der Öko-Landbau ist auch
klimaverträglicher: Der Verzicht auf mineralische Dünger und synthetische
Pflanzenschutzmittel vermindert den Energieverbrauch und zugleich die Emission
klimawirksamer Gase.

Nicht nur die Umwelt profitiert: Durch einen höheren Arbeitsaufwand und einen hohen
Anteil handwerklicher Arbeiten (auch in Verarbeitung und Handel) schafft die Ökologische
Lebensmittelwirtschaft zusätzliche Arbeitsplätze, darunter überproportional viele für
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Menschen mit Behinderungen. Im Durchschnitt beschäftigen die Betriebe etwa ein Drittel
mehr Menschen. So tragen sie dazu bei, bäuerliche und mittelständische Strukturen zu
sichern und die Attraktivität ländlicher Räume zu erhöhen.

Bislang werden diese gesellschaftlichen Leistungen jedoch nur in Ausnahmefällen
honoriert. Von besonderer Bedeutung für die Wirtschaftlichkeit der Betriebe ist die
Umstellungsförderung, die durch die Bundesländer festgesetzt wird. Denn wird auf die
ökologische Wirtschaftsweise umgestellt, gehen meist (zunächst) die Erträge zurück,
während der Arbeitsaufwand steigt.

Vor allem die ökologische Tierhaltung erfordert zudem nicht unerhebliche
Anfangsinvestitionen. Als (teurere) Bio-Ware vermarktet werden dürfen die Produkte
jedoch erst nach einer mehrjährigen Umstellungsfrist, was die finanziellen
Herausforderungen noch erhöht. Um die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Bio-Branche
zu verbessern und hierzulande von den gesellschaftlichen Leistungen des Öko-Landbaus
zu profitieren, wäre es angeraten, die Betriebe weiter zu unterstützen.

Im Vergleich zu anderen Ländern der EU liegen die in Deutschland gezahlten Prämien im
Mittelfeld. Zwischenzeitlich wurde die Umstellungs- oder Beibehaltungsförderung in
einigen Bundesländern deutlich reduziert oder ausgesetzt. Die daraus resultierende
Planungsunsicherheit für die Betriebe ist einer der wesentlichen Gründe, warum die
Erzeugung hierzulande deutlich der wachsenden Nachfrage hinterherhinkt.

Dieser Text ist unter der Creative Commons Lizenz veröffentlicht. by-
nc-nd/3.0/de/ (http://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/3.0/de/)
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13) Donnerstag, 16.1.2020  

Typisch niederländisch? Diskurskultur und Nachhaltigkeitspraxis. 

Referat: Kategorien und Umsetzung eines niederländischen Nachhaltigkeitsbegriffs. 

Reader:  

• Gerbert Romijn, Circulaire economie: economie en ecologie in balans, CPB Policy 
Brief 2018/10, https://www.cpb.nl/sites/default/files/omnidownload/CPB-Policy-
Brief-2018-10-Circulaire-economie-economie-en-ecologie-in-balans.pdf, S. 4-11 

• Frank van Empel, Allemaal winnen: Regionale duurzame ontwikkeling (Ecolutie), 
Rotterdam 2012, S. 49-84  

 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Fassen Sie die Erfahrungen der Umsetzung der Nachhaltigkeitsstrategie auf 
Provinzebene (van Empel, S. 193-206) unter Berücksichtigung des CPB-Dossiers 
zusammen: 1-2 Seiten.  
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https://www.cpb.nl/sites/default/files/omnidownload/CPB-Policy-Brief-2018-10-Circulaire-economie-economie-en-ecologie-in-balans.pdf
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Samenvatting  

Wereldwijd	verbruiken	we	grondstoffen	in	een	steeds	hoger	tempo.	Door	de	winning	van	die	
grondstoffen,	de	verwerking	ervan	tot	materialen	en	producten,	en	door	ons	afval	brengen	
we	schade	toe	aan	natuur,	milieu	en	leefomgeving.	Daarnaast	verspillen	we	grondstoffen	en	
materialen	en	bestaan	er	zorgen	rondom	de	leveringszekerheid	van	grondstoffen	op	zowel	
korte	(afhankelijkheid)	als	lange	termijn	(uitputting).	Bovendien	is	sprake	van	een	te	laag	
innovatietempo	in	duurzame	technologie.		
	
Deze	problemen	zijn	het	gevolg	van	slecht	werkende	markten.	Onbeprijsde	ecologische	
schade	is	daarbij	het	belangrijkste	probleem.	Het	gaat	bijvoorbeeld	om	natuurschade	bij	
mijnbouw,	om	luchtkwaliteitsproblemen	als	gevolg	van	materiaalproductie	en	om	aantasting	
van	de	leefomgeving	door	afval.	Leveringszekerheidsproblemen	door	de	afhankelijkheid	van	
grondstoffen	blijkt	in	de	praktijk	beperkt	en	tijdelijk,	maar	leiden	soms	wel	tot	
kortetermijnverstoring	van	productieprocessen.		
	
Uitputting	van	grondstoffen	is	in	veel	gevallen	geen	groot	probleem.	Bovendien	lost	het	
zichzelf	veelal	op.	Als	een	grondstof	dreigt	op	te	raken,	stijgt	de	prijs.	Dat	lokt	aanpassingen	
uit.	Gebruikers	gaan	er	zuiniger	mee	om	en	zoeken	substituten.	Schaarste	maakt	creatief.	Wel	
ligt	door	marktproblemen	wereldwijd	over	het	geheel	genomen	het	tempo	van	winning	te	
hoog,	met	te	veel	schade	aan	de	leefomgeving.	
	
Een	circulaire	economie	richt	zich	op	een	efficiëntere	omgang	met	grondstoffen,	materialen,	
producten	en	afval.	Een	krachtige	manier	om	dat	te	bereiken,	is	de	onbeprijsde	milieuschade	
in	rekening	brengen	bij	de	veroorzaker	ervan	(‘de	vervuiler	betaalt’).	In	veel	gevallen	
betekent	dit	een	belasting	op	milieuvervuiling	bij	de	productie	van	grondstoffen,	materialen	
en	producten.	Dat	gebeurt	nu	nog	maar	weinig.	Buiten	onze	landsgrenzen	zijn	we	bovendien	
afhankelijk	van	de	medewerking	van	andere	landen.	En	die	is	niet	altijd	evident.	Ook	zonder	
die	medewerking	is	de	inzet	door	de	Nederlandse	overheid	op	beprijzing	een	goed	idee.	
	
Prijsbeleid	kan	ook	een	effectieve	weg	zijn	om	afval	te	verminderen.	Bij	de	vormgeving	ervan	
moet	wel	rekening	worden	gehouden	met	dumping.	
	
Prijsbeleid	werkt	niet	altijd	en	kan	worden	aangevuld	door	regelgeving	en	maatregelen	zoals	
publiekscampagnes,	informatievoorziening,	convenanten	en	zogeheten	‘nudges’	(duwtjes	in	
de	gewenste	richting).	Een	one‐size‐fits‐all‐aanpak	voor	verschillende	circulair‐economische	
problemen	is	niet	haalbaar.	Het	beleidsafwegingenschema	in	hoofdstuk	5	van	deze	policy	
brief	geeft	houvast.	
	
Circulair	beleid	beïnvloedt	het	gedrag	van	producenten	en	consumenten	en	zorgt	voor	
belangrijke	maatschappelijke	voordelen.	Producenten	houden	bij	het	winnen	van	
grondstoffen	rekening	met	milieuschade,	gaan	duurzamer	om	met	materialen	en	houden	bij	
het	ontwerpen	van	producten	meer	rekening	met	hergebruik.	Consumenten	maken	hierdoor	
bijvoorbeeld	een	betere	afweging	tussen	reparatie,	hergebruik	of	weggooien.	Bovendien	
maakt	het	recycling	kansrijker	en	bevordert	het	de	ontwikkeling	van	schone	technologie.	
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Het	is	echter	niet	verstandig	om	een	meer	circulaire	economie	na	te	streven	tegen	elke	prijs.	
Te	ver	doorgevoerd	circulair	economisch	beleid	jaagt	burgers	en	bedrijfsleven	onnodig	op	
kosten.	Het	is	belangrijk	om	de	baten	van	circulair	economisch	beleid	af	te	wegen	tegen	de	
kosten	ervan	om	zo	te	komen	tot	een	gebalanceerde	circulaire	economie.	Ook	daarbij	speelt	
de	internationale	beleidscoördinatie	een	rol.	Naarmate	die	beter	is,	verschuift	de	baten‐
kostenbalans	voor	Nederlands	beleid	naar	steviger	circulair	economisch	beleid.		
	
Een	snelle	transitie	naar	een	meer	circulaire	economie	gaat	gepaard	met	aanpassingskosten:	
beroepen	verdwijnen,	bedrijven	gaan	failliet.	Er	komen	nieuwe	activiteiten	voor	in	de	plaats,	
maar	dat	duurt	even.	Door	milieubelastingen	geleidelijk	in	te	voeren,	zonder	de	urgentie	van	
de	problematiek	uit	het	oog	te	verliezen,	voorkom	je	een	al	te	ontwrichtende	transitie.	Dat	
vraagt	om	voorspelbaar	beleid	gedurende	lange	tijd	en	dus	een	breed	draagvlak.	Duurzame	
innovatie	zou	daarbij	gelijk	vanaf	het	begin	stevig	kunnen	worden	bevorderd	en	later	
kunnen	worden	afgebouwd.		
	
Waar	schaalvoordelen	bestaan	bij	het	introduceren	van	een	nieuwe	technologie	of	nieuwe	
markt,	ontstaan	al	snel	‘kip‐eiproblemen’	die	voor	marktpartijen	een	drempel	vormen.	Dit	
doet	zich	bijvoorbeeld	voor	bij	het	recyclen	van	afval.	Een	krachtige	beleidsimpuls	is	dan	
nodig	om	een	transitie	op	gang	te	brengen.	
	 	



transitie van een lineaire naar een gebalanceerde circulaire economie

Op weg naar een circulaire economie: 
economie en ecologie in balans

Onbeprijsde milieuschade

Traag innovatietempo

Marktmacht en geopolitiek

Circulair beleid is geen banenmotor: het verdienvermogen en 
de wergelegenheid zullen niet groter zijn dan nu, maar wel 
anders. De juiste prikkels leiden tot aanpassingen in de 
economie. Sectoren die veel milieuschade veroorzaken 
komen bijvoorbeeld onder druk te staan.

Milieubeleid kan op korte termijn de economische groei 
remmen. De maatschappelijke welvaart zal echter uiteindelijk 
toenemen door een grotere kwaliteit van leven.

Hoe ziet de gebalanceerde circulaire economie er uit?

afval

grondsto�en

gebruik

productie

...

De producent hee� geen prikkel om milieuschade te beperken, en de consument hee� 
geen prikkel om schonere producten te kopen.

Nieuwe technieken kunnen vervuiling en grondsto�enuitpu�ing tegengaan. Maar er 
hangt geen prijskaartje aan vervuiling. Bovendien komt nieuwe kennis ook terecht bij 
concurrenten door ‘kennisspillovers’. Dat maakt het te weinig aantrekkelijk om in 
schone technologie te investeren.

Grondstofreservers concentreren zich vaak in een beperkt aantal landen. Deze landen 
hebben dus marktmacht, en kunnen de prijs opdrijven door het aanbod te beperken, 
of juist de prijs verlagen, bijvoorbeeld om productie elders af te remmen. Ook kunnen 
zij marktmacht inze�en om geopolitieke doelen te bereiken.

CPB Lecture 2018

Een circulaire economie kan twee grote problemen oplossen:  
onbeprijsde milieuschade en te snelle winning van 
grondsto�en. Deze twee problemen ontstaan in een slecht 
werkende markt, die geen rekening houdt met de 
maatschappelijke kosten van milieuschade.

Slecht werkende markten

Er is beleid nodig om de markt beter te laten werken. 
De belangrijkste oplossingen zijn beprijzen van 
milieuschade en stimuleren van groene innovatie, 
aangevuld met regelgeving en gedragsbeïnvloeding. 
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Drie belangrijke problemen van een slecht werkende markt voor circulaire economie:
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1 Inleiding 

Het	streven	naar	een	meer	circulaire	economie	staat	volop	in	de	aandacht.1	Die	aandacht	
komt	voort	uit	het	besef	dat	de	huidige	manier	van	produceren	en	consumeren	niet	
duurzaam	is.	Als	het	beleid	niet	verandert,	raken	grondstoffen	te	snel	op	en	wordt	het	milieu	
steeds	verder	aangetast	door	de	vervuiling	bij	de	winning	van	grondstoffen,	de	verwerking	
daarvan	tot	materialen	en	producten,	en	het	afval.	Een	circulaire	economie	gaat	om	een	
efficiëntere	omgang	met	grondstoffen,	materialen	en	afval.	
	
In	deze	policy	brief	kijken	we	met	een	brede,	welvaartseconomische	blik2	naar	de	circulaire	
economie,	de	samenhangende	problemen	van	grondstoffenuitputting3	en	ecologische	schade,	
en	de	aangrijpingspunten	voor	beleid.	Op	dit	moment	zorgen	de	prikkels	–	die	het	gedrag	van	
producenten	en	consumenten	bepalen	–	voor	een	onvoldoende	efficiënte	omgang	met	
grondstoffen,	materialen	en	afval	vanuit	maatschappelijk	perspectief.	De	kern	van	de	
oplossing	is	dan	ook	om	deze	prikkels	zo	in	te	richten,	dat	een	doelmatiger	gebruik	tot	stand	
komt.	Dit	vermindert	het	gebruik	van	niet‐hernieuwbare	grondstoffen,	bevordert	hergebruik	
en	recycling,	en	beperkt	de	hoeveelheid	afval.4	
	
Markten	kunnen	dat	niet	alleen.	Er	is	beleid	nodig	dat	zorgt	voor	de	juiste	prikkels.	
Belangrijk	daarbij	is	de	balans	tussen	de	voor‐	en	nadelen	van	meer	circulariteit.	Zo	vraagt	
volledig	circulair	beleid,	waarbij	vrijwel	alleen	maar	hernieuwbare	of	secundaire	
grondstoffen	worden	gebruikt	en	nagenoeg	al	het	afval	wordt	gerecycled,	grote	
aanpassingen	tegen	hoge	kosten	voor	producenten	en	consumenten.	Doelmatig	circulair‐
economisch	beleid	houdt	rekening	met	de	uitruil	tussen	de	maatschappelijke	baten	van	het	
terugdringen	van	grondstoffenuitputting	en	milieuschade	en	de	maatschappelijke	kosten	die	
hiermee	gemoeid	zijn.5	
	
Deze	policy	brief	schetst	deze	uitruil	en	geeft	zo	houvast	voor	beleid.	Hoofdstuk	2	geeft	aan	
waarom	circulair‐economisch	beleid	nodig	is.	Hoofdstuk	3	gaat	in	op	de	kracht	en	
beperkingen	van	verschillende	beleidsopties.	In	hoofdstuk	4	komt	het	tempo	van	
maatregelen	aan	de	orde.	Tot	slot	vatten	we	in	hoofdstuk	5	de	belangrijkste	inzichten	samen	
in	een	beleidsafwegingenkaart:	welke	vragen	zijn	behulpzaam	bij	het	ontwikkelen	van	
circulair	economisch	beleid?	
	

	
1 In september 2016 verscheen het Rijksbrede Programma Circulaire Economie. Daarin stelt de overheid zich tot doel te 
streven naar een grotendeels circulaire economie in Nederland in 2050. Als vervolg hierop verschenen in januari 2018 de 
sectorale transitieagenda’s waarin dit doel voor een aantal sectoren is uitgewerkt. Ook internationaal is er veel aandacht 
voor de circulaire economie vanuit onder andere de Europese Commissie en de Verenigde Naties. 
2 Een welvaartseconomische blik omvat alles waar mensen waarde aan hechten inclusief bijvoorbeeld milieu, gezondheid, 
natuur, veiligheid en sociale cohesie, niet alleen in het hier en nu, maar ook later en elders (Romijn en Renes, 2013; PBL, 
CPB en SCP, 2018). 
3 We richten ons vooral op niet-hernieuwbare grondstoffen, maar ook de relatie met hernieuwbare grondstoffen komt aan 
de orde. 
4 De problematiek van de circulaire economie is verweven met de uitdagingen rondom het klimaat (Mot et al., 2018). 
Daarom nemen we in deze policy brief de effecten van circulair-economisch beleid voor klimaatopwarming mee. Het 
zwaartepunt van de beleidsanalyse ligt echter op de problemen van grondstoffenuitputting en schade aan het milieu. 
5 Circulair-economisch beleid roept ook verdelingsvragen op (tussen en binnen landen), maar deze vallen buiten het bestek 
van deze policy brief. 
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2 Waarom circulair economisch beleid? 

Waarom	is	circulair	economisch	beleid	nodig?	Welke	problemen	zijn	er	die	op	een	oplossing	
wachten	en	welke	voordelen	treden	op	als	gevolg	van	circulair	economisch	beleid?	Wat	
betekent	dat	voor	de	balans	tussen	economie	en	ecologie?	

Slecht werkende markten en verkeerde prikkels 
De	vraag	naar	niet‐hernieuwbare	grondstoffen	zal	in	de	toekomst	naar	verwachting	sterk	
toenemen	door	bevolkingsgroei	en	toename	van	de	wereldwijde	welvaart.	Hierdoor	kunnen	
grondstoffen	uiteindelijk	opraken,	maar	vooral	het	tempo	van	verbruik	baart	zorgen.	
Misschien	maken	we	in	een	paar	honderd	jaar	grondstoffen	op	die	in	miljoenen	jaren	zijn	
ontstaan	(Mot	et	al.,	2018).	
	
Wat	is	een	verantwoord	tempo	om	grondstoffen	te	winnen?	Dat	heeft	Harold	Hotelling	ons	
laten	zien,	die	in	1931	al	was	begaan	met	“the	world’s	disappearing	supplies	of	minerals,	
forests	and	other	exhaustible	assets”.	Als	er	geen	marktverstoringen	zijn,	is	de	private	
eigenaar	in	staat	om	over	de	gehele	levenscyclus	van	de	bron	een	optimaal	winningspad	uit	
te	stippelen.6	Als	bedrijven	niet	kortzichtig	zijn	en	dus	evenveel	waarde	hechten	aan	de	
toekomst	als	de	maatschappij,	wordt	de	bron	ook	vanuit	maatschappelijk	oogpunt	efficiënt	
gebruikt.	
	
We	weten	echter	dat	markten	niet	altijd	goed	werken.	Ecologische	schade	wordt	meestal	niet	
goed	ingeprijsd	op	de	markt.	Dit	leidt	tot	te	veel	vervuiling	van	de	leefomgeving.	Het	
ontbreken	van	een	prijs	voor	ecologische	schade	betekent	bovendien	dat	niet‐hernieuwbare	
grondstoffen	te	goedkoop	zijn	en	er	te	veel	van	wordt	gebruikt.	Het	winningstempo	is	
daardoor	te	hoog.	Ook	andere	marktproblemen	beïnvloeden	het	winningstempo	en	de	
milieuvervuiling.	Monopoliemacht	leidt	tot	een	te	traag	winningstempo.	Het	gebrek	aan	
innovatie	in	duurzame	technologieën	veroorzaakt	een	te	snel	winningstempo.	Voor	
verschillende	materiaalketens	gelden	deze	problemen	in	verschillende	mate,	maar	over	het	
algemeen	worden	niet‐hernieuwbare	grondstoffen	wereldwijd	te	snel	gewonnen	met	te	veel	
schade.	
	
Milieuschade 

Onbeprijsde	milieuschade	is	een	groot	probleem.	Bodem,	water	en	lucht	raken	
verontreinigd,	het	klimaat	verandert	en	natuur	en	landschap	ondervinden	schade.	Wanneer	
de	vervuiler	niet	of	slechts	deels	hoeft	te	betalen	voor	de	aangerichte	schade,	ontstaat	een	
‘milieu‐externaliteit’:	ecologische	schade	zonder	prijskaartje.	De	producent	heeft	dan	geen	
prikkel	om	de	schade	te	beperken,	omdat	de	prijzen	niet	de	milieukosten	weerspiegelen.	
Deze	onvolledige	prijzen	leiden	tot	te	veel	vervuiling	van	de	leefomgeving	en	te	snelle	
winning	van	grondstoffen.		

	
6 Grondstoffenwinning vraagt een inschatting van de toekomstige omstandigheden en die zijn per definitie onzeker. Het 
bestaan van dergelijke onzekerheden is op zichzelf meestal geen probleem en doet niets af aan de fundamentele afweging 
tussen nu of later, maar leidt wel tot het inbouwen van voorzichtigheidsmarges bij beslissingen (risicopremies en 
optiewaardes). 
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Vollebergh	et	al.	(2017)	berekenen	dat	de	verwerking	van	grondstoffen	tot	basisplastics	en	
overige	chemische	producten	in	Nederland	een	milieuschade	veroorzaakt	van	respectievelijk	
1,4	en	3,8	mld	euro.	Bij	enkele	grondstoffen	is	de	ecologische	schade	zelfs	hoger	dan	de	
productiewaarde	(stikstof,	ijzer	en	staal).7	Deze	schades	doen	zich	voor	ondanks	de	
bestaande	milieuwetgeving.	In	Nederland	is	nauwelijks	sprake	van	het	belasten	van	
milieuschade	bij	de	verwerking	van	grondstoffen	–	afgezien	van	energie.	Op	energie	wordt	
veel	belasting	geheven,	maar	bedrijven	die	veel	energie	gebruiken,	worden	ontzien.	De	
ecologische	schade	van	in	Nederland	gewonnen	niet‐fossiele	grondstoffen	is	beperkt,	omdat	
er	weinig	wordt	gewonnen	(vooral	grind	en	zand).	
	
Milieuschade	vindt	niet	alleen	plaats	bij	de	winning	en	verwerking	van	grondstoffen,	maar	
ook	bij	recycling	en	afvalverwerking.	Bij	het	verbranden	van	afval	worden	CO2	en	andere	
stoffen	uitgestoten,	bij	recycling	is	dat	in	mindere	mate	ook	het	geval.	Daarnaast	is	er	het	
zwerfafval	dat	de	leefomgeving	schaadt,	met	als	mondiaal	voorbeeld	de	plastic	soep.		
	
Bijna	80	procent	van	het	afval	in	Nederland	wordt	gerecycled	(PBL,	CBS	en	RIVM,	2018).	De	
rest	wordt	verbrand	in	een	afvalverwerkingsinstallatie	(OESO,	2015).	Huishoudens	recyclen	
met	ongeveer	50	procent	beduidend	minder	dan	bedrijven.	Huishoudelijk	afval	is	veel	
gevarieerder	dan	bedrijfsafval	en	daardoor	lastiger	te	recyclen.	Met	papier	en	glas	lukt	dat	
vrij	goed.	Dat	is	eenvoudig	te	scheiden	en	er	is	voldoende	vraag	naar	het	gerecyclede	
materiaal.	Voor	plastic	is	dat	moeilijker,	omdat	er	veel	soorten	zijn	die	samen	een	moeilijk	te	
recyclen	mix	vormen	(Verrips	et	al.,	2017).	
	
Grondstoffenuitputting 

Bij	goed	werkende	markten	hoeft	grondstoffenuitputting	geen	probleem	te	zijn.	In	die	
omstandigheden	is	het	winningstempo	immers	optimaal.	Naarmate	een	grondstof	schaarser	
wordt,	stijgt	de	prijs.	De	prijstoename	prikkelt	bedrijven	om	efficiënter	om	te	gaan	met	de	
grondstof,	nieuwe	bronnen	aan	te	boren8	en	om	substituten	te	ontwikkelen.	Schaarste	maakt	
creatief.		
	
Neem	bijvoorbeeld	tellurium.	Dit	is	een	belangrijke	grondstof	voor	zonnecellen,	en	is	in	de	
praktijk	vervangbaar	door	silicium	dat	in	overvloed	beschikbaar	is.	Dat	ligt	anders	voor	
bijvoorbeeld	fosfaat.	Fosfaat	is	een	grondstof	voor	kunstmest	die	niet	te	vervangen	is	door	
een	substituut,	terwijl	kunstmest	onmisbaar	is	om	de	groeiende	wereldbevolking	te	voeden.	
Het	blijkt	wel	goed	te	recyclen	uit	bijvoorbeeld	afvalwater,	maar	als	het	eenmaal	de	oceanen	
is	ingestroomd,	is	dat	nagenoeg	onmogelijk	(het	proces	is	onomkeerbaar).		
	
Monopoliemacht en geopolitiek 

De	inzet	van	monopoliemacht	voor	geopolitieke	doelen	kan	op	korte	termijn	een	grote	
invloed	hebben	op	grondstoffenmarkten.	Dergelijke	geopolitieke	overwegingen	hebben	
gevolgen	voor	de	leveringszekerheid	van	grondstoffen	waardoor	productieprocessen	

	
7 Deze schades zijn gebaseerd op emissies uit 2007. Het PBL berekent momenteel recentere cijfers voor de milieuschade 
in Nederland die ontstaat bij de emissie van schadelijke stoffen.  
8 Zo zijn de nu bekende reserves aan bijvoorbeeld olie of goud groter dan tien jaar geleden, ondanks de winning ervan. 
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verstoord	raken.9	Empirisch	bewijs	suggereert	echter	dat	het	vermogen	van	landen	om	een	
grondstoffenmarkt	langdurig	te	beïnvloeden	beperkt	is	(zie	ook	het	kader	‘Een	korte	
geschiedenis	van	zeldzame	aardmetalen’).	Door	toetreding	van	aanbieders	en	opening	van	
nieuwe	winningslocaties	is	het	effect	vaak	tijdelijk	(Pothen,	2014).	Hoge	prijzen	wakkeren	
bovendien	technologische	ontwikkeling	aan	met	nieuwe	oplossingen	die	de	afhankelijkheid	
van	grondstoffen	het	hoofd	bieden.	
	

	
	
Te laag innovatietempo 

Innovatie	in	duurzame	technologieën	is	een	belangrijk	hulpmiddel	bij	het	tegengaan	van	
vervuiling	en	grondstoffenuitputting.	Dergelijke	innovatie	zal	echter	vanuit	maatschappelijk	
perspectief	te	langzaam	gaan.	Dit	komt	doordat	een	deel	van	de	kennis	terechtkomt	bij	
concurrenten	(CPB,	2016b).	Daarnaast	is	sprake	van	‘padafhankelijkheid’:	nieuwe	innovaties	
bouwen	verder	op	bestaande	kennis.	Omdat	vervuilende	technologieën	een	grotere	
kennisbasis	hebben	opgebouwd	in	het	verleden,	profiteren	deze	meer	van	zogeheten	
‘kennisspillovers’	(Mot	et	al.,	2018).	

Een gebalanceerde circulaire economie 

De	juiste	prikkels	scheppen	de	voorwaarden	voor	een	gebalanceerde	circulaire	economie	
waarin	grondstoffen‐	en	materiaalgebruik	efficiënter	worden	en	de	leefomgeving	schoner.	Ze	
zorgen	er	namelijk	voor	dat:	(1)	bij	het	winningstempo	rekening	wordt	gehouden	met	
milieuschade,	(2)	een	afweging	plaatsvindt	tussen	iets	in	de	kringloop	houden	(reparatie	en	
hergebruik)	of	weggooien,	(3)	zogeheten	‘ecodesign’	(milieugerichte	productontwikkeling),	
gerecyclede	grondstoffen	en	duurzame	verdienmodellen	meer	kans	krijgen,	en	(4)	meer	
wordt	geïnvesteerd	in	schone	en	zuinige	technologieën.		
	

	
9 In dat verband wordt wel gesproken over zogeheten kritieke materialen. Analyses van kritieke materialen proberen die 
grondstoffen op te sporen waar een hoge kans op verstoringen in het aanbod samengaat met een grote economische 
kwetsbaarheid voor zulke verstoringen. Dergelijke analyses worden gemaakt voor de Europese Unie (Europese 
Commissie, 2017) en ook specifiek voor Nederland (Bastein en Rietveld, 2015).  

Een korte geschiedenis van zeldzame aardmetalen 

Zeldzame aardmetalen worden veel toegepast in nieuwe technologie. De vraag ernaar is daarom sterk 
toegenomen in de afgelopen decennia. Ondanks hun naam zijn zeldzame aardmetalen helemaal niet 
zo zeldzaam. Ze komen op veel plaatsen voor, maar niet overal in rendabel winbare concentraties. De 
winning van zeldzame aardmetalen gaat vaak wel gepaard met grote milieuschade. 
 
Tot 1996 was de Mountain Pass Mine in de Verenigde Staten een belangrijke bron voor zeldzame 
aardmetalen. Milieuproblemen en concurrentie uit China bezegelden het lot van deze mijn in 2002. De 
productie was vanaf dat moment voor een groot deel geconcentreerd in China (waar men het niet zo 
nauw neemt met het milieu). In de periode 2008-2011 scherpte China zijn exportrestricties aan. De 
resulterende prijsschok leidde tot een toename van exploratie buiten China, heropening van de 
Mountain Pass Mine en een geschil bij de Wereldhandelsorganisatie, waar China uiteindelijk in het 
ongelijk werd gesteld. 
 
De Mountain Pass Mine is intussen weer failliet. Maar de Chinese dominantie staat onder druk: 
toegenomen exploratie en onderzoek leidden enkele jaren geleden tot de ontdekking van grote 
hoeveelheden zeldzame aardmetalen rondom het Japanse eiland Minamitorishima en meer recent tot 
een veelbelovende technologie om deze aardmetalen te winnen (Takaya et al., 2018). 	
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‘Gebalanceerd’	is	niet	hetzelfde	als	‘maximaal’.	Een	gebalanceerde	circulaire	economie	is	
gericht	op	een	optimale	benutting	van	de	maatschappelijke	voordelen	van	een	meer	
circulaire	economie	ten	opzichte	van	de	kosten	die	daarmee	gepaard	gaan.	Als	de	circulaire	
economie	te	ver	wordt	doorgevoerd,	worden	kosten	gemaakt	waar	geen	of	te	weinig	
voordelen	tegenover	staan.	Een	gebalanceerde	circulaire	economie	is	dus	niet	gelijk	aan	een	
volledig	circulaire	economie	zonder	grondstoffenwinning,	zonder	afval	en	met	volledige	
recycling	(zie	ook	het	kader	‘Kwaliteit	boven	kwantiteit	bij	recycling	van	plastic’).		
	
Wanneer	bijvoorbeeld	het	invoeren	van	een	belasting	de	prijs	van	een	product	zowel	de	
productiekosten	als	de	kosten	van	vervuiling	dekt,	dan	wordt	op	een	maatschappelijk	
optimaal	niveau	geproduceerd	en	geconsumeerd.	Het	verder	terugdringen	van	ecologische	
schade	levert	dan	niet	meer	baten	op	dan	dat	het	reduceren	maatschappelijk	gezien	kost.	Het	
woord	‘maatschappelijk’	is	hier	cruciaal:	het	gaat	om	alle	kosten	en	baten,	inclusief	milieu,	
natuur	en	gezondheid.	Dit	betekent	dus	niet	dat	er	geen	milieuschade	meer	zal	zijn,	maar	dat	
de	milieuschade	op	een	maatschappelijk	aanvaardbaar	niveau	is.	
	

	
	
In	een	circulaire	economie	zullen	het	verdienvermogen	en	de	werkgelegenheid	in	Nederland	
anders	zijn	dan	nu,	maar	waarschijnlijk	niet	per	se	groter	(PBL	en	CPB,	2018).	Dat	is	een	
belangrijke	notie:	circulair	beleid	is	dus	geen	banenmotor.	De	juiste	prikkels	leiden	tot	
aanpassingen	in	de	economie.	Duurzame	activiteiten	komen	makkelijker	tot	bloei.	Sectoren	
die	veel	ecologische	schade	veroorzaken,	komen	onder	druk	te	staan.		
	
Mogelijk	remt	milieubeleid	op	de	korte	termijn	de	economische	groei.	Het	kost	immers	wat.	
Dat	staat	een	uiteindelijke	toename	van	de	maatschappelijke	welvaart	echter	niet	in	de	weg	
(CPB,	2016a).	De	kwaliteit	van	leven	zal	immers	wel	degelijk	toenemen	door	een	verbeterde	
leefomgeving.	

	  

Kwaliteit boven kwantiteit bij recycling van plastic 

CPB (2017) laat zien dat het intensiveren van het scheiden van huishoudelijk kunststofafval (bijvoorbeeld 
met de ‘plastic heroes’) niet automatisch tot meer milieuwinst leidt. Het probleem is de beperkte kwaliteit 
van het ingezamelde plastic. De toepassingen van dit gerecyclede plastic zijn hierdoor beperkt, waardoor 
de marktprijs laag is: bijna nul of soms zelfs negatief. Tegelijkertijd gaat het inzamelen, sorteren en 
recyclen van plastic gepaard met aanzienlijke kosten. Meer recycling zorgt voor nog meer van een slecht 
toepasbaar product. De verwerkingsbedrijven slaan het dan ook vaak maar op in afwachting van betere 
tijden, maar opslaan is kostbaar. Of ze leveren het alsnog aan om te verbranden. De milieuwinst komt 
daarmee onder druk te staan. Beleid zou zich beter kunnen richten op het verhogen van de kwaliteit en 
het terugdringen van de kosten van inzameling, sortering en recycling. 









































14) Donnerstag, 23.1.2020  

Typisch deutsch? Technikethik und Nachhaltigkeitstheorie. 

Referat: Kategorien einer deutschen Definition von Nachhaltigkeit. 

Reader: 

• Felix Ekardt, Nachhaltigkeit, in: Handbuch Techniethik, hg. v. Armin Grunwald, 
Stuttgart 2013, S. 187-192 

• Manfred Linz, Umweltethik, in: Evangelisches Soziallexikon, hg. v.  Jörg Hübner u. 
a., Stuttgart 92016, Sp. 1586-1592 

 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Vergleichen Sie die Schwerpunktsetzung in den Handbuchbeiträgen von Ekardt und 
Linz unter dem Gesichtspunkt der Konstruktion von Nachhaltigkeit: 1 Seite. 

 



















15) Donnerstag, 30.1.2020 

Kommunikationsstrategien und Agenda setting bei Fridays for future NL 

Referat:  

• Exemplarische Medienanalyse der Darstellung von fünf Aktionen von Fridays for 
future NL und DE auf Facebook: Themen, Selbstdarstellung, Sprache und 
Bildsprache. 

Reader:  

• https://www.facebook.com/FridaysForFutureNL/ [01.06.2019] 
• https://www.facebook.com/fridaysforfuture.de/ [01.06.2019] 
• https://www.deutschlandfunk.de/fridays-for-future-zehntausende-demonstrieren-fuer-

mehr.1783.de.html?dram:article_id=449706 [01.06.2019] 
• https://www.tu-chemnitz.de/tu/pressestelle/2019/05.29-13.48.html [01.06.2019] 

 

Arbeitsauftrag für alle:  

- Fassen Sie die wesentlichen Erkenntnisse des Seminars zur Entwicklung von der 
Umweltbewegung der 1970er Jahre in den Niederlanden und in der Bundesrepublik 
über die Anthropozän-Debatte bis zu Fridays for future thesenförmig zusammen. 

 

https://www.facebook.com/FridaysForFutureNL/
https://www.facebook.com/fridaysforfuture.de/
https://www.deutschlandfunk.de/fridays-for-future-zehntausende-demonstrieren-fuer-mehr.1783.de.html?dram:article_id=449706
https://www.deutschlandfunk.de/fridays-for-future-zehntausende-demonstrieren-fuer-mehr.1783.de.html?dram:article_id=449706
https://www.tu-chemnitz.de/tu/pressestelle/2019/05.29-13.48.html


 Quelle: Technische Universität Chemnitz, Erste Ergebnisse einer unternationalen Befragung der 

Schülerstreiks fürs Klima, 29.05.2019, online unter https://www.tu-

chemnitz.de/tu/pressestelle/2019/05.29-13.48.html, eingesehen am 21.06.2019. 

Pressemitteilung vom 29.05.2019 

Erste Ergebnisse einer internationalen 

Befragung der Schülerstreiks fürs Klima 

Professur Kultur- und Länderstudien Ostmitteleuropas der TU Chemnitz beteiligte sich 

an einer internationalen Befragung der weltweiten #FridaysForFuture-Schülerproteste  

Die #FridaysForFuture-Bewegung hat am 24. Mai 2019 zu einem zweiten weltweiten 

Protesttag mobilisiert. Bei der ersten globalen Mobilisierung am 15. März dieses Jahres haben 

sich insgesamt weltweit 1.6 Millionen Menschen dem Schülerstreik angeschlossen. Die 

Professur Kultur- und Länderstudien Ostmitteleuropas der Technischen Universität Chemnitz 

hat gemeinsam mit einem internationalen Netzwerk von Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftlern Demonstrantinnen und Demonstranten in 13 Städten in neun Ländern 

während der ersten Mobilisierungswelle befragt – insgesamt wurden mehr als 10.000 

Protestierende angesprochen und es liegen knapp 2.000 ausgefüllte Fragebögen vor. Auch bei 

der Befragung der zweiten globalen Mobilisierung war die Professur Kultur- und 

Länderstudien Ostmitteleuropas beteiligt – hier warten die beteiligten Kolleginnen und 

Kollegen auf die Rückläufer. Die Verwendung desselben Forschungsdesigns, das sich 

wesentlich an der Methodologie des Großprojekts "Caught in the Act of Protest: 

Contextualizing Contestation" (http://www.protestsurvey.eu) orientiert, erlaubt es, gesicherte 

Aussagen über diejenigen zu treffen, die für eine klimafreundlichere Politik auf die Straße 

gegangen sind. 

 

Junge Frauen sind bei Demonstrationen besonders stark präsent 

 

„Die Ergebnisse der ersten Befragungsrunde zeigen, was nicht überraschend ist, dass sich an 

einem Schülerstreik vorwiegend die Altersgruppe der 14- bis 19-Jährigen beteiligt, auch wenn 

die Unterscheide zwischen den einzelnen Demonstrationen groß waren – der Median für alle 

Sample beträgt 21 Jahre und variiert zwischen 16 in Amsterdam und 40 in Brüssel“, berichtet 

Projektleiter Dr. Piotr Kocyba. Überraschender als das junge Alter der Demonstrantinnen und 

Demonstranten sei die Dominanz weiblicher Teilnehmer, die beispielsweise in Amsterdam, 

Florenz, Warschau oder Wien sogar 70 Prozent der Protestierenden ausmachten. „Bisherige 

Demonstrationsbefragungen zeigen ein eher ausgeglichenes Verhältnis zwischen den 

Geschlechtern, wobei feministische Demonstrationen überwiegend Frauen und rechte 

Demonstrationen überwiegend Männer anziehen“, so Kocyba. Die überproportionale 

Teilnahme von Frauen an den FFF-Demonstrationen sei auf die starke Präsenz weiblicher 

Führungsfiguren zurückzuführen. 

 

Eine neue Klimabewegung scheint sich zu etablieren 

 

Vor dem Hintergrund des jungen Alters überrascht die Wissenschaftlerinnen und 

Wissenschaftler auch der Umstand nicht, dass es sich bei den Demonstrantinnen und 

Demonstranten häufig um erstmalig mobilisierte Aktivistinnen und Aktivisten handelt. 35 

Prozent der demonstrierenden Schülerinnen und Schüler haben sich am 15. März 2019 das 

erste Mal an einer Demonstration beteiligt. Die überwältigende Mehrheit der Protestierenden 

ist auch weder Mitglied einer Umweltorganisation, noch unterstützt sie eine solche finanziell. 

Nur 8,6 Prozent der Schülerinnen und Schüler sind aktive oder passive Unterstützer einer 

http://www.protestsurvey.eu/


 Quelle: Technische Universität Chemnitz, Erste Ergebnisse einer unternationalen Befragung der 

Schülerstreiks fürs Klima, 29.05.2019, online unter https://www.tu-

chemnitz.de/tu/pressestelle/2019/05.29-13.48.html, eingesehen am 21.06.2019. 

solchen Organisation. Im Gegensatz dazu sind 42 Prozent der erwachsenen Demonstrantinnen 

und Demonstranten in einer Umweltorganisation engagiert. Die FFF-Bewegung und hier allen 

voran Greta Thunberg aus Schweden schaffen es damit, junge Menschen zivilgesellschaftlich 

erstmals zu aktivieren. 44 Prozent der Schülerinnen und Schüler gaben an, dass Thunberg sie 

zur Teilnahme an den Protesten motivierte. „Die signifikante Zahl junger und häufig 

erstmaliger Aktivistinnen und Aktivisten scheint die Möglichkeit für die Etablierung einer 

neuen Klimabewegung zu eröffnen, die jenseits etablierter Akteure und Organisationen ihre 

Ziele verfolgt“, meint Kocyba. 

 

Die Professur Kultur- und Länderstudien Ostmitteleuropas der TU Chemnitz beteiligte sich an 

der internationalen Befragung dank der Förderung des Bundesministeriums für Bildung und 

Forschung und war zuständig für die Datenerhebung in Warschau und Budapest. 

 



 

Quelle: Dieter, Nürnberger, Fridays for Future. Zehntausende demontrieren für mehr Klimaschutz, 

24.05.2019, online unter https://www.deutschlandfunk.de/fridays-for-future-zehntausende-

demonstrieren-fuer-mehr.1783.de.html?dram:article_id=449706, eingesehen am 21.06.2019. 

 

Fridays for future 

Zehntausende demonstrieren für mehr 

Klimaschutz 

17.000 in Hamburg, 12.000 in Köln: Bundesweit sind zehntausende vor allem junge 

Menschen auf die Straße gegangen, um für besseren Klimaschutz zu demonstrieren. Sie 

machten zwei Tage vor der Europawahl erneut deutlich: Der Klimawandel ist für sie das 

entscheidende Thema. 

Von Dieter Nürnberger 

 
„Fridays for future“ Demonstration im Berliner Tiergarten (www.imago-images.de) 

Nicht nur in Deutschland, auch weltweit glichen sich die Bilder: Jeweils tausende 

Schülerinnen und Schüler gingen anlässlich des ausgerufenen internationalen 

Klimaprotesttags auf die Straße. In vielen Metropolen der Welt und auch in Berlin, wo vor 

dem Brandenburger Tor mehrere tausend Teilnehmer für einen konsequenteren Klimaschutz 

demonstrierten. Die Bewegung „Fridays for future“ organisiert seit Monaten jeweils am 

Freitag Schulstreiks. Und heute – während vielerorts in Europa schon das EU-Parlament 

gewählt wird – ging es auch darum, zum Urnengang am Sonntag in Deutschland zu 

motivieren. Einige Teilnehmer sind Erstwähler – sie hoffen, dass die Abstimmung zur 

„Klimawahl“ wird: 



 

Quelle: Dieter, Nürnberger, Fridays for Future. Zehntausende demontrieren für mehr Klimaschutz, 

24.05.2019, online unter https://www.deutschlandfunk.de/fridays-for-future-zehntausende-

demonstrieren-fuer-mehr.1783.de.html?dram:article_id=449706, eingesehen am 21.06.2019. 

 

„Ich hoffe, dass das auch Auswirkungen drauf hat, wie die Leute wählen. Dass sie nicht die 

falschen Parteien wählen – jene, die sich erst viel zu spät um das Problem kümmern wollen. 

„Diese Europawahl gibt sogar für die nächsten Jahrzehnte den Weg vor: Bewegen wir uns 

nach rechts oder links, und wie wichtig ist den Europäern das Klima.“ 

Lehrer und Eltern solidarisieren sich 

In Hamburg zählte die Polizei 17.000 Demonstranten, in Köln sprachen die Veranstalter von 

12.000 Teilnehmern. Auch in vielen kleineren Städten forderten Schülerinnen und Schüler 

beispielsweise, dass Deutschland schon bis zum Jahr 2030 aus der klimaschädlichen 

Kohleverstromung aussteigt und auch schneller als bisher von der Regierung geplant auf 100 

Prozent erneuerbare Energien setzt. 

Aus den anfänglich reinen Schülerprotesten ist inzwischen eine breitere Bewegung 

entstanden. Längst solidarisieren sich Lehrer, Eltern und auch viele Wissenschaftler und 

Künstler. In Berlin waren erstmals auch die „Unternehmer for future“ mit dabei. Ein noch 

neues Bündnis sagt Katharina Reuter, Sprecherin des Verbandes „Unternehmensgrün“. Es 

seien nicht nur Firmen aus der alternativen Szene dabei. 

„Unter den inzwischen über 1.300 unterzeichnenden Unternehmen befinden sich auch „ganz 

normale“ Mittelständler. Etwa aus dem Bereichen Maschinenbau oder IT-Software. Und auch 

Großunternehmen wie „Remondis“ oder „Veolia".“ 

So fordern die „Unternehmer for Future“ beispielsweise mehr klimapolitische 

Planungssicherheit von der Politik und ebenso eine wirksame und ansteigende CO2-

Besteuerung. 

Protest soll weitergehen 

Für viele Schüler dürfte die Teilnahme am heutigen internationalen Protesttag die letzte große 

Demonstration vor den vielerorts nahenden Schulferien gewesen sein. Was aber noch lange 

nicht heißt, dass sie ihren Protest einstellen wollen: 

„In der Zeit, wo wir nicht im Urlaub sind, ja. Da ist ja keine Schule, da verpasst man dann 

auch nichts, wenn man nicht zur Schule geht.“ 

„Der Protest geht weiter. Ich habe zwar mein Abi schon jetzt abgeschlossen, ich werde aber 

trotzdem noch weiter auf die Straße gehen. Wir müssen kämpfen.“ 

Für den Herbst ist bereits jetzt eine Aktionswoche angekündigt. Am 20. September soll diese 

mit einem weltweiten Streik beginnen. Nicht nur der Schülerinnen und Schüler, sondern auch 

von Erwachsenen. Die „Fridays for future“ -Bewegung hofft damit – so wörtlich – auf einen 

Wendepunkt in der Geschichte. 

 

 



 Quelle: Facebook (Fridays for Future Deutschland),0 5.06.2019, online unter 
https://www.facebook.com/fridaysforfuture.de/, eingesehen am 21.06.2019. 

Facebook-Post vom 05.06.2019 
 

 Noch weniger als drei Wochen bis wir uns alle bei #ac2106 in Aachen sehen. Für 

grenzenlose Solidarität und einen gemeinsamen internationalen Kampf gegen die Klimakrise 

werden wir mit jungen Aktivist*innen aus ganz Europa zentral auf die Straße gehen. Das 

Organisationsteam hat hier alle wichtigen Fragen für euch im Überblick beantwortet. Und 

jetzt? Sprecht mit euren Freunden oder sucht andere Leute aus eurer Ortsgruppe und bucht 

eure Tickets! Alleine fahren geht natürlich auch, denn im Sonderzug werdet ihr auf ganz viele 

gleichgesinnte und offene Menschen treffen! Nur zusammen sind wir stark. Also worauf 

wartet ihr noch?  

 

 
 



Quelle: Fridays for Future Netherlands  (Facebook), 12.05.2019, online unter 

https://www.facebook.com/FridaysForFutureNL/, eingesehen am 21.06.2019. 

 

Fridays for Future Netherlands 

12. Juni, 05:30  

Doe mee met de strijd.  

Doe vooral je best naar je eigen impact te kijken en te verbeteren, maar staar je er niet blind 

op, schaam je er niet voor. We hebben overheidsbeleid nodig. We hebben systeemverandering 

nodig. En daarvoor hebben we iedereen nodig.  

Ook mensen die veel vlees eten, ook mensen die twee keer per jaar op vliegvakantie gaan, 

enz. 

Het huidige beleid is nog steeds om met vele miljarden (subsidie) vervuiling goedkoper te 

maken, terwijl de investering in duurzame oplossingen 5 keer zo weinig is. 

Daar kan je als consument met een laag tot normaal inkomen niet tegenop verduurzamen. 

Althans het is erg moeilijk. 

Wat je wel kan doen, is in opstand komen. 

Je protest-stem laten horen. Zoals 1,9 miljoen mensen al hebben gedaan. 

Doe met ons mee.  

FridaysForFuture NL 

Bijvoorbeeld in Deventer of Zeist om 9:00 voor het stadhuis, of in Groningen om 13:00 op de 

Grote Markt, iedere vrijdag.  

Fridays For Future Deventer 

Groningen: https://www.facebook.com/events/2356930537924093 

Of deze zaterdag in Amsterdam vanaf 17:30 of Utrecht vanaf 16:30 

https://www.instagram.com/youthforclimateadam/ 

https://www.instagram.com/youthforclimate.utrecht 

En later, tijdens de grote internationale (stakings)actieweek 20 t/m 27 September, die zal je 

niet willen, of kunnen missen! 💪 

#FridaysForFuture #FridaysForFutureNL #KlimaatActie #YouthForClimate 

 

 

 

vox.com 

"I work in the environmental movement. I don’t care if you recycle." 
 

https://www.facebook.com/FridaysForFutureNL/?hc_ref=ARR7Rzw6D3rRxE0U7D7ckCz6FJzARJG6IIUH3I5va6Kw92zU9bTGpncdJlqV6-CSauk&fref=nf&__xts__%5B0%5D=68.ARBYej2QpyiovTfhRE3bjkr-lkGErRr6dYKtcKkgR-Ini3Hq4m2cp97GzX0TQ9EmYjN_7p1o0iupnbS3aqykea88PlamrpnCUzFHf2q1ONIjzvq9ofP-oGVP8Cs6Yk-QEOBfeSnchPlmJJC64eEIqDAPd2TGr_Ew5-SbC9r2T3q-5bZKsAST3LFW9cT7ICy3PRbzp7t_-vLYc-jV8OoVATqU4LDhk9v2jYoInTJ-wQVN3C2oR0JFsOBYnGYvLA1oF8Za_00bjpeWl-qJzeKBrZrcTEORxn_6kC41uXbA8Nld6b1v8gnChhRE8Ki_nnmOCXl5c55EuGVD6MM-GNN86n4s-aWhtvyWtpd1cJjhpIDd5cb0IQ&__tn__=kC-R
https://www.facebook.com/FridaysForFutureNL/posts/2282941535094094?__xts__%5B0%5D=68.ARBYej2QpyiovTfhRE3bjkr-lkGErRr6dYKtcKkgR-Ini3Hq4m2cp97GzX0TQ9EmYjN_7p1o0iupnbS3aqykea88PlamrpnCUzFHf2q1ONIjzvq9ofP-oGVP8Cs6Yk-QEOBfeSnchPlmJJC64eEIqDAPd2TGr_Ew5-SbC9r2T3q-5bZKsAST3LFW9cT7ICy3PRbzp7t_-vLYc-jV8OoVATqU4LDhk9v2jYoInTJ-wQVN3C2oR0JFsOBYnGYvLA1oF8Za_00bjpeWl-qJzeKBrZrcTEORxn_6kC41uXbA8Nld6b1v8gnChhRE8Ki_nnmOCXl5c55EuGVD6MM-GNN86n4s-aWhtvyWtpd1cJjhpIDd5cb0IQ&__tn__=-R
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